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DAS EUROPAISCHE MIGRATIONSNETZWERK

Das Europidische Migrationsnetzwerk (EMN) wurde im Jahr 2003
von der Europiischen Kommission im Auftrag des Europdischen Rates
eingerichtet, um dem Bedarf eines regelmifSigen Austausches von verlisslichen
Informationen im Migrations- und Asylbereich auf europiischer Ebene
nachzukommen. Seit 2008 bildet die Ratsentscheidung 2008/381/EG die
Rechtsgrundlage des EMN und es wurden Nationale Kontaktpunkte
(NKP) in den Mitgliedstaaten der Europiischen Union (mit Ausnahme
Dinemarks, welches Beobachterstatus hat) und in Norwegen geschaffen.

Aufgabe des EMN ist es, den Institutionen der Europiischen Union
(EU) sowie nationalen Behérden und Institutionen aktuelle, objektive,
verlissliche und vergleichbare Informationen iiber Migration und Asyl bereit-
zustellen, um die diesbeziigliche Politikgestaltung in der EU zu unterstiitzen.
Aufgabe des EMN ist es auch, die breite Offentlichkeit mit Informationen
zu der genannten Thematik zu versorgen.

Der NKP Osterreich ist — basierend auf einem Abkommen mit dem
Bundesministerium fiir Inneres — in der Abteilung fiir Forschung und Migra-
tionsrecht des Landesbiiros fiir Osterreich der Internationalen Organisation
fir Migration (IOM) angesiedelt. Das IOM Biiro wurde 1952 eingerichtet,
als Osterreich eines der ersten Mitgliedstaaten der Organisation wurde.
Hauptaufgabe des IOM Landesbiiros ist es, nationale Migrationsthemen
und aufkommende Trends zu analysieren und entsprechende nationale
Projekte und Programme zu planen und umzusetzen.

Zu den Hauptaufgaben der NKP im Rahmen der Umsetzung des
EMN-Arbeitsprogramms zihlen die Erstellung der jihrlichen Politikberichte,
die Erstellung themenspezifischer Studien, die Beantwortung der von anderen
NKP oder der Europiischen Kommission gestellten Ad-hoc-Anfragen, sowie
die Umsetzung von Aktivititen zur Forderung der Sichtbarkeit des EMN und
die Netzwerkarbeit in verschiedenen Foren. Dariiber hinaus richten die NKP
in jedem Land nationale Netzwerke aus Organisationen, Institutionen
und Einzelpersonen ein, welche im Bereich Migration und Asyl titig sind.

Grundsitzlich betreiben die NKP keine Primirforschung, sondern
sammeln und analysieren bereits vorhandene Daten und Informationen;
bei Bedarf werden diese durch die eigenstindige Erhebung von zusitzlichen



Informationen erginzt. EMN-Studien werden nach gemeinsamen Studien-
vorlagen erstellt, um innerhalb der EU und Norwegens vergleichbare Ergeb-
nisse zu erzielen. Da die Vergleichbarkeit der Ergebnisse hdufig mit Heraus-
forderungen verbunden ist, hat das EMN ein Glossar erstellt, welches die
Anwendung einheitlicher Definitionen und Terminologien in allen nationalen
Berichten sicherstellt.

Nach der Fertigstellung der nationalen Berichte erstellt die Europiische
Kommission mithilfe eines Dienstleisters einen Synthesebericht, welcher
die wichtigsten Ergebnisse der einzelnen nationalen Berichte zusammenfasst.
Zusitzlich werden themenspezifische Kurzbeschreibungen, sogenannte
EMN:-Informs, als kurze Zusammenfassungen und Vergleiche nationaler
Ergebnisse zu ausgewihlten Themen erstellt. Alle nationalen Studien, Synthese-
berichte, Informs und das Glossar sind auf der Webseite der Generaldirektion
Migration und Inneres der Europidischen Kommission verfiigbar.
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ZUSAMMENFASSUNG

Osterreichs regulires Einbiirgerungsverfahren gilt als eines der strik-
testen der Welt. Vor allem seit 1998 wurden die Einbiirgerungsregelungen
stetig verschirft (Reichel, 2011:94). So wurden beispielsweise 1998 die
Verleihungshindernisse teilweise strenger und der Nachweis von Sprach-
kenntnissen eingefiihrt. Im Jahr 2006 wurde unter anderem der Nachweis des
gesicherten Lebensunterhalts erheblich erschwert (Stadt Wien, 2017:49)
und im Jahr 2011 die Nachweise der Sprachkenntnis weiter verschirft. 2018
wurde die Wartefrist fiir die Verleihung der Staatsbiirgerschaft an Asylberechtigte
von 6 Jahren auf 10 Jahre angehoben. Ebenso wurden im Juli 2018 die mit
der Antragstellung und Verleihung der Staatsbiirgerschaft verbundenen
Bundesgebiihren um 14 Prozent erhht (Heilemann, 2019:41).

Wenngleich der Wert der 6sterreichischen Staatsbiirgerschaft nicht unter-
schitzt werden sollte und der sterreichische Reisepass nach Einschitzung einer
auf den Staatsbiirgerschaftserwerb spezialisierten internationalen Kanzlei eine
»ausgezeichnete Reputation® hat und daher zu den ,besten Reisedoku-
menten der Welt“ zihlt, so scheinen die restriktiven Einbiirgerungsvoraus-
setzungen eher dazu zu fithren, dass die dsterreichische Staatsbiirgerschaft
eher weniger hiufig beantragt wird. Im Allgemeinen ist die Wahrschein-
lichkeit der Einbiirgerung in jenen Staaten niedriger, in denen restriktive
gesetzliche Vorgaben bestehen (Huddleston und Falcke, 2019). Dementsprechend
lag die Einbiirgerungsquote in Osterreich im Jahr 2017 mit 0,7 Prozent
deutlich unter dem europiischen Durchschnitt von 2,4 Prozent. Damit
belegte Osterreich im EU-28-Vergleich lediglich den 26. Platz.

Obwohl die Anzahl der Personen, die die dsterreichische Staatsbiirgerschaft
im Zeitraum 2014 bis 2018 erworben haben, kontinuierlich gestiegen ist, blieb
die Einbiirgerungsrate konstant. Waren es 2014 noch 7.693 Personen, so
wurden 2018 bereits 9.450 Personen eingebiirgert (+23%). Die Einbiirgerungsrate,
d.h. das Verhiltnis von Einbiirgerungen zur Zahl der in Osterreich lebenden Staats-
angehorigen derselben Gruppe, blieb im Gegensatz zur absoluten Anzahl der Fin-
biirgerungen allerdings tiber die Jahre 2014 bis 2018 bei 0,7 Prozent konstant.
Daraus lisst sich schlieflen, dass die gestiegene Anzahl der Einbiirgerungen mit der
Zunahme der auslindischen Wohnbevélkerung und nicht mit einem zunechmenden
Interesse, die dsterreichische Staatsbiirgerschaft zu erlangen, zusammenhingt.
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Der Blick auf die Staatsangehorigkeit jener Personen, die in den Jahren
2014 bis 2018 eingebiirgert wurden, zeigt eine stabile Entwicklung. Bei
den Drittstaatsangehorigen standen Bosnien und Herzegowina, die Tiirkei
und Serbien auf den Plitzen eins bis drei. Einzige Ausnahme ist das Jahr
2017, in dem Kosovo' an dritter Stelle stand. Bei den EU-Staatsangehérigen
waren es Ruminien und Deutschland gefolgt von Kroatien bzw. Ungarn.
Im Hinblick auf Geschlecht und Alter zeigt sich, dass in den Jahren 2014
bis 2018 in Osterreich eingebiirgerte Personen iiberwiegend weiblich und
im Haupterwerbsalter waren, wobei der Anteil der Madchen/Frauen unter
EU-Staatsangehérigen hoher und der Anteil der Personen im Haupterwerbs-
alter niedriger war als bei Drittstaatsangehorigen: So waren durchschnitdich
52 Prozent der eingebiirgerten Drittstaatsangehérigen und 61 Prozent der
eingebiirgerten EU-Staatsangehérigen weiblich und 60 Prozent der Dritt-
staatsangehorigen sowie 58 Prozent der EU-Staatsangehérigen zwischen
20 und 64 Jahre alt.

Die Verleihung der Staatsbiirgerschaft erfordert in den meisten Fillen
die Erfuillung einer ganzen Reihe an allgemeinen Verleihungsvoraussetzungen.
Zu diesen allgemeinen Verleihungsvoraussetzungen zihlt in den meisten
Fillen etwa ein rechtmifSiger und ununterbrochener Mindestaufenthalt in
Osterreich oder der Nachweis von ausreichenden Deutschkenntnissen.
Auflerdem sind Grundkenntnisse der demokratischen Ordnung und der
sich daraus ableitbaren Grundprinzipien sowie der Geschichte Osterreichs
und des jeweiligen Bundeslandes eine Voraussetzung fiir jegliche Verleihung
der Staatsbiirgerschaft. Zusitzlich miissen Fremde, die die 6sterreichische
Staatsbiirgerschaft anstreben, nachweisen, dass sie sich bis zur Antragstellung
angemessen verhalten haben und nicht negativ auffillig wurden. Ein weiteres
entscheidendes Kriterium fiir die Staatsbiirgerschaftsverleihung ist die finan-
zielle Situation der antragstellenden Person. Die osterreichische Staatsbiirger-
schaft darf nimlich nur verlichen werden, wenn der Lebensunterhalt der
fremden Person entweder hinreichend gesichert ist oder der Lebensunter-
halt zwar nicht oder nicht in ausreichendem Mafle gesichert ist, die be-
troffene Person die Griinde dafiir aber nicht zu verantworten hat. Ausgehend
von den im Jahr 2017 durchschnittlich pro Wohnung und Monat anfal-
lenden Mietkosten und unter Beriicksichtigung des Freibetrages, war im

1 Der Verweis auf Kosovo ist im Sinne der Resolution 1244 (1999) des Sicherheitsrats
der Vereinten Nationen zu verstehen.
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Jahr 2017 ein jihrlich verfiigbarer Nettobetrag von mindestens rund
EUR 13.200 nétig, um den gesetzlichen Vorgaben zum gesicherten Lebens-
unterhalt zu entsprechen. Die statistischen Daten zeigen, dass mit mehr als
30 Prozent ein wesentlicher Anteil der in Osterreich unselbststindig Erwerbs-
titigen nicht in der Lage sind, jene Betrige, die zum Nachweis des gesicherten
Lebensunterhalts notwendig sind, ausschliellich aufgrund ihrer Erwerbs-
titigkeit zu erreichen.

Nach &sterreichischer Rechtslage stellt der Erhalt der Staatsbiirger-
schaft den ,Endpunkt eines umfassenden Integrationsprozesses® dar. Nach
dieser ,Integration vor Einbiirgerung“-Politik sollen einbiirgerungswillige
Personen also zuerst ihre Integrationsleistung erbringen, die bereits wihrend
des fiir den Staatsbiirgerschaftserwerb nétigen — und je nach Erwerbs-
grund unterschiedlich langen — Mindestaufenthalts in Osterreich erfolgen
soll. Dazu gibt es auch entsprechende Angebote, wie etwa Wertekurse.
Staatsbiirgerschaftswerbende Personen miissen sich daher um die Integra-
tion und Einbiirgerung entsprechend bemiihen. Aufgrund der Integration vor
der Staatsbiirgerschaftsverleihung sollten die neu eingebiirgerten Personen
bereits gute Grundkenntnisse iiber ihre Rolle als (EU )BiirgerIn haben.
Spezifische Informationsmafinahmen iiber diese neue Rolle sind dem
Bundesministerium fiir Inneres daher nicht bekannt.

Vergleicht man die Rechtspositionen zwischen 6sterreichischen Staatsbiirg-
erlnnen und in Osterreich lediglich langfristig bzw. dauerhaft authiltigen
fremden Personen zeigt sich das Wahlrecht als wesentlicher Unterschied. Mit dem
Erwerb der Staatsbiirgerschaft wird unter anderem die umfassende politische
Mitbestimmung in Osterreich méglich. Ein weiterer wesentlicher Unterschied
zwischen fremden Personen und ésterreichischen StaatsbiirgerInnen besteht
darin, dass dsterreichischen StaatsbiirgerInnen das Recht auf Wiedereinreise
nach Osterreich nicht entzogen werden darf. Hingegen kann Fremden, die
lediglich tiber einen Aufenthaltstitel verfiigen, dieser Titel — und damit das
Recht zur Wiedereinreise — unter Umstinden entzogen werden. Mit dem
Erwerb der 6sterreichischen Staatsbiirgerschaft sind aber nicht nur Rechte, son-
dern auch Verpflichtungen verbunden. Zu diesen Verpflichtungen zihlen bei-
spielsweise die Wehrpflicht und die Mitwirkung an der Gerichtsbarkeit.

Zur Erlassung von Bescheiden in Angelegenheiten der Staatsbiirger-
schaft ist in Osterreich die Landesregierung zustindig, bei der daher auch
der Antrag zu stellen ist. Die statistischen Aufzeichnungen fiir das Jahr
2018 zeigen, dass in Osterreich insgesamt 9.450 Personen eingebiirgert
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wurden. Mit insgesamt 4.216 Personen wurden in Wien die mit Abstand
meisten Personen eingebiirgert und fast 45 Prozent der osterreichweiten
Einbiirgerungen vorgenommen. Das Burgenland biirgerte im Jahr 2018
mit 184 Personen am wenigsten Personen ein. Die im Zusammenhang mit
der Beantragung und Verleihung der Staatsbiirgerschaft anfallenden Bundes-
gebiihren sind osterreichweit einheitlich. Die mit dem Antrag verbundene
Gebiihr betrigt EUR 125,60. Zusitzlich fillt fir die Verleihung der Staats-
biirgerschaft — abhingig vom konkreten Verleihungsgrund — eine Bundes-
gebiihr in Héhe von EUR 247,90 bis EUR 1.115,30 an. Weiters ist mit
der Verleihung der Staatsbiirgerschaft eine Landesverwaltungsabgabe ver-
bunden, die je nach Bundesland unterschiedlich hoch ist. Im internationalen
Vergleich sind die mit dem Staatsbiirgerschaftserwerb in Osterreich ver-
bundenen Gebiihren und Abgaben ausgesprochen hoch und zihlen zu den
héchsten in Europa (Stadlmair, 2017:73). Eine Studie aus dem Jahr 2010
sah Osterreich hinter der Schweiz auf Platz zwei der hochsten Gebiihren.
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1. EINLEITUNG

1.1 Ziele der Studie

Diese im Rahmen des EMN durchgefiihrte Studie zielt darauf ab, die
unterschiedlichen Konzepte der EU-Mitgliedstaaten in Bezug auf den
Staatsbiirgerschaftserwerb von Drittstaatsangehorigen zu untersuchen und zu
vergleichen. Der Fokus liegt dabei auf der Einbiirgerung (Naturalisierung)
von ,neuen Migrantlnnen®, also jenen Drittstaatsangehorigen, die keine
bereits bestehende (beispielsweise ethnische, familidre oder historische)
Verbindungen in den Staat der neuen Staatsangehérigkeit haben. Im Rahmen
der Studie werden die Einbiirgerungsvoraussetzungen in den EU-Mit-
gliedstaaten sowie die Verfahren zur Feststellung, ob diese Voraussetzungen
vorliegen, beleuchtet. Ebenso wird das Konzept der Doppel- bzw. Mehr-
fachstaatsangehorigkeiten untersucht und herausgearbeitet, inwieweit ein
Zusammenhang zwischen der Einbiirgerung und der Integrationspolitik
der EU-Mitgliedstaaten besteht. Schlieflich wird geklirt, ob die Einbiirge-
rung den Endpunkt des Integrationsprozesses darstellt oder ob die Ein-
biirgerung am Beginn der Integration steht. Die Studie beschrinkt sich auf den
Staatsbiirgerschaftserwerb durch Drittstaatsangehérige der ersten Generation,
sodass die Einbiirgerung von MigrantInnen der zweiten und dritten Generation
nicht behandelt wird. In zeitlicher Hinsicht liegt der Schwerpunkt der Studie
in der Gegenwart. Jedoch sollen in Bezug auf politische und gesetzliche Ent-
wicklungen auch die vergangenen fiinf Jahre beriicksichtigt werden. Die
statistischen Auswertungen beschrinken sich auf die Jahre 2014 bis 2018.

Der vorliegende nationale Bericht Osterreichs ist Teil dieser EMN
Studie. Der Erwerb der 6sterreichischen Staatsbiirgerschaft ist nicht von der
bisherigen Staatsangehérigkeit abhingig, sodass fiir Drittstaatsangehorige
— mit allfilliger Ausnahme der Mindestaufenthaltsdauer — dieselben gesetz-
lichen Regelungen wie fiir EU-BiirgerInnen gelten. Daher beschrinken
sich die Ausfithrungen im nationalen Bericht Osterreichs nicht auf den
Staatsbiirgerschaftserwerb durch Drittstaatsangehérige, sondern beziehen
sich allgemein auf den Staatsbiirgerschaftserwerb durch fremde Personen.
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1.2 Die Staatshiirgerschaft im historischen und rechtlichen Kontext

Die Staatsbiirgerschaft in ihrer heutigen Form hat eine lange Geschichte,
ihre Urspriinge gehen zuriick bis in die griechische Antike (Kind,
2017a:Einleitung Rz 21). Fiir das moderne Staatsbiirgerschaftskonzept war
insbesondere die Franzésische Revolution und ihre Idee der grundsitzlichen
Gleichheit aller Menschen vor dem Gesetz ausschlaggebend. Dieses Konzept
verbreitete sich in weiterer Folge in immer mehr Staaten (Stiller 2011:18f).
In Osterreich wurde eine einheitliche Staatsbiirgerschaft erstmals im Allge-
meinen Biirgerlichen Gesetzbuch 1811 (ABGB)? vorgesehen.? Ein eigen-
stindiges Gesetz ,iiber den Erwerb und den Verlust der Landes- und Bundes-
biirgerschaft” wurde erst 1925 erlassen (Kind, 2017a:Einleitung Rz 35).*

Die Begriffe Staatsangehérigkeit und Staatsbiirgerschaft werden meist
synonym verwendet, obwohl damit unterschiedliche Personengruppen
gemeint sind. Wihrend die Staatsangehorigkeit lediglich die formelle Zuge-
horigkeit einer Person zu einem Staat nach vélkerrechtlichen Aspekten be-
schreibt (Slominski, 2001:28), bezieht sich die Staatsbiirgerschaft auf die
nationalen, innerstaatlichen Aspekte (Weis, 1956:5), oftmals beispielsweise
politische Rechte. Die Festlegung der Voraussetzungen fiir den Erwerb
und den Verlust der Staatsangehérigkeit fillt nach dem Vélkerrecht in die
Zustindigkeit der einzelnen Staaten (Weis, 1956:65).” Trotz dieser Freiheit
des jeweiligen Staates sind aber die vélkerrechtlichen Abkommen und
Prinzipien zu beachten. Im europiischen Kontext ist dariiber hinaus das
Gemeinschaftsrecht zu beachten® insbesondere, da mit der Verleihung der
Staatsangehérigkeit eines EU-Mitgliedstaats auch die Unionsbiirgerschaft
verbunden ist. Die Einbiirgerung in einem EU- Mitgliedstaat hat daher auch
zwangsldufig Auswirkungen auf die restlichen EU-Mitgliedstaaten.

Heute ist fiir die meisten Menschen ihre Zugehérigkeit zu einem Staat
als Staatsangehérige bzw. Staatsbiirgerlnnen wohl eine Selbstverstindlichkeit.
Dementsprechend wird diese Zugehorigkeit wohl auch erst aktiv wahr-

2 JGS Nt 946/1811.

3 § 28 ABGB. Vgl. auch Baubock und Cinar, 2001:255.

4 BGBI. 285/1925.

5 Gerichtshof der Europiischen Union, 2. Mirz 2010, janko Rottman v Freistaat Bayern,
C-135/08, Rz 39.

6 Gerichtshof der Europiischen Union, 7. Juli 1992, Mario Vicente Micheletti u.a.

v Delegacion del Gobierno en Cantabria, C-369/90, Rz 10.
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genommen, wenn aufgrund der Zugehérigkeit zu einem Herkunftsstaat

eine Ungleichstellung im Vergleich zu der einheimischen Bevélkerung im

Aufenthaltsstaat besteht oder die Zugehérigkeit zu irgendeinem Staat der

Welt ginzlich fehlt. Im zweiten Fall sieht sich die betroffene Person mit

den oftmals uniiberwindbaren Hiirden der Staatenlosigkeit konfrontiert.”

Diese Situationen fiihren oftmals die nachfolgend dargestellte Notwendigkeit

bzw. die Vorteile der Staatsangehorigkeit schmerzlich vor Augen:

Im Hinblick auf die Notwendigkeit der Staatsangehirigkeit ist auf den
volkerrechtlichen Status, der mit der Staatsangehorigkeit einhergeht,
hinzuweisen. Auf internationaler Ebene nimlich ist die Staatsangehérigkeit
die wesentlichste Verbindung zwischen dem Individuum und den Vorteilen
des Volkerrechts (Oppenheim, 1912:367). Die Staatsangehorigkeit fiihre
dazu, dass das Individuum volkerrechtlich in Erscheinung treten kann,
da beispielsweise die Rechtspersdnlichkeit und individuelle Rechtsanspriiche
grofiteils von der ,rechtlichen Verbindung (Staatsangehérigkeit) mit einem
oder mehreren Staaten abhéngt (Batchelor, 2006:8). Dementsprechend ist
die Staatsangehorigkeit auch eine wesentliche Voraussetzung fiir den
diplomatischen bzw. konsularischen Schutz eines Staates. Jener Staat, dessen
Staatsangehorige in einem auslindischen Aufenthaltsstaat vélkerrechts-
widrig behandelt werden, ist nimlich berechtigt, in ihrem Namen beim
Aufenthaltsstaat zu intervenieren (Weis, 1956:35). Fiir Staatenlose ist das
allenfalls nur unter gewissen Umstinden zulissig, sodass dieser diplomatische
bzw. konsularische Schutz keineswegs selbstverstindlich ist. Nicht zuletzt
vor diesem Hintergrund wurden staatenlose Personen daher als
»volkerrechtlich vogelfrei“ bezeichnet (Englinder, 1932:5).

Auf nationaler Ebene kommt der Staatsbiirgerschaft eine wesentliche
Rolle zu, vermittelt sie doch oftmals die Moglichkeit der politischen
Mitbestimmung. Dieses Recht fillt nicht zwangsldufig mit der
Staatsangehérigkeit zusammen, da die Rechtsordnungen teilweise
eine weitere Trennung in Staatsangehorige mit politischen Rechten —
die Staatsbiirgerlnnen — und Staatsangehérige ohne politische Rechte

Siehe dazu ausﬁ'll'}.rlich Stiller, 2011. UNHCR geht von derzeit 10 Millionen Betroffenen
aus. UNHCR Osterreich, Swatenlosigkeit, verfiigbar auf www.unhcr.org/dach/at/
was-wir-tun/staatenlosigkeit (Zugriff 29. Oktober 2019).
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vorsehen.? Die ,blofSen Staatsangehérigen mogen zwar von den oben
beschriebenen vélkerrechtlichen Vorteilen profitieren, politische Mit-
bestimmung ist aber nicht vorgesehen.

Schlielich hat die Staatsbiirgerschaft eine vereinende Funktion. Sie
vermittelt das Gefiihl zu einer Gemeinschaft von Gleichgestellten zu gehdren
(Osler und Starkey, 2005:11). Aufgrund ihres einenden Charakeers kann
die Staatsbiirgerschaft aber nicht nur verbindend, sondern auch trennend
eingesetzt werden. Es verwundert daher nicht, dass ihr Entzug bzw. ihre
Verweigerung in der Vergangenheit oft angewandte Mittel waren, um
unliebsame Personen aus dem Staatsverband auszuschliefen. Dies zeigt
sich insbesondere an den Zustinden nach dem Ersten Weltkrieg, als die
Nachfolgestaaten der ehemaligen osterreichisch-ungarischen Monarchie die
Anerkennung von Personen als ihre StaatsbiirgerInnen ablehnten.” Ebenso
deutlich wurde es in den 1920er und 1930er Jahren, als mehrere
europiische Staaten Gesetze erlieflen, um bestimmte Personen auszu-
biirgern (Stiller, 2011:83). Beispielsweise wurde in Osterreich mit Verordnung
vom 16. August 1933'° das ,,Bundesgesetz tiber den Erwerb und den Verlust
der Landes- und Bundesbiirgerschaft“ abgedndert. Demnach erfolgte die
Ausbiirgerung, wenn unter anderem ,,im Ausland offenkundig, auf welche
Weise immer, Osterreich feindliche Handlungen unterstiitzc wurden.

Der Wechsel von einer bestehenden Staatsangehérigkeit zu einer anderen

Staatsangehorigkeit ist grundsitzlich nicht ausgeschlossen, wobei jedoch sowohl
fiir die Aufgabe der bisherigen als auch den Erwerb der neuen Staatsangehérigkeit

die jeweils nationalen Gesetze zu beriicksichtigen sind. Dementsprechend ist

die Einbiirgerung in manchen Staaten relativ leicht méglich, in anderen Staaten

bestehen hingegen restriktive Einbiirgerungsgesetze. Osterreichs regulires

Einbiirgerungsverfahren gilt als eines der striktesten der Welt.!! Die Einbiirge-

rungsregelungen wurden vor allem seit 1998 stetig verschirft (Reichel, 2011:94).

10
11

Diese Unterscheidung besteht beispielsweise in den Vereinigten Staaten von Amerika. Gemif3
U.S. Code § 1408 in Verbindung mit U.S. Code § 1101 erwerben Personen, die in bestimmten,
zu den Vereinigten Staaten von Amerika gehdrenden Gebieten geboren wurden, lediglich die
Staatsangehérigkeit, nicht aber die Staatsbiirgerschaft. Vgl. auch Weis, 1956:5.

Siehe dazu, sowie zu den Bestimmungen im Friedensvertrag von Saint Germain-en-Laye,
Stiller, 2011:70ff. Vgl. weiters Baubsck und Cinar, 2001:257.

BGBI. Nr. 369/1933.

Die Presse, Kann man die dsterreichische Staatsbiirgerschaft kaufen?, 31. Juli 2018,
verfiighar auf www.diepresse.com/5472886/kann-man-die-osterreichische-staats-

burgerschaft-kaufen (Zugriff 4. November 2019).
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So wurden beispielsweise 1998'* die Verleihungshindernisse teilweise strenger
und der Nachweis von Sprachkenntnissen eingefiihrt. Im Jahr 2006 wurde
unter anderem der Nachweis des gesicherten Lebensunterhalts erheblich erschwert
(Stadt Wien, 2017:49). Im Jahr 2011 wurden die Nachweise der Sprachkenntnis
weiter verschirft."* Wenngleich der Wert der dsterreichischen Staatsbiirgerschaft
nicht unterschitzt werden sollte’® und der osterreichische Reisepass nach
Einschitzung einer auf den Staatsbiirgerschaftserwerb spezialisierten internationalen
Kanzlei eine ,ausgezeichnete Reputation® hat und daher zu den ,besten Reise-
dokumenten der Welt* zihlt,' so scheinen die restriktiven Einbiirgerungsvoraus-
setzungen cher dazu zu fithren, dass die 6sterreichische Staatsbiirgerschaft
eher weniger hiufig beantragt wird. Die Einbiirgerungsquote in Osterreich lag
im Jahr 2017 mit 0,7 Prozent deutlich unter dem europiischen Durchschnitt
von 2,4 Prozent (siche Abbildung 1).

Abbildung 1: Einbiirgerungsrate in den EU-Mitgliedstaaten im Jahr 2017
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Quelle: Eurostat 2019, exportiert am 17. Oktober 2019, eigene Darstellung.

In diesem nationalen Bericht werden die dsterreichischen Einbiirgerungs-
voraussetzungen im Detail beleuchtet.

12 Staatsbiirgerschaftsgesetznovelle 1998, BGBI. I Nr. 124/1998.

13 Staatsbiirgerschaftsrechts-Novelle 2005, BGBL. I Nr. 37/2006.

14  Fremdenrechtsinderungsgesetz 2011, BGBL I Nr. 38/2011.

15 Interview mit der Vertretung des Osterreichischen Integrationsfonds, 11. September 2019.

16 Henley & Partners, Austrian Citizenship, verfiigbar auf www.henleyglobal.com/citi-
zenship-austria/ (Zugriff 30. Oktober 2019).
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1.3 Definitionen

Der Studie liegen die folgenden Begriffsdefinitionen, die — sofern
nicht anders angegeben — dem Glossar des Europiischen Migrationsnetz-
werks zu Asyl und Migration'” entnommen sind, zugrunde:

Drittstaatsangehorige: Personen, die nicht Unionsbiirger im Sinne
von Art. 20 Abs. 1 Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union'®
sind und die nicht das Gemeinschaftsrecht auf Freiziigigkeit nach Art. 2 Abs. 5
Schengener Grenzkodex" genief3en.

Fremde Person: ,Fremder® ist gemif$ § 2 Z 4 Staatsbiirgerschaftsgesetz
1985 (StbG)? ,ohne Unterschied des Geschlechts eine Person, welche die
osterreichische Staatsbiirgerschaft nicht besitzt.“

Ius sanguinis: die Bestimmung der Staatsangehérigkeit einer Person
auf der Basis der Nationalitit ihrer Eltern (oder eines Elternteils oder eines
bestimmten Elternteils) zur Zeit der Geburt der betreffenden Person und
zur Zeit des Erwerbs der Staatsangehérigkeit durch die betreffende Person
(die beiden Punkte sind unterschiedlich, wenn die Staatsangehérigkeit
nach der Geburt erworben wird).

Tus soli: das Prinzip, aufgrund dessen die Staatsangehérigkeit einer Person
auf der Basis ihres Geburtslandes bestimmt wird.

Staatsangehorigkeit und Staatsbiirgerschaft: Diese Begriffe werden meist
synonym verwendet, obwohl damit unterschiedliche Personengruppen gemeint
sind. Die Unterscheidung aus rechtlicher Perspektive wird in Kapitel 1.2 detail-
lierter behandelt. Im EU-Kontext werden diese Begriffe definiert wie folgt:
*  Staatsangehorigkeit: gemifl dem Europiischen Ubereinkommen iiber

die Staatsangehdrigkeit ist Staatsangehérigkeit das rechtliche Band

17 Siehe Europiisches Migrationsnetzwerk, Asylum and Migration Glossary 6.0 (Euro-
piische Kommission, Briissel, 2018a). Verftigbar auf https://ec.europa.eu/home-af-
fairs/what-we-do/networks/european_migration_network/glossary/a_en  (Zugriff
30. Oktober 2019); Europiisches Migrationsnetzwerk, Glossar zu Asyl und Migration 5.0
(Europiische Kommission, Briissel, 2018b). Verfiigbar auf www.emn.at/wp-con-
tent/uploads/2018/07/emn-glossar-5-0_de.pdf (Zugriff 30. Oktober 2019).

18  Konsolidierte Fassungen des Vertrags tiber die Europiische Union und des Vertrags tiber die
Arbeitsweise der Europiischen Union (2012/C 326/01) verfugbar auf https://eur-lex.euro-
pa.cu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A12012E%2FTXT (Zugriff 13.11.2019).

19  Amtsblatt der Europiischen Union: Mitteilungen und Bekanntmachungen (2019/C34),
28. Janner 2019, verfiigbar auf https://eur-lex.europa.eu/legal-content/ DE/TXT/HT
ML/?uri=0]J:C:2019:034:FULL&from=PT (Zugriff 13. November 2019).

20  BGBIL Nr. 311/1985, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 96/2019.
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zwischen einer Person und einem Staat und weist nicht auf die Volks-
zugehorigkeit einer Person hin.?' In einer Rechtssache des Gerichts-
hofs der EU wurde die Staatsangehorigkeit weiter als das zwischen
einem Mitgliedstaat und seinen StaatsbiirgerInnen ,bestehende Ver-
hiltnis besonderer Verbundenheit und Loyalitit sowie die Gegensei-
tigkeit der Rechte und Pflichten® definiert.”

*  Staatsbiirgerschaft: die besondere rechtliche Bindung zwischen einer
Person und ihrem Heimatstaat, die durch Geburt oder durch Einbiir-
gerung erworben wird, unabhingig davon, ob diese durch Erklirung,
Einbiirgerungsoption, EheschliefSung oder auf einem anderen Weg gemif
den nationalen Rechtsvorschriften erfolgt.

1.4 Methodologie

Die vorliegende Studie wurde vom Nationalen Kontaktpunke (NKP) Oster-
reich im EMN im Rahmen des EMN-Arbeitsprogramms 20192020 durch-
gefiihrt. Um die Vergleichbarkeit der Ergebnisse aus allen Mitgliedstaaten
zu erleichtern, wurde die Studie nach einer gemeinsamen Studienvorlage”
samt einem vordefinierten, vom EMN entwickelten Fragenkatalog erstellt.

Als Quellen wurden Gesetzestexte, nationale und internationale Publi-
kationen, Presseaussendungen und Internetquellen herangezogen. Dariiber
hinaus konnten Informationen aus einer vom Landesbiiro fiir Osterreich
der Internationalen Organisation fiir Migration (IOM) durchgefiihrten,
fortlaufenden Medienbeobachtung gewonnen werden. Die verwendeten
Statistiken wurden aus den Datenbanken von Eurostat und Statistik Austria
extrahiert und im IOM Landesbiiro fiir Osterreich aufbereitet.

21 Art. 2(a) Europiisches Ubereinkommen iiber die Staatsangehorigkeit, Sammlung
Europiischer Vertrige - Nr. 166, Straflburg, 6. November 1997. Verfiigbar auf
www.coe.int/en/web/conventions/full-list/-/conventions/rms/090000168007f2¢6
(Zugriff 30. Oktober 2019).

22 Gerichtshof der Europiischen Union, 2. Miirz 2010, Janko Rottman v Freistaat Bayern, C-135/08.

23 Siche EMN, Pathways to citizenship for third-country nationals in the EU Member
States Common Template for EMN Study 2019 (Europiische Kommission, Briissel,
2019). Verfiigbar auf https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/00_
eu_pathways_to_citizenship_common_template_en.pdf (Zugriff 29. Oktober 2019).
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Zur Erginzung der durch die Sekundirforschung gewonnenen Infor-
mationen wurden qualitative, halbstrukturierte Interviews mit Expertlnnen
aus den Bereichen des Staatsbiirgerschaftswesens und der Rechtsberatung
durchgefiihrt sowie zum Teil schriftliche Informationen eingeholt. Mit den
folgenden Expertlnnen wurden persénliche Interviews durchgefiihrt:

*  Mag. Diemtar Hudsky, Leiter der Abteilung V/2 (Aufenthalts- und
Staatsbiirgerschaftswesen) des Bundesministeriums fiir Inneres und Dr. Eva
Pfleger, stellvertretende Abteilungsleiterin der Abteilung V/2 (Aufenthalts-
und Staatsbiirgerschaftswesen) des Bundesministeriums fiir Inneres;

e DI Peter Marhold, MBA, Mitgriinder und Projektleiter der NGO
Helping Hands;

*  Vertretung® des Osterreichischen Integrationsfonds.

Zudem wurde ein schriftlicher Fragebogen entwickelt, um die Praxis der
osterreichischen Landesregierungen im Staatsbiirgerschaftsverfahren zu erheben.
Der Fragebogen bezog sich auf die Bereiche Antragstellung und Nachweise,
Staatsbiirgerschaftspriifung sowie Staatsbiirgerschaftsverfahren und Verleihung,
Dieser Fragebogen wurde von allen Landesregierungen von den nachstehenden
Abteilungen, Fachbereichen bzw. Referaten schriftlich beantwortet:

*  Burgenlindische Landesregierung, Landesplanung, Sicherheit,

Gemeinden und Wirtschaft;

*  Kirntner Landesregierung, Wahlrecht, Staatsbiirgerschaft und Aufent-
haltswesen;

*  Niederdsterreichische Landesregierung, Abteilung Staatsbiirgerschaft
und Wahlen;

*  Oberdsterreichische Landesregierung, Gruppe Staatsbiirgerschaft,

Migration, Wahlen;

*  Salzburger Landesregierung, Referat Wahlen und Staatsbiirgerschaft;

*  Steiermirkische Landesregierung, Referat Staatsbiirgerschaft;

*  Tiroler Landesregierung, Abteilung Staatsbiirgerschaft;

*  Vorarlberger Landesregierung, Fachbereich Staatsbiirgerschafts-, Fremden-
und Personenstandsrechg;

*  Wiener Landesregierung, Magistratsabteilung 35.

24  Die interviewte Person ersuchte, sie nicht namentlich zu nennen.
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Die Studie wurde von Dr. Martin Stiller (Juristischer Mitarbeiter, IOM
Landesbiiro fiir Osterreich) erstellt. Mag. Saskia Heilemann (Wissenschaft-
liche Mitarbeiterin, IOM Landesbiiro fiir Osterreich) leistete wesentlichen
Input wihrend der Studienerarbeitung und erstellte auflerdem die statistischen
Teile der Studie.

Ein besonderer Dank gebiihrt den oben genannten Interviewpartnerlnnen
und Landesregierungen daftir, im Rahmen von ExpertInneninterviews und
der schriftlichen Fragebogenbeantwortungen ihr Wissen und ihre Erfahrung
eingebracht zu haben, sowie Frau Mag. Julia Lendorfer, MA fiir ihre wert-
vollen Kommentare. Der Autor bedankt sich ebenfalls bei Melisa Kovacevic,
Evelyn Shi, Achille Versaevel und Helena Hahn (Praktikantlnnen, IOM
Landesbiiro fiir Osterreich) fiir diverse Unterstiitzungsleistungen in den
unterschiedlichen Stadien der Studienerstellung.

Die Studie wurde in enger Kooperation mit dem Bundesministerium
fur Inneres erstellt.
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2. DIE STAATSBURGERSCHAFT IM OSTER-
REICHISCHEN KONTEXT

In diesem Kapitel werden die allgemeinen Ausfithrungen zur Staats-
biirgerschaft aus dem einleitenden Kapitel 1.2 in den 6sterreichischen Kontext
gesetzt. Zunichst werden die dsterreichischen Rechtsgrundlagen beschrieben.
Weiters werden die Statistiken sowie die jiingsten nationalen Entwicklungen
im Bereich des Staatsbiirgerschaftsrechts dargelegt.

2.1 Nationale Rechtsgrundlagen

In Osterreich ist als wesentlichste Rechtsquelle in staatsbiirgerschafts-
rechtlichen Angelegenheiten das Staatsbiirgerschaftsgesetz 1985 (StbG)»
zu nennen. Hinsichtlich der verwendeten Begrifflichkeiten ist darauf hin-
zuweisen, dass das Staatsbiirgerschaftsgesetz 1985 sowohl den Begriff der
»Staatsbiirgerschaft“ als auch der , Staatsangehérigkeit“ kennt, wobei von
»Staatsangehorigkeit immer nur im Zusammenhang mit der Angehorigkeit
von Personen zu fremden Staatsverbinden gesprochen wird.” Im Zusammen-
hang mit der Zugehérigkeit zum &sterreichischen Staatsverband wird tiber-
wiegend der Begriff der ,Staatsbiirgerschaft“ verwendet. Eine rechtlich rele-
vante Unterscheidung in Staatsangehérige und StaatsbiirgerInnen, die mit
unterschiedlichen Rechten und Pflichten dieser Personengruppen verbunden
wire, ist der Osterreichischen Rechtsordnung aber fremd.

In der inhaltlichen Ausgestaltung ist das Staatsbiirgerschaftsgesetz
1985 neben nationalen Sichtweisen auch von internationalen Abkommen
beeinflusst (Kind 2017a:Einleitung Rz 46f). Beispielsweise zu nennen sind
in diesem Zusammenhang das UN-Ubereinkommen zur Verminderung
der Staatenlosigkeit 1961 und das Europiischen Ubereinkommen iiber die
Staatsangehérigkeit:

25  BGBL Nr. 311/1985, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 96/2019.
26 Zu dieser Unterscheidung siche Stiller, 2011:9-11 sowie Reichel, 2011:17-19.
27 Siche beispielsweise § 3 StbG.
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Osterreich ist seit 1972 Vertragsstaat” des UN-Ubereinkommens zur
Verminderung der Staatenlosigkeit.”” Obwohl zwischen Annahme
des Ubereinkommens durch die Vereinten Nationen und Osterreichs
Beitritt 11 Jahre lagen, zihlt Osterreich dennoch zu den ersten
Staaten, die das Ubereinkommen ratifizierten®® und damit in Geltung
gesetzt haben (Art. 18).%' Bereits Jahre vor der Ratifikation des Uber-
einkommens durch Osterreich wurde das Staatsbiirgerschaftsgesetz
1965% erlassen, in dem bereits auf die Intentionen des Uberein-
kommens Riicksicht genommen wurde (Stiller, 2011:180). Nach An-
sicht der damaligen Bundesregierung sollte die Anpassung des dster-
reichischen Staatsbiirgerschaftsrechts bereits vorab an das genannte
Ubereinkommen vorgenommen werden, ,damit Osterreich im
gegebenen Zeitpunkrt dieser Konvention beitreten und damit den
allen Kulturstaaten obliegenden Kampf gegen die Staatenlosig-
keit unterstiitzen kann“.?> Als das Ubereinkommen im Jahr 1972
auch fiir Osterreich in Geltung trat, wurde die Gsterreichische Geset-
zeslage ,auf dem Gebiete des Staatsbiirgerschaftsrechtes ... den

BGBI. Nr. 538/1974.

Mit diesem Ubereinkommen, das im Zeitpunke der Studienerstellung von 74 Staaten
ratifiziert wurde, wird darauf abgezielt, das Entstehen neuer Fille von Staatenlosigkeit
zu vermeiden und Staatenlosigkeit lingerfristig zu reduzieren. Vgl. Ubereinkommen
zur Verminderung der Staatenlosigkeit, 30. August 1961, Vertragsserie der Vereinten
Nationen Bd. 989.

Unter Ratifikation wird die volkerrechtlich verbindliche Zustimmung des Bundes-
prisidenten verstanden.

Im Gegensatz zur Ratifikation des UN-Ubereinkommens iiber die Rechtsstellung der
Staatenlosen 1954, das von Osterreich aufgrund verfassungsrechtlicher Uberlegungen
erst nach {iber 50 Jahre ratifiziert wurde, nahm Osterreich im Bereich der Verminderung
der Staatenlosigkeit eine Vorreiterrolle ein (vgl. Stiller, 2011:165, 179). Im Zuge der
Ratifikation erklirte Osterreich jedoch zwei Vorbehalte, die bis heute giiltig sind.
Die Vorbehalte zu Art. 8, Abs. 3, lit a, Punkt i und ii des Ubereinkommens umfassen
das Recht, einer Person die Staatsbiirgerschaft zu entziehen, die freiwillig in den
Miilitirdienst eines fremden Staats eintritt (§ 32 StbG) oder im Dienst eines fremden
Staates steht, wenn sie durch ihr Verhalten die Interessen oder das Ansehen der Republik
Osterreich erheblich schidigt (§ 33 Abs. 1 StbG).

BGBL. Nr. 250/1965. Das Staatsbiirgerschaftsgesetz 1965 wurde nach zahlreichen
Novellierungen im Jahr 1985 als Staatsbiirgerschaftsgesetz 1985 wiederverlautbart
(Kind, 2017a:Einleitung Rz 48).

Staatsbiirgerschaftsgesetz 1964, Regierungsvorlage, S. 12, verfligbar auf www.parlament.gv.at/
PAKT/VHG/X/1/1_00497/imfname_328450.pdf (Zugriff 7. Oktober 2019).
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staatsvertraglichen Verpflichtungen, die mit dem Ubereinkommen
tibernommen werden, innerstaatlich voll gerecht®, sodass zusitzliche
gesetzgeberische Akte nicht notwendig waren.**

Ebenso ist Osterreich Vertragsstaat des Europiischen Ubereinkommens
iiber die Staatsangeharigkeit 1997,% das Osterreich noch im Jahr 1997
unterfertigt hat. Die Ratifikation folgte im Jahr 1998.% Obwohl das
Staatsbiirgerschaftsgesetz 1985 in der damals geltenden Fassung nicht
im Einklang mit dem Abkommen stand, fithrte der Beitritt zu keinen
Anderungen des Staatsbiirgerschaftsgesetzes 1985. Stattdessen wurden
zu einzelnen Bestimmungen des Abkommens Vorbehalte erklirt, wo-
durch Anderungen des Staatsbiirgerschaftsgesetzes 1985 ,entbehrlich®

erschienen.’”

Obwohl das Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG)** im Zusammenhang

mit dem Erwerb der Staatsbiirgerschaft mangels relevanter gesetzlicher

Vorgaben keine Bedeutung hat, finden sich darin grundsitzliche Bestim-

mungen zur Staatsbiirgerschaft. So geht aus Art. 6 B-VG hervor, dass fiir
die Republik Osterreich ungeachtet der féderalen Struktur (Ennéckl,
2014: § 5 Rz 2) eine einheitliche Staatsbiirgerschaft besteht. Hinsichtlich
der Vollzichung ergibt sich aus Art. 11 Abs. 1 Z 1 B VG, dass in Staats-
biirgerschaftsangelegenheiten die Gesetzgebung Bundessache ist. Die Voll-

ziehung hingegen ist Landessache, woraus sich die — auch im Staatsbiirger-
hung hingeg t Land h hd h im Staatsbiirg

schaftsgesetz 1985 — festgelegte Zustindigkeit der Landesregierungen zur

34

35

36

37

38

Ubereinkommen zur Verminderung der Staatenlosigkeit, Regierungsvorlage, S. 17,
verflighar auf www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XIII/I/I_00118/imfname_317883.pdf
(Zugriff 7. Oktober 2019).

BGBL. III Nr. 39/2000. Dieses Ubereinkommen begriindet gemif§ Art. 1 unter
anderem Grundsitze und Vorschriften, die die Staatsangehérigkeit natiirlicher
Personen betreffen.

Europarat, Unterschriften und Ratifikationsstand des Vertrags 166, verfiigbar auf
www.coe.int/de/web/conventions/full-list/-/conventions/treaty/166/signatures?p_
auth=LHG6GgiD9 (Zugriff 7. Oktober 2019). Anlisslich der Ratifikation wurde eine
Reihe von Vorbehalten erklirt. Diese Vorbehalte betreffen beispielsweise den staats-
biirgerschaftsrechtlichen Umgang mit in Osterreich aufgefundenen Findelkindern
(S 8 Abs. 1 StbG) oder die Erfiillung der Militirdienstpflicht bei Mehrfachstaats-
biirgerschaften. Vgl. BGBL. III Nr. 39/2000.

Europiisches Ubereinkommen tiber Staatsangehérigkeit samt Vorbehalten und Erklirungen
der Republik Osterreich, Regierungsvorlag, S. 34, verfiigbar auf www.parlament.
gv.at/PAKT/VHG/XX/I/1_01089/fname_139982.pdf (Zugriff 7. Oktober 2019.
BGBI. Nr. 1/1930, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 57/2019.
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Verleihung der Staatsbiirgerschaft ergibt (§ 39 StbG). Dementsprechend
kommt den einzelnen Landesregierungen auch ein gewisser Spielraum bei
der Durchfithrung der Verfahren zur Verleihung der Staatsbiirgerschaft zu
(beispielsweise hinsichtlich geforderter oder anerkannter Nachweise, siche

dazu Tabelle 4).

2.2 Statistiken zu Einbiirgerungen in Osterreich

Im Folgenden wird ein quantitativer Uberblick iiber den Erwerb
der osterreichischen Staatsbiirgerschaft im Zeitraum 2014 bis 2018
gegeben. Die hier dargestellten Daten stammen aus der von Statistik
Austria erstellten Einbiirgerungsstatistik. Diese basiert auf den Angaben
aus den rechtskriftigen Bescheiden tiber die Verleihung der Staatsbiirger-
schaft der Amter der Landesregierungen Osterreichs und dokumen-
tiert simtliche durch Willenserkldrung und nachfolgenden Behérden-
akt bewirkte Arten des Erwerbs der Staatsbiirgerschaft nach StbG.
Automatische Erwerbsarten wie Geburt sind nicht umfasst.

Uberblick Einbiirgerungen in Osterreich in absoluten und relativen Zahlen

Die Anzahl der Personen, die die dsterreichische Staatsbiirgerschaft im
Zeitraum 2014 bis 2018 erworben haben, ist kontinuierlich gestiegen. Waren
es 2014 noch 7.693 Personen, so wurden 2018 bereits 9.450 Personen
eingebiirgert (+23%). Die Einbiirgerungsrate, d.h. das Verhiltnis
von Einbiirgerungen zur Zahl der in Osterreich lebenden Staatsange-
hérigen derselben Gruppe, blieb im Gegensatz zur absoluten Anzahl der
Einbiirgerungen allerdings tiber die Jahre 2014 bis 2018 konstant
(0,7 %). Daraus lisst sich schlieffen, dass die gestiegene Anzahl
der Einbiirgerungen mit der Zunahme der auslindischen Wohn-
bevélkerung und nicht mit einem zunehmenden Interesse die dster-
reichische Staatsbiirgerschaft zu erlangen zusammenhingt.

Im Untersuchungszeitraum wurden grofitenteils Drittstaatsan-
gehorige eingebiirgert. Ihr Anteil an allen Einbiirgerungen war relativ stabil
und lag im Zeitraum 2014 bis 2018 bei durchschnittlich 83 Prozent. EU-
Staatsangehorige lassen sich deutlich seltener einbiirgern — der Grund
dafiir liegt in der Unionsbiirgerschaft, und insbesondere dem damit
verbundenen Recht auf Freiziigigkeit und Aufenthalt in allen EU-
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Mitgliedstaaten. So wiirden EU-Staatsangehorige auf den Erwerb
einer anderen EU-Staatsbiirgerschaft verzichten, da der relative Wert ihrer
Herkunftsstaatsangehérigkeit dem eines anderen Mitgliedstaats entspricht
(Alarian, 2017:2151). Zuletzt machte der Anteil eingebiirgerter
EU-Staatsangehoriger 21 Prozent aller Einbiirgerungen in Osterreich aus
(siche Abbildung 2; alle Daten sind im Anhang in Tabelle A.1 zu finden).

Abbildung 2: Einbiirgerungen in Osterreich von 2014 bis 2018, auf-
geschliisselt nach Staatsangehérigkeitsgruppen (absolut)
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EU-Staatsangehorige s Drittstaatsangehdrige == Einbiirgerungen insgesamt

Quelle: Statistik Austria, 2019a, exportiert am 2. Oktober 2019, eigene Darstellung.

Ahnlich wie bei den Einbiirgerungen in absoluten Zahlen, weist auch
die Einbiirgerungsrate einen deutlichen Unterschied je nach Staatsan-
gehorigkeitsgruppe auf. So ist der Anteil unter den Drittstaatsange-
hérigen, die eingebiirgert werden, mit durchschnittlich 1,14 Prozent
im Zeitraum 2014 bis 2018 deutlich héher als unter den EU-Staatsange-
hérigen (durchschnittlich 0,24%) (siche Abbildung 3; alle Daten sind im
Anhang in Tabelle A.1 zu finden).
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Abbildung 3: Einbiirgerungsrate in Osterreich von 2014 bis 2018, auf-
geschliisselt nach Staatsangehérigkeitsgruppen (relativ zur
Zahl der in Osterreich lebenden Staatsangehérigen

derselben Gruppe)
1,40%
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Quelle: Statistik Austria, 2019b, exportiert am 2. Oktober 2019, eigene Darstellung; Statistik Austria, 2019a.

Soziodemographische Merkmale

Staatsangehorigkeit:

Ein Blick auf die Staatsangehérigkeit der Personen aus Drittstaaten, die in
den Jahren 2014 bis 2018 eingebiirgert wurden, zeigt, dass Bosnien und
Herzegowina, die Tiirkei und Serbien immer auf den Plitzen eins bis drei
standen. Einzige Ausnahme ist das Jahr 2017, in dem Kosovo' an dritter Stelle
stand. Ahnlich stabil zeigten sich die Top-4 und Top-5 Staatsangehérigkeiten.
Hier wechselten sich die Russische Foderation und Kosovo' ab. Lediglich im
Jahr 2017 stellten afghanische Staatsangehorigen und im Jahr 2018 nord-
mazedonische Staatsangehorige die fiinftgrofte Gruppe der Drittstaatsan-
gehorigen, die eingebiirgert wurden (siche Tabelle 1). Die grofSten Gruppen
an Drittstaatsangehorigen, die eingebiirgert wurden, spiegeln die historisch
grof$ten Einwanderungsgruppen wider. Hierbei handelt es sich um Arbeits-
migration aus dem ehemaligen Jugoslawien und der Tiirkei in den 1960er
und 1970er Jahren sowie Fluchtmigration aus den Krisengebieten im Kosovo!

und in Serbien Ende der 1990er Jahre (Marik-Lebeck, 2009:67).
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Bei der Betrachtung der Staatsangehérigkeit von eingebiirgerten
EU-Staatsangehérigen iiber den Zeitraum 2014 bis 2018 fillt ein signi-
fikanter Anstieg der Einbiirgerungsrate von britischen Staatsangehérigen
auf (2014: 0,06%; 2018: 0,41%).%* Diese Entwicklung ist sicherlich
vor dem Hintergrund des geplanten Austritts Groflbritanniens aus der
EU zu sehen.* Insgesamt machte die Anzahl britischer Staatsange-
hériger mit 44 eingebiirgerten Personen in 2018 aber einen unwesent-
lichen Anteil aller Einbiirgerungen von EU-Staatsangehérigen aus. Die
Mehrheit der eingebiirgerten EU-Staatsangehorigen stammte im
Zeitraum 2014 bis 2018 aus Ruminien, gefolgt von Deutschland
und Kroatien bzw. Ungarn (siche Tabelle 2). Hier kann ein Bezug zur
Einwanderung hergestellt werden: Ruminien, Deutschland und Ungarn
stellten im selben Zeitraum auch die Top-3 Einwanderungsgruppen
(Statistik Austria, 2019a).

Geschlecht und Alter:

Im Hinblick auf Geschlecht und Alter der in Osterreich einge-
biirgerten Drittstaatsangehérigen zeigt sich, dass in den Jahren 2014
bis 2018 mehr Midchen/Frauen sowie Personen im Haupterwerbs-
alter (20-64 Jahre) eingebiirgert wurden: So waren durchschnittlich
52 Prozent der eingebiirgerten Drittstaatsangehorigen weiblich und
60 Prozent zwischen 20 und 64 Jahre alt. Dabei ist der prozentuale
Anteil iiber den Zeitraum 2014 bis 2018 relativ stabil geblieben (siche
Abbildung 4 und 5; alle Daten sind im Anhang in den Tabellen A.2
und A.4 zu finden).

Innerhalb der Gruppe der eingebiirgerten Drittstaatsangehérigen im
Haupterwerbsalter (20-64 Jahre) machten — dargestellt in 5-Jahresgruppen —
mit durchschnittlich 14 Prozent Personen im Alter von 35 bis 39 Jahren
die grofite Gruppe aus. Bei den Kindern und Jugendlichen unter 20 Jahren
waren es die null- bis vier-Jahrigen mit durchschnittlich 11 Prozent (siche

Tabelle A.6 im Anhang).

39  Statistik Austria, STATcube — Einbiirgerungen, verfligbar auf https:/statcube.at/statis-
tik.at/ext/statcube/jst/dataCatalogueExplorer.xhtml (exportiert am 2. Oktober 2019).

40  Foreign Policy, The Great British Race to Get a Second Passport, 29. Jinner 2019,
verfiighar auf https://foreignpolicy.com/2019/01/29/britains-great-race-to-get-a-se-
cond-passport/ (Zugriff 13. November 2019).
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Abbildung 4: Einbiirgerungen von Drittstaatsangehérigen in Osterreich
von 2014 bis 2018, aufgeschliisselt nach Geschlecht
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Quelle: Statistik Austria, 2019a, eigene Darstellung.

Abbildung 5: Einbiirgerungen von Drittstaatsangehérigen in Osterreich
von 2014 bis 2018, aufgeschliisselt nach relevanten
Altersgruppen

W 0-19 Jahre ®20-64 Jahre © 65 Jahre und ilter

=

2014

2015

JAHR
[\
[«
(@)}
S \| 2

2017

2018

X

Quelle: Statistik Austria, 2019a, eigene Darstellung.



Unter den eingebiirgerten EU-Staatsangehorigen war der Anteil der
Midchen/Frauen etwas héher. Im Zeitraum 2014 bis 2018 lag er durch-
schnittlich bei 61 Prozent. Im Hinblick auf das Alter zeigt sich, dass zwar
eingebiirgerte EU-Staatsangehorige mehrheitlich im Haupterwerbsalter
(2064 Jahre) waren, ihr Anteil aber mit durchschnittlich 58 Prozent geringer
als bei den Drittstaatsangehérigen war. Auch gab es im Vergleich grofere
Schwankungsbreiten im Untersuchungszeitraum (sieche Abbildung 6 und 7;
alle Daten sind im Anhang in den Tabellen A.3 und A.5 zu finden).

Wie bei den Drittstaatsangehérigen stellte auch bei den EU-Staatsan-
gehorigen innerhalb der Gruppe der eingebiirgerten Personen im Haupt-
erwerbsalter (20-64 Jahre) Personen im Alter von 35 bis 39 Jahre die grofite
Gruppe dar (durchschnittlich 15%). Bei den Kindern und Jugendlichen
unter 20 Jahren waren es in den Jahren 2014 und 2015 ebenfalls die null- bis
vier-Jahrigen (durchschnittlich 15%). Im Zeitraum 2016 bis 2018 stellten hier
allerdings die eingebiirgerten EU-Staatsangehérigen im Alter von fiinf bis neun
Jahren die grofte Gruppe (durchschnittlich 13%; siche Tabelle A.7 im Anhang).

Abbildung 6: Einbiirgerungen von EU-Staatsangehérigen in Osterreich
von 2014 bis 2018, aufgeschliisselt nach Geschlecht
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Quelle: Statistik Austria, 2019a, eigene Darstellung.
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Abbildung 7: Einbiirgerungen von EU-Staatsangehérigen in Osterreich
von 2014 bis 2018, aufgeschliisselt nach relevanten
Altersgruppen
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Quelle: Statistik Austria, 2019a, eigene Darstellung.

Zusammenfassend lisst sich also feststellen, dass in Osterreich eingebiirgerte
Personen iiberwiegend weiblich und im Haupterwerbsalter sind, wobei
der Anteil der Middchen/Frauen unter EU-Staatsangehérigen hoher und
der Anteil der Personen im Haupterwerbsalter niedriger ist als bei
Drittstaatsangehérigen.

2.3 lJiingste nationale Entwicklungen

Nicht zuletzt wegen der mit dem Staatsbiirgerschaftserwerb verbundenen
Folgen — wie etwa politische Rechte — kommt den staatsbiirgerschaftsrecht-
lichen Regelungen ,.eine eminente politische Bedeutung® zu. Diese politische
Bedeutung war und ist Grund fiir Anderungen im Staatsbiirgerschaftsrecht
(Kind, 2017a:Einleitung Rz 48), sodass das Staatsbiirgerschaftsgesetz 1985
eine Vielzahl an Verinderungen erfahren hat. Diese Veridnderungen resultierten
einerseits aus Authebungen von Gesetzesteilen durch den Verfassungsgerichtshof,
andererseits wurden Adaptierungen durch den Gesetzgeber vorgenommen.
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Obwohl diese Adaptierungen nicht immer fiir den Staatsbiirgerschaftserwerb
relevante rechtliche Verdnderungen brachten, werden die vorgenommenen
Anderungen von einigen Autoren als ,,Zick-Zack-Kurs® in der Gestaltung der
Normen iiber den Erwerb und Verlust der Staatsbiirgerschaft wahrgenommen
(Ecker et al., 2017a: Vorwort, S. V).

Inhaltliche Anderungen ergaben sich vor allem in jiingster Zeit, teil-
weise erst kurz vor der Veroffentlichung der vorliegenden Studie. So wurde
im Herbst 2019 eine Gesetzesinderung®' zum erleichterten Staatsbiirger-
schaftserwerb der Nachfahren von im ,Austrofaschismus® bzw. von der
NSDAP verfolgten Personen beschlossen (siche dazu Kapitel 3.5). Diese
Anderung war bereits seit lingerem geplant (Osterreichische Bundesregierung,
2017:33) und auch von den Oppositionsparteien im Nationalrat beantragt,”
letztlich aber immer wieder verschoben worden.®

Zuvor war das Staatsbiirgerschaftsgesetz 1985 im Rahmen des Fremden-
rechtsinderungsgesetzes 2018% adaptiert worden. Mit dem erwihnten
Gesetz wurde — bei gleichzeitigem Entfall des Niederlassungserfordernisses —
beschlossen, die Wartefrist fiir die Verleihung der Staatsbiirgerschaft an
Asylberechtigte von 6 Jahren auf 10 Jahre anzuheben (siche dazu Kapitel 3.2).
Die konkreten Griinde, die zur Anhebung der Wartefrist gefithrt haben,

41 Der Standard, Doppelpass fiir Nachfahren von NS-Opfern kommit doch, 4. September 2019,
verfiighar auf www.derstandard.at/story/2000108198775/doppelpass-fuer-nachfah-
ren-von-ns-opfern-kommt-doch (Zugriff 4. Oktober 2019).

42 Antrag der Abgeordneten Dr. Stephanie Krisper, Kolleginnen und Kollegen, ,,betreffend
ein Bundesgesetz, mit dem das Staatsbiirgerschaftsgesetz 1985 geidndert wird“ vom
25. Oktober 2018, 438/A (XXVI. GP), verfiigbar auf www.parlament.gv.at/PAKT/
VHG/XXVI/A/A_00438/imfname_716096.pdf (Zugriff 7. Oktober 2019) und
Antrag der Abgeordneten Dr.in Pamela Rendi-Wagner, MSc, Dr. Hannes Jarolim, Angela
Lueger, Genossinnen und Genossen, betreffend ,.ein Bundesgesetz, mit dem das Staats-
biirgerschaftsgesetz 1985 gedndert wird“ vom 13. Dezember 2018, 536/A (XXVI. GP),
verfiigbar auf www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVI/A/A_00536/imfname_726669.pdf
(Zugriff 7. Oktober 2019).

43 Der Standard, Doppelpass fiir Nachfahren von NS-Opfern kommt doch, 4. September 2019,
verfiighar auf www.derstandard.at/story/2000108198775/doppelpass-fuer-nachfah-
ren-von-ns-opfern-kommt-doch (Zugriff 4. Oktober 2019).

44 BGBI. I Nr. 56/2018.
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gehen aus den Erlduterungen zur Regierungsvorlage® nicht hervor (Heilemann,
2019:40). Obwohl diese Anderung nach Auffassung des Gesetzgebers ,,unter
Beachtung der volkerrechtlichen Vorgaben® erfolgte, wurde sie unter anderem
von der Opposition im Nationalrat¥ und UNHCR kritisiert. UNHCR
wandte sich in seiner Stellungnahme gegen diese Anhebung und vertrat
die Ansicht, die Verlingerung ,widerspreche dem Geist ... der Genfer
Fliichtlingskonvention ... wonach Osterreich die Finbiirgerung von Fliicht-
lingen soweit wie moglich erleichtern und insbesondere jegliche Bestre-
bungen unternehmen soll, um das Einbiirgerungsverfahren zu beschleunigen®

(UNHCR, 2018b:4). In dieselbe Richtung argumentierte auch das Ludwig

Boltzmann Institut fiir Menschenrechte. 44

Mit Verordnung des damaligen Finanzministers® wurden im Juli 2018
auflerdem die mit der Antragstellung und Verleihung der Staatsbiirger-
schaft verbundenen Bundesgebiihren um 14 Prozent erhéht (Heilemann,
2019:41). Die Gebithren waren im internationalen Vergleich nach Ein-
schitzung des Demokratieexperten Gerd Valchars bereits vor der Erhchung
ausgesprochen hoch. Dementsprechend kritisierte er die weitere Erhohung,
da sie zu sozialem Ausschluss fithren (siche dazu SOS Mitmensch, 2019:23
sowie Kapitel 6.3).

45  Fremdenrechtsinderungsgesetz 2018, Regierungsvorlage — Erliuterungen, verfiigbar
auf www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVI/I/I_00189/imfname_698465.pdf (Zugriff
7. Oktober 2019). Méglicherweise basierte diese Anderung auf der im Regierungs-
programm der damaligen Bundesregierung enthaltenen Formulierung zum Staatsbiirger-
schaftsgesetz ,,Anpassung der Voraussetzungen (...) und Aufenthaltsdauer fiir den
Erwerb (10/20/30 Jahre)“. Vgl. Osterreichische Bundesregierung, 2017:33.

46  Ebd, S. 40.

47 Vgl. Stenographisches Protokoll, Sitzung des Nationalrats am 5. Juli 2018 (2018),
Abgeordnete Yilmaz, S. 1, verfigbar auf www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVI/
NRSITZ/NRSITZ_00036/A_-_16_15_46_Abgeordnete_Nurten_Yilmaz__
SPO_.pdf (Zugriff 20. Oktober 2019).

48  Ludwig Boltzmann Institut flir Menschenrechte, Stellungnahme zum Entwurf betreffend
das Fremdenrechtsinderungsgesetz 2018, S. 4, verfiigbar auf www.parlament.gv.at/PAKT/
VHG/XXVI/SNME/SNME,_00905/imfname_693777.pdf (Zugriff 30. September 2019).

49  Im Zusammenhang mit einer generell erleichterten Einbiirgerung von Fliichtlingen
wies das Bundesministerium fiir Inneres darauf hin, dass allféllige Erleichterungen nicht
zur Schaffung weiterer Pull-Faktoren fiihren diirfen, um keinen erhéhten Migrationsdruck
und einen damit einhergehenden Anstieg illegaler Migration zu erzeugen. Schriftlicher
Beitrag des Bundesministeriums fiir Inneres, 19. Dezember 2019.

50  Verordnung des Bundesministers fiir Finanzen iiber die Valorisierung von bestimmten
festen Gebiihrensitzen des § 14 Gebiihrengesetz, BGBL. II Nr. 140/2018.
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3. ERWERB DER STAATSBURGERSCHAFT

Das 6sterreichische Staatsbiirgerschaftsgesetz 1985 nennt unterschiedliche

Moglichkeiten zum Erwerb der Staatsbiirgerschaft (§ 6 StbG). Den Regelfall
bildet dabei der Staatsbiirgerschaftserwerb durch Abstammung von 6sterrei-
chischen StaatsbiirgerInnen (§§ 7ff StbG; siche dazu Kapitel 3.1). Dieser
Erwerbsgrund wird in dieser Studie mangels Relevanz fiir die Einbiirgerung

von Fremden nur tiberblicksmif3ig angeschnitten.

Fremde kdnnen die osterreichische Staatsbiirgerschaft sowohl durch

Verleihung (§$ 10 ff StbG; siche dazu Kapitel 3.2f) als auch durch Anzeige®!

N

§ 57 StbG; siehe dazu Kapitel 3.6) erwerben, wobei der Erwerb durch

Anzeige einen verschwindend geringen Anteil ausmacht (siche Tabelle A.9
im Anhang A.1).

51

52

53

Exkurs: Staatsbiirgerschaftserwerb durch Abstammung

Der Erwerb der osterreichischen Staatsbiirgerschaft durch Abstammung
stellt in der Praxis den in Osterreich am hiufigsten zur Anwendung
kommenden Erwerbsgrund dar (Kind, 2017b:§ 7 Rz 2). Das 6sterreichische
Staatsbiirgerschaftsrecht folgt daher grundsitzlich dem Prinzip des ius
sanguinis, also dem ,,Recht des Blutes®. Entscheidend ist daher nicht die Geburt
eines Kindes auf 6sterreichischem Territorium, sondern dass zumindest
ein Elternteil’ zum Zeitpunkt der Geburt des Kindes die 6sterreichische
Staatsbiirgerschaft besessen hat (§ 7 Abs. 1 StbG). Da es somit auf die Ab-
stammung des Kindes von zumindest einer/einem 6sterreichischen Staats-
biirgerIn ankommt, wird in diesem Zusammenhang auch vom Ab-
stammungsprinzip gesprochen.’® Historisch betrachtet entwickelte sich

Der Erwerb der Staatsbiirgerschaft durch Anzeige bedeutet, dass der Behdrde die fiir den
Staatsbiirgerschaftserwerb relevanten Voraussetzungen zur Kenntnis gebracht werden. Bei
Vorliegen der — im Vergleich zur regulidren Einbiirgerung deutlich reduzierten — Voraussetzungen
erwirbt die betroffene Person die Staatsbiirgerschaft, ohne dass es auf eine Verleihung durch
die Behérde ankommt. Der Staatsbiirgerschaftserwerb wird mit Bescheid festgestellt.
Hinsichtlich des Vaters umfasst das Gesetz auch die Anerkennung bzw. Feststellung
der Vaterschaft gemifd § 144 ABGB.

Oesterreich.gv.at, Begriffslexikon: Abstammungsprinzip, verfiigbar auf www.help.gv.at/
Portal. Node/hlpd/public/content/99/Seite.991520.html (Zugriff 10. September 2019).
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das Abstammungsprinzip {iberwiegend in Auswanderungslindern, um
weiterhin ein Band zwischen Staat, Individuum und den Nachkommen
zu erhalten (Stiller, 2011:55). Die 6sterreichische Rechtslage entspricht
daher weiterhin jener eines Auswanderungslandes und spiegelt die ver-
inderten Migrationsmuster, die Osterreich zwischenzeitig zu einem Ein-
wanderungsland machten, nicht wider (Baubock und Cinar, 2001:259).

Das Prinzip des ius soli, wonach die Geburt auf dem jeweiligen
Staatsgebiet ausschlaggebend ist, findet in Osterreich keine Anwendung.

3.1 Verleihung der Staatshiirgerschaft

Wird die 6sterreichische Staatsbiirgerschaft nicht bei der Geburt erworben,
kann sie unter anderem durch Verleihung erworben werden. Die nachste-
hende Ubersiche (Tabelle 3) gibt einen Uberblick iiber die Rechtsgrund-

lagen, auf deren Basis die Verleihung der Staatsbiirgerschaft erfolgen kann.

Tabelle 3: Staatsbiirgerschaftsverleihungsgriinde nach Staatsbiirger-
schaftsgesetz 1985

Erfiillung allg.
StbG Kriterien

alle teilweise
§ 10 Abs. 1 X 10 Jahre Grundsitzlich alle Fremden
§10Abs. 471 X keiner Ehemalige StaatsbiirgerInnen

Mindestaufenthalt

in Osterreich A

Fremde, die als Staatsangehérige eines
der Nachfolgestaaten der ehemaligen
dsterreichisch-ungarischen  Monarchie
§10Abs. 472 b'e keiner Osterreich wegen NSDAP-Verfolgung
bzw. wegen ihres Einsatzes fiir die demo-
kratische Republik Osterreich verlassen
haben

Fremde, die aufSerordendiche Leistungen
im besonderen Interesse der Republik
Osterreich erbracht haben und erbringen

werden

§ 10 Abs. 6 X keiner

Ehegartl o ichisch -
§ 11a Abs. 1 o 6 Jahre egattlnnen osterreichischer Staats

biirgerInnen

Unter besimmten Voraussetzungen: Ehe-
§ 11a Abs. 2 x* keiner gattlnnen Ssterreichischer Staatsbiirger-
Innen ohne Aufenthalt im Bundesgebiet
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Erfiillung allg.

StbG Knterlex.l : in Osterreich Zielgruppe
alle teilweise
Staatsangehorige eines EWR-Staates,
bei Geburt im Bundesgebiet oder aufSer-
§ 11a Abs. 4 X 6 Jahre ordentlichen Leistungc(;n im Interesse
der Republik Osterreich
Fremde mit Deutschkenntnissen auf
§ 11a Abs. 6 x* 6 Jahre B2 Niveau oder bei nachhaltiger
Integration
§ 11a Abs. 7 x* 10 Jahre Asylberechtigte
Minderjihrige, die vor Vollendung des
§11b X keiner 14. Lebensjahres von StaatsbiirgerIn
adoptiert wurden
Fremde mit mindestens 30 Jahren
Etlf Abs. 121 x* 30 Jahre ununterbrochenem Hauptwohnsitz
im Bundesgebiet
§12Abs. 171 Fremde mit personlicher und beruf-
lit b x 15 Jahre licher Integraption
chemalige StaatsbiirgerInnen bei Be-
§ 12 Abs. 172 o keiner antragung der Verleihung der Staats-

biirgerschaft binnen zwei Jahren ab Er-
langung der vollen Handlungsfihigkeit

Fremde, deren mafSgeblicher Eltern-
§12Abs. 173 x* keiner teil bereits StaatsbiirgerIn ist und daher

keine Erstreckung méglich ist

Unmiindige minderjihrige Fremde mit
§ 12 Abs. 2 X keiner osterreichischem FElternteil, wenn Erwerb
durch Abstammung nicht méglich ist
Ehemalige StaatsbiirgerInnen, die Staats-
§13 x* keiner biirgerschaft im Zusammenhang mit Ehe-
schlieflung mit Fremden verloren haben

Staatenlos in Osterreich geborene Fremde

§ 14 10 Jahre . R
unter gewissen weiteren Voraussetzungen

Erstreckung auf EhepartnerInnen von

fremden Personen, denen die Staats-
1 * h )

$16 x 6 Jahre biirgerschaft verlichen wird (siche

Kapitel 3.3)

Erstreckung auf minderjihrige, ledige

Kinder von fremden Personen, denen

* .
S17 x keiner die Staatsbiirgerschaft verlichen wird

(siche Kapitel 3.3)

Nicht mehr minderjihrige Fremde, die nie
§25Z1undZ2 x* 15 Jahre StaatsbiirgerInnen und bei Beginn des Auf-
enthalts in Osterreich minderjihrig waren

Quelle: Staatsbiirgerschaftsgesetz 1985.

Hinweis: * § 10 Abs. 1 Z 1 StbG, wonach Fremde sich seit mindestens zehn Jahren rechtmifig und ununterbrochen im
Bundesgebiet aufgehalten haben und davon zumindest fiinf Jahre niedergelassen gewesen sein miissen, ist
nicht anwendbar.
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Insbesondere beim Erwerb der Staatsbiirgerschaft durch Verleihung miissen
zahlreiche allgemeine Verleihungsvoraussetzungen (§ 10 StbG; Ecker et al.,
2017b:§ 10 Rz 1), und gegebenentfalls — abhingig vom konkreten Verleihungs-
grund — besondere Verleihungsvoraussetzungen erftillt sein (siche dazu Kapitel 3.4).

Verleihungen aufgrund eines Rechtsanspruchs bzw. im Ermessen der Behdrde
Das Staatsbiirgerschaftsgesetz 1985 unterscheidet hinsichtlich der

Verleihung der Staatsbiirgerschaft zwei grundsitzliche Formen:

*  Staatsbiirgerschaftsverleihungen, auf die bei Vorliegen der Vorausset-
zungen ein Rechtsanspruch besteht,’* und

*  Staatsbiirgerschaftsverleihungen, auf die das nicht zutrifft und die daher
im Ermessen der Behorde stehen.”

Der tiberwiegende Teil der Personen, die in den Jahren 2014 bis 2018
die Staatsbiirgerschaft verlichen bekommen haben, hatte einen Rechtsanspruch
auf Verleihung. Sowohl ihre absolute Anzahl als auch ihr Anteil im Vergleich
zu den Verleihungen aufgrund von Ermessen erhohte sich tiber den genannten
Zeitraum um 1.888 Personen (+30%) bzw. um drei Prozentpunkte (siche
Abbildung 8; alle Daten sind im Anhang in Tabelle A.8 zu finden).

Die bestehenden Verleihungsgriinde sehen tiberwiegend einen Rechts-
anspruch auf Verleihung der Staatsbiirgerschaft vor, jedoch regeln diese
Verleihungsgriinde sehr konkrete Fallkonstellationen. Daher kommt die
Staatsbiirgerschaftsverleihung aufgrund eines Rechtsanspruchs nur in Betracht,
wenn im Einzelfall eine vom Staatsbiirgerschaftsgesetz 1985 beschriebene
Fallkonstellation vorliegt. Im Hinblick auf diese Fallkonstellationen seien
an dieser Stelle beispielhaft Verleihungen der Staatsbiirgerschaft an Ehe-
partnerlnnen von Osterreicherlnnen (§ 11a Abs. 1 StbG) oder an Asyl-
berechtigte (§ 11a Abs. 7 StbG) erwihnt. Die gesetzliche Regelung fiir die
Verleihung der Staatsbiirgerschaft an , regulire Fremde gemifd § 10 Abs. 1 StbG
sieht indes keinen Rechtsanspruch vor (Ecker et al., 2017b:§ 10 Rz 6).
In diesen Fillen trifft die zustindige Behorde daher eine Ermessensent-
scheidung. Unter ,,Ermessen® versteht man, dass der Gesetzgeber ,,von einer

bindenden Regelung des Verhaltens der Verwaltungsbehorde absieht und

54  Dazu zihlt beispielsweise die Verleihung der Staatsbiirgerschaft gemif§ § 11a StbG.
55  Das ist beispielsweise die Verleihung der Staatsbiirgerschaft im besonderen Interesse

der Republik Osterreich gemifd § 10 Abs. 6 StbG.
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Abbildung 8: Staatsbiirgerschaftsverleihungen in Osterreich von
2014 bis 2018, aufgeschliisselt nach Art der Verleihung
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% 4.000  (84%)
= 3.000
E 2.000
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Verleihung aufgrund von Ermessen = Verleihung aufgrund von Rechtsanspruch

Quelle: Statistik Austria, 2019a, eigene Darstellung.

die Bestimmung dieses Verhaltens der Behorde selbst tiberldsst (Plunger,
2017a:§ 11 Rz 1), die Behorde also zwischen verschiedenen Reaktionen
wihlen kann (Mayer et al., 2015:296,297). Die Befugnis zur Ermessens-
entscheidung steht der Behérde in jenen Fillen nicht zu, in denen ein
Rechtsanspruch auf Verleihung besteht (Plunger, 2017a:§ 11 Rz 1) oder in
denen die Staatsbiirgerschaft durch Anzeige erlangt wird.

Der behordlichen Ermessensentscheidung sind jedenfalls Grenzen gesetzt.
So kommt der Behérde etwa bei der Beurteilung der Frage, ob die vorge-
schriebenen Voraussetzungen fiir die Einbiirgerung erfiillt sind, kein Ermessen
zu.”® Erst nachdem feststeht, dass diese verpflichtend zu erfiillenden Ver-
leihungsvoraussetzungen vorliegen, darf die Behorde im Rahmen des § 11 StbG
eine Ermessensentscheidung treffen (Ecker et al. 2017b: § 10 Rz 6, Plunger
etal. 2017:§ 10 Rz 1). Gemif$ § 11 StbG ist bei der Entscheidung tiber die
Verleihung der Staatsbiirgerschaft das Gesamtverhalten der staatsbiirger-
schaftswerbenden Person ,,im Hinblick auf das allgemeine Wohl, die

56  VwGH, 7. Mai 1989, 85/01/0337.
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offentlichen Interessen und das Ausmaf$“ ihrer Integration™” zu berticksichtigen.
Die fiir die behdrdliche Ermessensiibung mafigebenden Uberlegungen und
Umstinde sind in der Entscheidung offenzulegen, damit eine Nachpriifung
der Entscheidung und gegebenenfalls die weitere Rechtsverfolgung durch
die Parteien®® moglich ist (Plunger, 2017a:§ 11 Rz 1).

3.2 Allgemeine Verleihungsvoraussetzungen

Die Verleihung der Staatsbiirgerschaft erfordert in den meisten Fillen die
Erfiillung einer ganzen Reihe an allgemeinen Verleihungsvoraussetzungen. Zu
diesen allgemeinen Verleihungsvoraussetzungen zihlt in den meisten Fillen
etwa ein Mindestaufenthalt in Osterreich oder der Nachweis von ausreichenden
Deutschkenntnissen. Diese allgemeinen Verleihungsvoraussetzungen kénnen
aber je nach konkretem Erwerbsgrund (sehr weit) eingeschrinkt sein, sodass
sie nicht in jedem Fall zur Ginze zu erfiillen sind. Die allgemeinen Verleihungs-
voraussetzungen werden nachfolgend niher untersucht.

Mindestaufenthalt in Osterreich und der entsprechende Nachweis

Der Erwerb der osterreichischen Staatsbiirgerschaft erfordert meist einen
Mindestaufenthalt in Osterreich, der sowohl ununterbrochen als auch recht-
mif3ig sein muss. Daneben gibt es aber auch Ausnahmefille, in denen der
Aufenthalt im Bundesgebiet nicht erforderlich ist (siche dazu Tabellen 3 und 5).
In diesem Zusammenhang zu nennen sind beispielsweise die Staatsbiirger-
schaftsverleihung an den/die EhepartnerIn von &sterreichischen StaatsbiirgerInnen,
die in einem Dienstverhiltnis zu einer inlindischen Gebietskorperschaft
stehen und deren Dienstort im Ausland liegt (§ 11a Abs. 2 Z 1 StbG) oder
der Staatsbiirgerschaftserwerb durch Anzeige (siche Kapitel 3.5). Ebenso
zihlt dazu die Verleihung der Staatsbiirgerschaft gemaf$ § 10 Abs. 6 StbG im
besonderen Interesse der Republik Osterreich (siche dazu Kapitel 3.4).

57  Zudieser zihlt insbesondere die Orientierung der fremden Person am gesellschaftlichen,
wirtschaftlichen und kulturellen Leben in Osterreich sowie das Bekenntnis zu den Grund-
werten eines europdischen demokratischen Staates und seiner Gesellschaft. Vgl. § 11 StbG.

58  Beschwerde kann im staatsbiirgerschaftsrechtlichen Verfahren durch die betroffene
Person sowie den Bundesminister fiir Inneres erhoben werden (Art. 132 Abs. 1 Z 1

und Z 2 B-VG; Pichler M. und K. Senft, 2017:§ 39 Rz 2).
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Ununterbrochener Aufenthalt
Die tiberwiegende Zahl der Fille des Staatsbiirgerschaftserwerbs erfordert

einen mehrjihrigen ununterbrochenen Aufenthalt in Osterreich (siche dazu

Tabellen 3 und 5). Abhingig vom konkreten Erwerbsgrund betrigt die gefor-

derte Mindestaufenthaltsdauer:

Sechs Jahre: das trifft beispielsweise auf Personen zu, deren
Ehepartnerln StaatsbiirgerIn ist und weitere Voraussetzungen erfillt
sind (§ 11a Abs. 1 StbG);

10 Jahre: gemif § 10 Abs. 1 Z 1 StbG miissen sich Fremde tiber diesen
Zeitraum rechtmifig und ununterbrochen in Osterreich aufgehalten
haben und davon zumindest fiinf Jahre niedergelassen®” gewesen sein.
§ 10 ist die zentrale Gesetzesbestimmung des Staatsbiirgerschaftsge-
setzes 1985 (Ecker etal., 2017b:§ 10 Rz 1), nach der der Staatsbiirger-
schaftserwerb erfolgt, sofern keine Sonderbestimmungen greifen. Mit der
vorgesehenen Mindestaufenthaltsdauer fiir eine Einbiirgerung nach Er-
messen (siche dazu Kapitel 3.1) liegt Osterreich im europiischen Vergleich
am oberen Ende (Reichel, 2011:51);

15 Jahre: darunter fallen beispielsweise Personen, die nicht aufgrund von
Entzug der oder Verzicht auf die osterreichische Staatsbiirgerschaft Fremde
sind, die in der geforderten Zeitdauer einen rechtmifSigen und ununter-
brochenen Aufenthalt im Bundesgebiet haben und ihre nachhaltige person-
liche und berufliche Integration nachweisen (§ 12 Abs. 1 Z 1 lit b StbG);
30 Jahre: das trifft auf Personen zu, die nicht aufgrund von Entzug der
oder Verzicht auf die 6sterreichische Staatsbiirgerschaft Fremde sind und

die in der geforderten Zeitdauer ununterbrochen ihren Hauptwohnsitz
im Bundesgebiet haben (§ 12 Abs. 1 Z 1 lit a StbG).

Diese Mindestaufenthaltsfristen des ununterbrochenen Aufenthalts

bzw. des Wohnsitzes sind vom Zeitpunkt der Entscheidung der zustindigen

Behorde zuriickzurechnen® und miissen somit unmittelbar davor vorliegen.

Die betroffene Person, die die Verleihung der 6sterreichischen Staatsbiirgerschaft

59

60

Niederlassung ist gemifl § 2 Abs. 2 Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz
(NAG; BGBL I Nr. 100/2005, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL. I Nr. 25/2019)
der tatsichliche oder zukiinftig beabsichtigte Aufenthalt im Bundesgebiet zu bestimmten,
im NAG niher definierten Zwecken.

VwGH, 18. Juni 2014, 2013/01/0128 und VwGH, 18. Dezember 2014,
Ro 2014/01/0016.
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anstrebt, muss die gesetzlich vorgeschriebene Mindestdauer faktisch in
Osterreich aufhiltig sein. Das blofle Vorliegen eines Aufenthaltstitels fiir die
vorgeschriebene Zeitdauer ist nicht ausreichend. Neben der besonderen
Aufenthaltsqualitit (siche dazu gleich unten) ist daher auch die faktische
Anwesenheit in Osterreich erforderlich (Ecker et al., 2017b:§ 10 Rz 4).

Obwohl das Staatsbiirgerschaftsgesetz einen ,,ununterbrochenen Aufenthalt
in Osterreich vorsieht, ist ein durchgehender Aufenthalt in Osterreich ohne jegli-
che Unterbrechung tatsichlich nicht notwendig. Zulissig ist die Abwesenheit
vom Bundesgebiet in eingeschrinktem Mafle. Konkret ist innerhalb der fiir den
Erwerb der Staatsbiirgerschaft vorgesehenen Mindestaufenthaltsdauer die
Abwesenheit fiir maximal 20 Prozent dieser Mindestaufenthaltsdauer zulassig.!
Daraus ergibt sich, dass der ,,ununterbrochene Aufenthalt” eine faktsche Anwe-
senheit im Bundesgebiet lediglich im AusmafS von 80 Prozent der vorgeschenen
Zeitspanne bezeichnet (Ecker et al., 2017b:§ 10 Rz 4). Wird diese 20 Prozent-
schwelle tiberschritten, tritt gemifl § 15 Abs. 1 Z 3 StbG eine Unterbrechung
ein, die dazu fiihrt, dass die Frist nach Wegfall des Unterbrechungsgrundes
neu zu laufen beginnt® (Ecker, 2017b:§ 15 Rz 5, Esztegar 2017:§ 15 Rz 1)
und die bisherigen Aufenthaltszeiten verloren sind. Die Expertlnnen des
Bundesministeriums fiir Inneres fithrten in diesem Zusammenhang aus,
dass die zunehmende personliche Mobilitdt oftmals mit der bestehenden
Regelung in Konflikt stehe und Diskussionen dariiber entstiinden, wie der
tatsichliche Aufenthalt letztlich nachgewiesen werden konne. Die Landes-
regierungen nihmen diese Verleihungsvoraussetzung aber sehr ernst, sodass
dieser Nachweis manchmal sehr aufwindig sein kann.®

RechtmaBiger Aufenthalt

Abhingig vom konkreten Verleihungsgrund sicht das Staatsbiirger-
schaftsgesetz 1985 eine besondere Qualitit des Aufenthalts in Osterreich vor.
Diese besondere Qualitit zeichnet sich durch den rechtmifligen Aufent-

61  Bei gefordertem zehnjihrigem Aufenthalt ist daher eine maximale Abwesenheit von
24 Monaten zulissig.

62 Staatsbiirgerschaftsrechts-Novelle 2005, Regierungsvorlage — Materialien, S. 8, ver-
fugbar auf www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXII/I/I_01189/fname_051960.pdf
(Zugriff 4. Oktober 2019).

63  Interview mit Dietmar Hudsky und Eva Pfleger, Bundesministerium fiir Inneres,

1. Oktober 2019.
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halt,* die Niederlassung® oder einen Hauptwohnsitz

64
65
66
67

68
70
71
72
73

74

% in Osterreich aus.

Der rechtmifige Aufenthalt® einer fremden Person ergibt sich dadurch,
dass der Aufenthalt im Bundesgebiet auf eine Rechtsgrundlage ge-
stiitzt werden kann (Plunger et al. 2017:§ 10 Rz 2), sodass vor allem
Zeiten des visafreien Aufenthalts, des Aufenthalts mit Visum oder
aufgrund eines Aufenthaltstitels gemifd § 8 Niederlassungs- und Auf-
enthaltsgesetz (NAG;®® Ecker et al., 2017b:§ 10 Rz 19) zu beriicksich-
tigen sind. Daher kann der rechtmiflige Aufenthalt sowohl durch un-
befristete,® als auch durch befristete Aufenthaltstitel”® begriindet
werden. Fin unbefristeter Aufenthaltstitel kann in Osterreich erst nach
fiinfjihriger, tatsichlicher Niederlassung in Osterreich erteilt werden.”
Auf die Mindestaufenthaltsdauer zur Erlangung der Staatsbiirgerschaft
hat der Umstand, ob es sich um einen befristeten oder unbefristeten
Aufenthaltstitel handelt, allerdings keinen Einfluss, da sich die Mindest-
aufenthaltsdauer in Osterreich abhingig vom konkreten Erwerbs-
grund und den jeweiligen Voraussetzungen, die von der betroffenen
Person erfiillt werden miissen, bestimmt. Weiters begriinden — neben
dem Fliichtlingsstatus — auch der subsidiire Schutz und die anderen
nach dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005)”* zuerkannten Titel”® einen
rechtmifigen Aufenthalt in Osterreich (Ecker et al., 2017b:§ 10 Rz 26;
Plunger et al. 2017:§ 10 Rz 2).

Unter Niederlassung versteht § 2 Abs. 2 NAG den ,tatsichliche(n)
oder zukiinftig(en) Aufenthalt im Bundesgebiet” zu bestimmten, im

Gesetz aufgezihlten Zwecken.”*

Vgl. etwa § 10 Abs. 1 Z 1 oder 11a Abs. 1 StbG.

Vgl. etwa § 10 Abs. 1 Z 1 StbG.

Vgl etwa § 12 Abs. 1 Z 1 lita oder § 14 Abs. 1 Z 2 StbG.

Siehe zu den Voraussetzungen im Detail § 31 Fremdenpolizeigesetz (FPG; BGBL. I
Nr. 100/2005, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 56/2018).

BGBI. I Nr. 100/2005, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 25/2019.
Zu nennen ist der “Daueraufenthalt — EU“ gemifd § 45 NAG.

Zu nennen ist beispielsweise die Rot-Weifl-Rot-Karte gemif § 41 NAG.

Dabei handelt es sich um den Aufenthaltstitel ,, Daueraufenthalt — EU* gemif § 45 NAG.
BGBL. I Nr. 100/2005, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL. I Nr. 53/2019.
Beispielsweise der “Aufenthaltstitel in besonders beriicksichtigungswiirdigen Fillen®
gemifd § 56 AsylG 2005.

Dazu zihlt beispielsweise die Begriindung eines Wohnsitzes, der linger als sechs
Monate im Jahr tatsichlich besteht oder die Begriindung eines Mittelpunkts der
Lebensinteressen (§ 2 Abs. 1 NAG).
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*  Der Hauptwohnsitz wird im Meldegesetz 1991 definiert,” das auch
Meldeverpflichtungen bei der Meldebehérde vorsieht.”

Nach osterreichischer Rechtslage kommt es daher darauf an, ob der
Aufenthalt der betroffenen Person in Osterreich einer dieser gesetzlich geforderten
Qualitdten entspricht. Der ,blofle” Aufenthalt in Osterreich, der den geforderten
Qualititen nicht entspricht — also etwa kein rechtmifliger Aufenthalt, keine
Niederlassung oder kein Hauptwohnsitz ist —, zihlt daher nicht zu der nétigen
Aufenthaltsdauer (Ecker et al., 2017b:§ 10 Rz 19, Ecker, 2017a:§ 12 Rz 14).
Auch kiirzeste Unterbrechungen des rechtmifligen Aufenthalts, mogen sie auch
nur einen Tag bestanden haben, fithren dazu, dass lediglich der Zeitraum
nach Beendigung der Unterbrechung berticksichtigt wird (Ecker et al.,
2017b:§ 10 Rz 60; Plunger et al., 2017:§ 10 Rz 2).

Asylwerberlnnen und subsidiér Schutzberechtigte

Die dargestellten Regelungen gelten grundsitzlich auch fiir in Oster-
reich asylberechtigte Personen. Der Mindestaufenthalt fiir Personen, denen
der Fliichtlingsstatus zuerkannt wurde, betrigt gemif§ § 11a Abs. 7 StbG
10 Jahre. Die Niederlassung, wie sie gemaf8 § 10 Abs. 1 Z 1 StbG allgemein
fuir die Verleihung der Staatsbiirgerschaft vorgesehen ist, ist fiir diese Personen
jedoch nicht erforderlich.”” Das bedeutet, dass asylberechtigte Personen
gemif$ § 11a Abs. 7 StbG einen lediglich zehnjihrigen ununterbrochenen
und rechtmifigen Aufenthalt in Osterreich, nicht aber ihre Niederlassung
nachweisen miissen.

Fiir Personen, denen ein anderer internationaler Schutz als Asyl gewihrt
wurde, also beispielsweise subsididrer Schutz oder der ,,Aufenthaltstitel in besonders
berticksichtigungswiirdigen Fillen® gemidfd § 56 AsylG 2005, gelten die allge-

meinen Einbiirgerungsregeln und die oben dargestellten Verleihungs-

75  Gemif§ § 1 Abs. 7 MeldeG (BGBI. Nr. 9/1992, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. 104/2018) ist der Hauptwohnsitz eines Menschen an jener Unterkunft
begriindet, an der er sich in der erweislichen oder aus den Umstinden hervorgehen-
den Absicht niedergelassen hat, diese zum Mittelpunke seiner Lebensbeziehungen zu
machen.

76 Gemifl § 2 Abs. 1 MeldeG gilt: ,Wer in einer Wohnung (...) Unterkunft nimmt
oder eine solche Unterkunft aufgibt, ist zu melden.

77  Fremdenrechtsinderungsgesetz 2018, Regierungsvorlage — Erlduterungen, S. 40,
verfighar auf www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVI/I/I_00189/imfname_698465.pdf
(Zugriff 7. Oktober 2019).
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voraussetzungen miissen erfiillt werden. Alternativ konnen Fremde —
nach den Erliuterungen” zur Staatsbiirgerschaftsrechts-Novelle 20057
unter anderem ehemalige AsylwerberInnen und in weiterer Folge subsidiir
Schutzberechtigte — ihren Antrag auf Verleihung der Staatsbiirgerschaft aber
auch auf § 12 Abs. 1 Z 1 lit b StbG stiitzen (Ecker, 2017a:§ 12 Rz 24,25).%°
Im Gegensatz zur Verleihung gemif$ § 10 Abs. 1 StbG vermittelt die genannte
Gesetzesstelle bei Vorliegen der Voraussetzungen einen Rechtsanspruch auf
Einbiirgerung (Ecker, 2017a:§ 12 Rz 25). Voraussetzung dafiir ist aber, dass
die staatsbiirgerschaftswerbende Person seit mindestens 15 Jahren einen recht-
mifligen und ununterbrochenen Aufenthalt im Bundesgebiet hat und ihre
nachhaltige personliche und berufliche Integration nachweist.

Nachweis des Mindestaufenthalts

Das Verfahren zur Verleihung der Staatsbiirgerschaft folgt dem Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetz (AVG)* und dem Grundsatz der Unbeschrinktheit
der Beweismittel (Walter und Mayer, 2003:181 Rz 335). Gemifd § 46 AVG
kommt daher als Beweismittel alles in Betracht, ,was zur Feststellung des
maf3gebenden Sachverhaltes geeignet und nach Lage des einzelnen Falls zweck-
dienlich ist“. Dementsprechend wird von den Landesregierungen, die in Staats-
biirgerschaftsangelegenheiten entscheiden, zum Beweis des Aufenthalts in Osterreich
eine Vielzahl an unterschiedlichen Beweismitteln und Nachweisen gefordert
bzw. akzeptiert.

Eine unter allen Landesregierungen durchgefiihrte Erhebung ergab, dass sich
bei der Beurteilung des Mindestaufenthalts in Osterreich alle Landesregierungen
unter anderem auf Auskiinfte oder Entscheidungen anderer 6sterreichischer
Behorden oder dffentlicher Stellen verlassen. So wird der Mindestaufenthalt
etwa durch Einschau in das Zentrale Melderegister,** Versicherungsdatenaus-

78  Staatsbiirgerschaftsrechts-Novelle 2005, Regierungsvorlage — Materialien, S. 8, ver-
figbar auf www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXII/I/I_01189/fname_051960.pdf
(Zugriff 4. Oktober 2019).

79  BGBI. I Nr. 37/2006.

80 VwGH, 12. Mirz 2002, 2001/01/0228.

81 BGBL. Nr. 51/1991, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL. I Nr. 58/2018.

82  Beantworteter Fragebogen der Landesregierungen von Tirol (Abteilung Staatsbiirgerschaft,
11. September 2019), Vorarlberg (Fachbereich Staatsbiirgerschafts-, Fremden- und Personen-
standsrecht, 16. September 2019), Salzburg (Referat Wahlen und Staatsbiirgerschaft,
18. September 2019), Steiermark (Referat Staatsbiirgerschaft, 24. September 2019), Burgen-
land (Landesplanung, Sicherheit, Gemeinden und Wirtschaft, 30. September 2019) und
Kirnten (Wahlrecht, Staatsbiirgerschaft und Aufenthaltswesen, 7. Oktober 2019).
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ziige® oder Bescheide des Bundesamts fiir Fremdenwesen und Asyl* ermittelt.
Ebenso werden der aktuelle und vorherige Aufenthaltstitel herangezogen bzw.
entsprechende Anfragen an die zustindigen Fremdenrechtsbehorden gestelle.®
Teilweise werden auch andere Nachweise, wie etwa Bestitigungen des Vermieters®
oder Titigkeitsnachweise (wie beispielsweise Schulzeugnisse, Sammelzeug-
nisse der Universitit) oder Kursbesuchsbestitigungen® akzeptiert.

Deutschkenntnisse und ihr Nachweis

Nach Auffassung des dsterreichischen Gesetzgebers bei Einfiihrung der
Uberpriifung der Deutschkenntnisse vor Verleihung der Staatsbiirgerschaft
im Jahr 1998% stellt die Verleihung der Staatsbiirgerschaft den Schluss-
punke einer erfolgreichen Integration dar, wobei die Sprachkenntnisse ein
wesentliches — aber nicht ausschlielliches — Indiz sind.*” Der Verwaltungs-
gerichtshof hielt dazu fest, dass den ,, Deutschkenntnissen® vom Gesetzgeber
ein besonderes , Integrationsmoment” zugemessen wurde.” Dementsprechend
bestimmt § 10a Abs. 1 StbG, dass Voraussetzung jeglicher Verleihung’! der
Staatsbiirgerschaft der Nachwetis tiber ausreichende Deutschkenntnisse gemif
§ 7 Abs. 2 Z 2 Integrationsgesetz (IntG)* ist. Konkret wird daher Kenntnis
der deutschen Sprache zur selbstindigen Sprachverwendung auf dem Sprach-

83  Beantworteter Fragebogen der Landesregierungen von Tirol (Abteilung Staatsbiirger-
schaft, 11. September 2019), Steiermark (Referat Staatsbiirgerschaft, 24. September 2019)
und Wien (Magistratsabteilung 35, 24. September 2019).

84  Beantworteter Fragebogen der Landesregierung von Oberdsterreich (Gruppe Staats-
biirgerschaft, Migration, Wahlen, 26. September 2019).

85  Beantworteter Fragebogen der Landesregierungen von Niederosterreich (Abteilung
Staatsbiirgerschaft und Wahlen, 11. September 2019), Steiermark (Referat Staats-
biirgerschaft, 24. September 2019), Wien (Magistratsabteilung 35, 24. September 2019)
und Oberésterreich (Gruppe Staatsbiirgerschaft, Migration, Wahlen, 26. September
2019) sowie schriftlicher Beitrag der Vorarlberger Landesregierung (Fachbereich
Staatsbiirgerschafts-, Fremden- und Personenstandsrecht, 17. Oktober 2019).

86  Beantworteter Fragebogen der steiermirkischen Landesregierung (Referat Staatsbiir-
gerschaft, 24. September 2019).

87  Beantworteter Fragebogen der Wiener Landesregierung (Magistratsabteilung 35,
24. September 2019).

88  Staatsbiirgerschaftsgesetznovelle 1998, BGBI. I Nr. 124/1998.

89  Staatsbiirgerschaftsgesetznovelle 1998, Regierungsvorlage, S. 8, verfligbar auf www.parla-
ment.gv.at/PAKT/VHG/XX/1/I_01283/fname_140172.pdf (Zugriff 27. August 2019).

90 VwGH, 11. Oktober 2010, 2000/01/0277.

91  Nach dem Gesetzeswortlaut ist dieser Nachweis beim Erwerb der Staatsbiirgerschaft
durch Anzeige daher nicht nétig. Vgl. Plunger und Troger 2017:§ 10a Rz 1.

92 BGBL I Nr. 68/2017, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 41/2019.
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niveau Bl gemifl dem Gemeinsamen Europiischen Referenzrahmen fiir
Sprachen gefordert. Die derzeit im Staatsbiirgerschaftsgesetz 1985 vorge-
schriebenen Sprachkenntnisse wurden im Jahr 2011 auf B1-Niveau ange-
hoben” und dadurch die zuvor bestechende Regelung, die lediglich ,,Kenntnis
der deutschen Sprache* verlangte, vereinheitlicht. Eine Evaluierung, ob sich
durch diese Mafinahmen die tatsichlichen Deutschkenntnisse der staats-
biirgerschaftswerbenden Personen verbessert haben, hat nicht stattgefunden.
Die Expertlnnen des Bundesministeriums fiir Inneres erklarten dies damit,
dass der Erwerb der Staatsbiirgerschaft gemif der gesetzlichen Vorgaben nur
bei Nachweis der entsprechenden Deutschkenntnisse in Betracht kommt.
Damit dieser Nachweis als erbracht gilt, miissen staatsbiirgerschaftswerbende
Personen die Sprachkurse und Priifungen auf B1-Niveau absolvieren. Alleine
dadurch, dass im Vergleich zur fritheren Gesetzeslage nunmehr ein hoheres
Sprachniveau nachzuweisen ist, ist es nach Auffassung der Expertlnnen
zwangsldufig zu einer Steigerung der Deutschkenntnisse gekommen.”
Ein hoheres Sprachniveau wird fiir die Verleihung der Staatsbiirger-
schaft gemif8 § 11a Abs. 6 StbG (siche dazu Kapitel 3.4) gefordert. Demnach
sind Deutschkenntnisse auf B2 Niveau erforderlich, wobei im Gegenzug aber
die Mindestaufenthaltsdauer auf sechs Jahre reduziert wird. Die kiirzere
Mindestaufenthaltsdauer wird durch die vertiefte Sprachkenntnis als inte-
grationsbegriindendem Umstand gerechtfertigt (Kind, 2017¢:§ 11a, Rz 51).
Ungeachtet der obigen Ausfithrungen gibt es jedoch auch Erwerbs-
griinde, die einen Nachweis der ausreichenden Deutschkenntnisse nicht
erfordern. Dazu zihlt etwa die Einbiirgerung im besonderen Interesse der
Republik Osterreich gemifd § 10 Abs. 6 StbG (§ 10a Abs. 2 Z 1 StbG)

oder der Staatsbiirgerschaftserwerb durch Anzeige.

Nachweis

Der Nachweis der Deutschkenntnisse gemf$ § 10a Abs. 1 Z 1 StbG kann —
abhingig vom Alter der antragstellenden Person — auf unterschiedliche Weise
erbracht werden. Bei minderjihrigen Personen gilt der Nachweis durch Besuch

93  Fremdenrechtsinderungsgesetz 2011, BGBL. I Nr. 38/2011.

94  Staatsbiirgerschaftsgesetz 1985, BGBI. Nr. 311/1985, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBL. I Nr. 37/2006.

95  Interview mit Dietmar Hudsky und Eva Pfleger, Bundesministerium fiir Inneres,
1. Oktober 2019.

48



einer Primar- oder Sekundarschule gemifS Schulorganisationsgesetz’® oder
durch positive Leistungen im Unterrichtsgegenstand ,Deutsch® als erbracht
(§ 10a Abs. 3 StbG). Da jedoch eine generelle Befreiung von Personen, die im
Zeitpunkt der Antragstellung das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet haben
(unmiindige Minderjahrige), besteht (§ 10a Abs. 2 Z 2 StbG), ist der An-
wendungsbereich dieser Bestimmung stark eingeschrinkt (Plunger und
Troger, 2017:§ 10a Rz 5). Dariiber hinaus gilt der Nachweis als erbracht,
wenn die staatsbiirgerschaftswerbende Person das Modul 2 der Integrations-
vereinbarung gemifd § 10 Abs. 2 IntG erfiillt hat, auch wenn sie dazu nach
dem Integrationsgesetz nicht verpflichtet ist (§ 10 Abs. 4 StbG). Das Modul 2
der Integrationsvereinbarung ist unter anderem erfillt, wenn ein Nachweis
des Osterreichischen Integrationsfonds iiber die erfolgreiche Absolvierung
der Integrationspriifung vorgelegt wird (§ 10 Abs. 2 Z 1 Integrationsgesetz).

Fremde mit deutscher Muttersprache sind von der Erbringung des
Sprachkenntnisnachweises befreit (§ 10a Abs. 4 Z 1 StbG). Die Feststel-
lung, ob die deutsche Sprache die Muttersprache der fremden Person ist,
obliegt der Entscheidung der Behorde.”” Lediglich in diesem Fall beurteilt
die Behérde die Deutschkenntnisse der staatsbiirgerschaftswerbenden
Person. In allen anderen Fillen priift die Behorde hinsichtlich der Deutsch-
kenntnisse nur, ob sie durch entsprechende Nachweise bescheinigt werden
konnen.

Grundkenntnisse der demokratischen Ordnung und geschichtlicher Aspekte

Gemif$ § 10a Abs. 1 Z 2 StbG sind Grundkenntnisse der demokrati-
schen Ordnung und der sich daraus ableitbaren Grundprinzipien sowie
der Geschichte Osterreichs und des jeweiligen Bundeslandes eine Voraus-
setzung fiir jegliche Verleihung der Staatsbiirgerschaft. Diese Verpflich-
tung wurde im Jahr 2006 eingefiihrt.”® Jedoch bestehen auch Erwerbs-
griinde, die keinen derartigen Nachweis erfordern. Dazu zihlt etwa die
Einbiirgerung im besonderen Interesse der Republik Osterreich gemifs
§ 10 Abs. 6 StbG (§ 10a Abs. 2 Z 1 StbG) oder der Staatsbiirgerschafts-
erwerb durch Anzeige.

96  BGBL Nr. 242/1962, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL. I Nr. 86/2019.

97  Staatsbiirgerschaftsrechts-Novelle 2005, Regierungsvorlage — Materialien, S. 6, ver-
fiigbar auf www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXII/I/I_01189/fname_051960.pdf
(Zugriff 4. Oktober 2019).

98  Staatsbiirgerschaftsrechts-Novelle 2005, BGBL. I Nr. 37/2006.
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Nachweis

Zum Nachweis dieser Grundkenntnisse sicht das Staatsbiirgerschafts-
gesetz 1985 unterschiedliche Moglichkeiten vor. Gemifd § 10a Abs. 3 StbG
gilt der Nachweis unter anderem durch den Besuch einer Primar- bzw.
Sekundarschule gemif$ Schulorganisationsgesetz durch eine/n Minderjihrige/n
im Rahmen der allgemeinen Schulpflicht als erbracht. Da jedoch eine generelle
Befreiung von Personen, die im Zeitpunkt der Antragstellung das 14. Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben (unmiindige Minderjihrige), besteht
(S 10a Abs. 2 Z 2 StbG), ist der Anwendungsbereich dieser Bestimmung
stark eingeschrinkt (Plunger und Troger, 2017:§ 10a Rz 5). Ebenso gilt das
notwendige Wissen als nachgewiesen, wenn ein Schulabschluss im Unter-
richtsgegenstand ,,Geschichte und Sozialkunde® zumindest auf dem Niveau
des Lehrplans der Hauptschule fiir den genannten Unterrichtsgegenstand in
der 4. Klasse vorliegt (§ 10a Abs. 4a StbG).

Wird der Nachweis nicht aufgrund der oben erwihnten Bestimmungen
erbracht, ist vor der zustindigen Landesregierung eine Priifung abzulegen
(§ 10a Abs. 5 StbG). Die Staatsbiirgerschaftspriifung wurde vor einigen
Jahren vollig neu aufgesetzt,” da der zuvor bestehende Test nicht mehr
zeitgemial$ gewesen war. Die an der urspriinglichen Staatsbiirgerschaftspriifung
getibte Kritik betraf unter anderem die fehlerhafte Lernunterlage,'” die
eine nicht konsistente Mischung aus historischen Details und hiufig
oberflichlichen Informationen aus dem Bereich des Rechts aufwies.'”!
Schliellich wurden die konkreten Priifungsfragen als fragwiirdig angesehen.'**
Seit der Neuentwicklung der Staatsbiirgerschaftspriifung ist es um dieses
Thema ruhiger geworden. Bei dieser Neuentwicklung wurde mit dem Institut
fur Bildungswissenschaften der Universitit Wien und weiteren Fachexperten
zusammengearbeitet. Es ist gewihrleistet, dass bei der Vorbereitung auf die
Staatsbiirgerschaftspriifung ein ausreichendes Grundwissen vermittelt

99  Interview mit Dietmar Hudsky und Eva Pfleger, Bundesministerium fiir Inneres,
1. Oktober 2019.

100  Orfat, Ministerium gesteht Fehler ein, 26. April 2012, verfiigbar auf https://orf.at/
v2/stories/2117294/2117285/ (Zugriff 15. Oktober 2019).

101  Parlamentarische Anfrage betreffend , Staatsbiirgerschaftspriifung” vom 25. April 2012,
11462/] (XXIV. GP), verfiigbar auf www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXIV/
J/J_11462/fnameorig_251335.html (Zugriff 15. Oktober 2019).

102 Orfat, Einwanderung: Griine Kritik an Staatsbiirgerschaftstest, 5. Februar 2010,
verfligbar auf https://stmvl.orf.at/stories/421081 (Zugriff 15. Oktober 2019).
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wird.'”® Die Vorbereitung auf die Staatsbiirgerschaftspriifung erfolgt individuell
durch die staatsbiirgerschaftswerbenden Personen. Jedoch werden auf der
Webseite www.staatsbuergerschaft.gv.at die Lernunterlage und Ubungs-
priifungen angeboten. Im Hinblick auf die geringe Misserfolgsrate gehen

die Expertlnnen des Bundesministeriums fiir Inneres davon aus, dass sich

die Staatsbiirgerschaftspriifung in der gegenwirtigen Form bewihrt hat.'™

Bei der Priifung in der gegenwirtigen Form handelt es sich um einen
Multiple Choice-Test, der schriftlich'® absolviert wird. Allenfalls nicht bestandene
Priifungen kénnen beliebig oft wiederholt werden (§ 10a Abs. 5 StbG, § 6 Staats-
biirgerschafts-Priifungsverordnung — StbP-V).'% Insgesamt sind im Rahmen
der Priifung 18 Fragen zu beantworten, wobei jeweils sechs Fragen aus den Priifungs-
gebieten ,,Grundkenntnisse der demokratischen Ordnung der Republik Oster-
reich und die sich daraus ableitbaren Grundprinzipien®, ,,Grundkenntnisse tiber
die Geschichte Osterreichs® sowie ,,Grundkenntnisse iiber die Geschichte des
Bundeslandes® stammen miissen (§ 3 StbP-V). Die Fragen zur demokratischen
Ordnung und der Geschichte Osterreichs werden zentral (Gsterreichweit ein-
heitlich) erstellt. Die bundeslandspezifischen Fragen werden von der jeweiligen
Landesregierung erstellt.'”” Die Priifungen werden von der Landesregierung

nach Bedarf, jedenfalls aber mindestens einmal im Kalenderhalbjahr abgehalten

103 Interview mit Dietmar Hudsky und Eva Pfleger, Bundesministerium fiir Inneres, 1. Oktwober 2019.

104 Ebd.

105  Der Test wird iiberwiegend in Papierform durchgefiihrt. Vgl. beantworteter Fragebogen
der Landesregierungen von Tirol (Abteilung Staatsbiirgerschaft, 11. September 2019), Nieder-
&sterreich (Abteilung Staatsbiirgerschaft und Wahlen, 11. September 2019), Vorarlberg
(Fachbereich Staatsbiirgerschafts-, Fremden- und Personenstandsrecht, 16. September
2019), Salzburg (Referat Wahlen und Staatsbiirgerschaft, 18. September 2019), Steiermark
(Referat Staatsbiirgerschaft, 24. September 2019), Oberdsterreich (Gruppe Staatsbiirger-
schaft, Migration, Wahlen, 26. September 2019) und Burgenland (Landesplanung, Sicher-
heit, Gemeinden und Wirtschaft, 30. September 2019). Lediglich in Wien und Kérnten
wird der Test auf einem PC durchgefiihrt, wobei in Wien bei Vorliegen entsprechender
Ausnahmen der Test auch in Papierform absolviert werden kann. Vgl. beantworteter Frage-
bogen der Landesregierungen von Wien (Magistratsabteilung 35, 24. September 2019)
und Kirnten (Wahlrecht, Staatsbiirgerschaft und Aufenthaltswesen, 7. Oktober 2019).

106 BGBL. II Nr. 138/2006, in der Fassung der Verordnung BGBL. II Nr. 260/2013.

107  Beantworteter Fragebogen der Landesregierungen von Tirol (Abteilung Staatsbiirgerschaft,
11. September 2019), Niederdsterreich (Abteilung Staatsbiirgerschaft und Wahlen,
11. September 2019), Vorarlberg (Fachbereich Staatsbiirgerschafts-, Fremden- und Personen-
standsrecht, 16. September 2019), Salzburg (Referat Wahlen und Staatsbiirgerschaft,
18. September 2019), Steiermark (Referat Staatsbiirgerschaft, 24. September 2019),
Wien (Magistratsabteilung 35, 24. September 2019), Oberdsterreich (Gruppe Staatsbiirger-
schaft, Migration, Wahlen, 26. September 2019), Burgenland (Landesplanung, Sicherheit,
Gemeinden und Wirtschaft, 30. September 2019) und Kirnten (Wahlrecht, Staats-
biirgerschaft und Aufenthaltswesen, 7. Oktober 2019).
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und die staatsbiirgerschaftswerbende Person mindestens acht Wochen vor der
Priifung tiber Zeit und Ort und die Abgrenzung des Priifungsstoffes nachweislich
in Kenntnis gesetzt (§ 1 Abs. 1 StbP-V). Fiir die Beantwortung der Fragen
stehen zwei Stunden zur Verfiigung (§ 4 Abs. 2 StbP-V). Die Priifung gilt als
bestanden, wenn in jedem Priifungsgebiet zumindest die Hilfte der vor-
gesehenen Punkte oder in Summe zumindest zwei Drittel der zu erreichenden
Punkteanzahl erreicht wird (§ 5 StbP-V). Den erfolgreichen Priifungsteil-
nehmerlnnen ist ein Priifungszeugnis auszustellen und zu tibermitteln.
Im Jahr 2018 haben in den neun osterreichischen Bundeslindern ins-
gesamt ca. 4.160 Personen die Staatsbiirgerschaftspriifung absolviert. Die

osterreichweite Erfolgsquote lag deutlich tiber 90 Prozent.'®

Geldbnis

Die osterreichische Rechtslage sieht vor, dass vor der Verleihung der
Staatsbiirgerschaft nachfolgendes Geldbnis abzulegen ist (§ 21 Abs. 2 StbG):

JIch gelobe, dass ich der Republik Osterreich als getreuer Staatsbiirger
angehoren, ihre Gesetze stets gewissenhaft beachten und alles unterlassen
werde, was den Interessen und dem Ansehen der Republik abtriglich sein
konnte und bekenne mich zu den Grundwerten eines europdischen demo-
kratischen Staates und seiner Gesellschaft.

Dieses Gel6bnis bildet in der Regel die zeitlich letzte Voraussetzung fiir die
Verleihung der Staatsbiirgerschaft, ohne das die Verleihung nicht vorgenommen
werden darf (Kind, 2017e:§ 21 Rz 3). Die Verpflichtung das Gel6bnis abzulegen
besteht grundsatzlich fiir alle Fremden, denen die Staatsbiirgerschaft verlichen

werden soll. Nur Fremde unter 18 Jahren sowie Personen, die aufgrund geistiger
Erkrankungen nicht eigenberechtigt sind (Kind, 2017e:§ 21 Rz 8.), sind
von der Ablegung des Gelobnisses ausgenommen (§ 21 Abs. 2 StbG).

108  Beantworteter Fragebogen der Landesregierungen von Tirol (Abteilung Staatsbiirger-
schaft, 11. September 2019), Niederdsterreich (Abteilung Staatsbiirgerschaft und
Wahlen, 11. September 2019), Vorarlberg (Fachbereich Staatsbiirgerschafts-, Fremden-
und Personenstandsrecht, 16. September 2019), Salzburg (Referat Wahlen und Staats-
biirgerschaft, 18. September 2019), Steiermark (Referat Staatsbiirgerschaft,
24. September 2019), Wien (Magistratsabteilung 35, 24. September 2019), Ober-
osterreich (Gruppe Staatsbiirgerschaft, Migration, Wahlen, 26. September 2019), Burgen-
land (Landesplanung, Sicherheit, Gemeinden und Wirtschaft, 30. September 2019)
und Kirnten (Wahlrecht, Staatsbiirgerschaft und Aufenthaltswesen, 7. Oktober 2019).

52



Wie bereits oben ausgefiihrt, ist die Einhaltung der Werteordnung
eine Grundvoraussetzung fiir die Einbiirgerung in Osterreich. Dariiber
hinaus wird im Rahmen des Sprachennachweises auch eine vertiefte Werte-
tiberpriifung vorgenommen. Im Staatsbiirgerschaftsverfahren wird daher auf
die relevanten Werte (siche dazu oben) besonders Bedacht genommen.'”

Wohlverhalten und Verleihungshindernisse

Fremde, die die osterreichische Staatsbiirgerschaft anstreben, haben
nachzuweisen, dass sie sich bis zur Antragstellung angemessen verhalten
haben und nicht negativ auffillig wurden. Die diesbeziiglichen gesetzlichen
Bestimmungen finden sich an unterschiedlichen Stellen im Staatsbiirger-
schaftsgesetz 1985 und sind sowohl als ,,positive Verleihungsvoraussetzungen®
— also Umstinde, die vorliegen miissen — als auch als ,,negative Verleihungs-
voraussetzungen® bzw. Verleihungshindernisse — also Umstinde, die einer
Staatsbiirgerschaftsverleihung im Weg stehen — ausgestaltet.

Zu den positiven Verleihungsvoraussetzungen zihlen insbesondere
diein § 10 Abs. 1 Z 2 bis 4 und 6 StbG erwihnten Umstinde, wonach die
Staatsbiirgerschaft einer fremden Person nur verlichen werden darf, wenn
unter anderem
*  gegen sie keine rechtskriftige Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe

durch ein in- oder auslindisches Gericht wegen bestimmter Straftaten

vorliegt (§ 10 Abs. 1 Z 2 und 3 StbG),

*  gegen sie wegen bestimmter Straftaten''’ bei einem inlindischen Gericht
kein Strafverfahren anhingig ist (S 10 Abs. 1 Z 4 StbG),

*  das bisherige Verhalten der betroffenen Person Gewihr dafiir bietet,
dass sie zur Republik Osterreich bejahend eingestellt ist und weder
eine Gefahr fir die 6ffentliche Ruhe, Ordnung und Sicherheit
darstellt noch andere in Art. 8 Abs. 2 Europiische Menschenrechts-
konvention (EMRK)'""! genannte 6ffentliche Interessen gefihrdet

(§ 10 Abs. 1 Z 6 StbG),

109 Interview mit Dietmar Hudsky und Eva Pfleger, Bundesministerium fiir Inneres,
1. Oktober 2019.

110 Gemif3§ 10 Abs. 1 Z 4 StbG sind mit Freiheitsstrafe bedrohte Vorsatztaten oder ein
mit Freiheitsstrafe bedrohtes Finanzvergehen umfasst.

111 Dazu zihlen beispielsweise das wirtschaftliche Wohl Osterreichs und die Rechte und
Freiheiten anderer Personen.
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*  durch die Verleihung die internationalen Bezichungen der Republik
Osterreich nicht wesentlich beeintrichtigt werden (§ 10 Abs. 1 Z 5 StbG)
und

* die fremde Person nicht mit fremden Staaten in solchen Bezichungen
steht, dass die Verleihung die Interessen der Republik Osterreich
schidigen wiirde (§ 10 Abs. 1 Z 8 StbG).

Im Falle der Verleihung der Staatsbiirgerschaft auf Basis einer Ermessens-
entscheidung der Behorde (siche dazu Kapitel 3.1) kommt dariiber hinaus
§ 11 StbG zu Anwendung. Demnach ist bei der Verleihung der Staatsbiirger-
schaft das ,,Gesamtverhalten des Fremden im Hinblick auf das allgemeine
Wohl, die 6ffentlichen Interessen und das Ausmafd seiner Integration zu
berticksichtigen.” Zur Integration zihlt gemifl der Gesetzesbestimmung
insbesondere die Orientierung der fremden Person am gesellschaftlichen,
wirtschaftlichen und kulturellen Leben in Osterreich sowie das Bekenntnis
zu den Grundwerten eines europdischen demokratischen Staates und seiner
Gesellschaft.

Wie bereits erwihnt, gilt in Staatsbiirgerschaftsverfahren das AVG mit
dem Grundsatz der Unbeschrinktheit der Beweismittel. Demnach erfolgt der
Nachweis des Wohlverhaltens in den &sterreichischen Bundeslindern sehr
unterschiedlich. Wie der nachstehenden Ubersicht (Tabelle 4) entnommen
werden kann, werden sowohl Auskiinfte von 6sterreichischen Behorden
eingeholt bzw. akzeptiert. Teilweise wird aber auch von der antragstellenden
Person verlangt, Bescheinigungen fiir das Wohlverhalten aus dem Ausland
vorzulegen.
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Tabelle 4: Akzeptierte bzw. geforderte Nachweise zur Bescheinigung des
bisherigen Wohlverhaltens

Interne Abfrage-Plattform (IAP) bzw. ECRIS-Abfrage im

Vorlage Fithrungszeugnis/ Strafregisterauszug aus dem
Europiische Strafregisterinformationssystem (ECRIS)

Einsicht in Verwaltungsstrafregister bzw. Strafregister
Ausland bzw. eidesstattliche Erklirung

Anfrage bei Landesamt fiir Verfassungsschutz und

Anfrage bei Verwaltungsstrafbehdrde
Anfrage bei Fremdenpolizei
Terrorismusbekimpfung

Anfrage bei Finanzstrafregister
Anfrage bei Wohnsitzgemeinde

< | Anfrage bei Bundesamt fiir Fremdenwesen und Asyl

< | Anfrage bei Bezirksverwaltungsbehorde

R >[R[ X[ X | > | X | < | Anfrage bei Landespolizeidirektion

Burgenland X

Kirnten X X
Niederdsterreich X X

Oberdsterreich X X X X X X X
Salzburg X X X X X X X X

Steiermark X X X X X X X

Tirol X X* X X X

Vorarlberg X X X X X X X X
Wien X X X X

Hinweis: * In Tirol gibt es keine eidesstaatlichen Erklirungen.

Quelle: Beantworteter Fragebogen der Landesregierungen von Tirol (Abteilung Staatsbiirgerschaft, 11. September 2019),
Niederdsterreich (Abteilung Staatsbiirgerschaft und Wahlen, 11. September 2019), Vorarlberg (Fachbereich
Staatsbiirgerschafts-, Fremden- und Personenstandsrecht, 16. September 2019), Salzburg (Referat Wahlen und
Staatsbiirgerschaft, 18. September 2019), Steiermark (Referat Staatsbiirgerschaft, 24. September 2019), Wien
(Magistratsabteilung 35, 24. September 2019), Oberésterreich (Gruppe Staatsbiirgerschaft, Migration, Wahlen,
26. September 2019), Burgenland (Landesplanung, Sicherheit, Gemeinden und Wirtschaft, 30. September 2019)
und Kirnten (Wahlrecht, Staatsbiirgerschaft und Aufenthaltswesen, 7. Oktober 2019) sowie schriftlicher
Beitrige der Landesregierungen von Tirol (Abteilung Staatsbiirgerschaft, 15. Oktober 2019), Oberdsterteich (Gruppe
Staatsbiirgerschaft, Migration, Wahlen, 15. Oktober 2019), Salzburg (Referat Wahlen und Staatsbiirgerschaft,
17. Oktober 2019) und Vorarlberg (Fachbereich Staatsbiirgerschafts-, Fremden- und Personenstandsrecht, 17. Oktober 2019).
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Als Gegenstiick zu den positiven Verleihungsvoraussetzungen werden
die negativen Verleihungsvoraussetzungen bzw. Verleihungshindernisse in
§ 10 Abs. 2 StbG normiert (Ecker et al., 2017b:§ 10 Rz 1). Demnach darf
die Staatsbiirgerschaft nicht verliechen werden, wenn unter anderem

*  bestimmte fremdenpolizeiliche Tatbestinde''

vorliegen,

* cin Naheverhiltnis zu einer extremistischen oder terroristischen
Gruppierung besteht und terroristische Aktivititen derselben nicht
ausgeschlossen werden kénnen oder,

*  die fremde Person mehr als einmal wegen einer schwerwiegenden Ver-
waltungsiibertretung mit besonderem Unrechtsgehalt'? rechtskriftig
bestraft worden ist. Dariiber hinaus kénnen auch kontinuierliche Verwal-
tungsiibertretungen ein Indiz dafiir sein, dass eine staatsbiirgerschafts-
werbende Person mit den Grundwerten und der Rechtsordnung Oster-

reichs nicht ausreichend verbunden ist.'*

Ebenso ist es gemidfd § 10 Abs. 3 StbG ein Verleihungshindernis, wenn
eine staatsbiirgerschaftswerbende Person trotz ihr zumutbarer und méglicher

Handlungen nicht aus ihrem bisherigen Staatsverband ausscheidet oder die

Beibehaltung der bisherigen Staatsbiirgerschaft erwirke.'”

Hinreichend gesicherter Lebensunterhalt und sein Nachweis

Ein weiteres entscheidendes Kriterium fiir die Staatsbiirgerschaftsver-
leihung ist die finanzielle Situation der antragstellenden Person. Gemif3
§ 10 Abs. 1 Z 7 StbG darf die dsterreichische Staatsbiirgerschaft ndmlich nur
verliehen werden, wenn der Lebensunterhalt der fremden Person entweder
hinreichend gesichert ist oder der Lebensunterhalt zwar nicht oder nicht in
ausreichendem MafSe gesichert ist, die betroffene Person die Griinde dafiir aber

112 Dazu zihlen unter anderem eine durchsetzbare Riickkehrentscheidung gemifs § 52 FPG
oder ein aufrechtes Aufenthaltsverbot gemify § 67 FPG.

113 Das Gesetz verweist beispielsweise auf Verstofle gegen die Straflenverkehrsordnung
(BGBI. Nr. 159/1960, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 77/2019), wie
etwa das Lenken eines Fahrzeuges unter Alkoholeinfluss (§ 99 Abs. 1 lit a StVO).
Ebenso wird auf das Lenken eines Fahrzeuges ohne Lenkberechtigung verwiesen
(§ 37 Abs. 3 Z 1 Fiihrerscheingesetz, BGBL. I Nr. 120/1997, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBL. I Nr. 76/2019).

114 Interview mit Dietmar Hudsky und Eva Pfleger, Bundesministerium fiir Inneres,
1. Oktober 2019.

115  Diese Notwendigkeit entfillt jedoch bei Staatsbiirgerschaftsverleihungen im besonderen
Interesse der Republik Osterreich gemifd § 10 Abs. 6 StbG.
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nicht zu verantworten hat."'® Gemif§ § 10 Abs. 5 StbG gilt der Lebensunter-
halt dann als gesichert, wenn unter anderem feste und regelmiflige eigene
Einkiinfte beispielsweise aus Erwerb oder gesetzlichen Unterhaltsanspriichen
vorliegen und diese Einkiinfte im gesetzlich definierten Durchrechnungs-
zeitraum eine Lebensfithrung ohne Inanspruchnahme von Sozialhilfeleis-
tungen ermdglichen. Die genaue Hohe der monatlichen Einkiinfte wird nach
§ 293 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG)'" berechnet. Nach
Abzug von regelmifligen Aufwendungen — wie etwa Mietbelastungen oder
Unterhaltszahlungen an Dritte nicht im gemeinsamen Haushalt lebende
Personen, wobei einmalig ein Betrag bis zu der in § 292 Abs. 3 ASVG fest-
gelegten Hohe (im Jahr 2019: EUR 294,65) als sogenannte , freie Station®
unberiicksichtigt bleibt, sodass es hinsichtlich dieses Betrages zu keiner Er-
héhung der notwendigen Einkiinfte kommt — muss den AntragstellerInnen
bei Antragstellung im Jahr 2019 ein monatlicher Betrag von etwa EUR 900
verbleiben. Der nicht hinreichend gesicherte Lebensunterhalt ist in Oster-
reich einer der von den Landesregierungen meistgenannten Griinde fiir
die Ablehnung eines Einbiirgerungsantrages (siche dazu Tabelle 6).
Ausgehend von den im Jahr 2017 durchschnittlich pro Wohnung und
Monat anfallenden Mietkosten'"® und unter Beriicksichtigung des Freibe-
trages gemifd § 292 Abs. 3 ASVG, war fiir eine alleinlebende staatsbiirger-
schaftswerbende Person im Jahr 2017 ein jihrlich verfiigbarer Nettobetrag
— beispielsweise aus Einkommen, regelmifligen Versicherungsleistungen,
Arbeitslosengeld oder Notstandshilfe (Garzon 2017a:§ 10 Rz 39) — von
mindestens rund EUR 13.200 nétig, um den gesetzlichen Vorgaben zum

116§ 10 Abs. 1b StbG: Nicht zu vertreten hat der Fremde seinen nicht gesicherten Lebens-
unterhalt insbesondere dann, wenn dieser auf einer Behinderung oder auf einer
dauerhaften schwerwiegenden Krankheit beruht, wobei dies durch ein irztliches
Gutachten nachzuweisen ist.

117 BGBI Nr. 189/1955 idF BGBI. 18/1956, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL
I Nr. 84/2019.

118 Aus Mangel an aktuellen Daten musste fiir die Berechnung auf Informationen aus
dem Jahr 2017 zuriickgegriffen werden; Statistik Austria (2019d), Durchschnittliche
Miete (inkl. Betriebskosten) von Hauptmietwohnungen nach Bundesland (Zeitreihe),
verfiigbar auf www.statistik.at/web_de/statistiken/menschen_und_gesellschaft/
wohnen/wohnkosten/079261.html (Zugriff 6. November 2019).

57


http://www.statistik.at/web_de/statistiken/menschen_und_gesellschaft/wohnen/wohnkosten/079261.html
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/menschen_und_gesellschaft/wohnen/wohnkosten/079261.html

gesicherten Lebensunterhaltzu entsprechen. Diestatistischen Daten zeigen,'"’
dass mit mehr als 30 Prozent ein wesentlicher Anteil der in Osterreich un-
selbststindig Erwerbstitigen nicht in der Lage ist, jene Betrige, die zum
Nachweis des gesicherten Lebensunterhalts notwendig sind, ausschlieflich
aufgrund ihrer Erwerbstitigkeit zu erreichen.'* Wiewohl neben dem Ein-
kommen weitere Einkiinfte berticksichtigt werden, kritisierten verschiedene
Studien diesen Umstand. Diese Studien kamen zu dem Schluss, dass die
Einkommensvoraussetzungen {iberhdht sind, sodass ,ein grofler Teil der
Bevolkerung insgesamt sie nicht erreichen kann® (Stern, 2011:61). Unter
Umstinden werden auslindische Staatsangehérige somit von der Einbiirgerung
ausgeschlossen (Stadt Wien, 2017:51).

Fiir den Staatsbiirgerschaftserwerb durch Verleihung der Staatsbiirger-
schaft gemifs § 10 Abs. 6 StbG (Verleihung der Staatsbiirgerschaft im besonderen
Interesse der Republik Osterreich) oder Anzeige ist der Nachweis des gesicherten
Lebensunterhalts nicht vorgeschen.

Nachweis

Als Nachweise des gesicherten Lebensunterhalts dienen insbesondere Lohn-
zettel, Lohnbestitigungen, Dienstvertrige, arbeitsrechtliche Vorvertrige, Bestti-
gungen {iber Pensions-, Renten- oder sonstige Versicherungsleistungen, Nachweise
tiber den Bezug von Kinderbetreuungsgeld und der Nachweis eigenen Vermégens
in ausreichender Hohe (§ 2 Abs. 1 Z 5 Staatsbiirgerschaftsverordnung).'!
Der Nachweis des gesicherten Lebensunterhalts ist bereits bei der Antragstellung
zu erbringen (§ 19 Abs. 2 StbG iVm § 2 Staatsbiirgerschaftsverordnung).

Der vorzulegende Nachweis stof3t aufgrund der Berechnungsmethode
immer wieder auf Kritik (Ecker etal., 2017b:§ 10 Rz 95ff). Die Expertlnnen
des Bundesministeriums fiir Inneres sahen zwar bei langfristigen, unverin-
derten Arbeitsverhiltnissen keine Schwierigkeiten im Zusammenhang mit

119 Diese rein statistischen Daten zum Einkommen beriicksichtigen nicht, dass es hin-
sichtlich des gesicherten Lebensunterhalts einerseits auf das Haushaltseinkommen
ankommt und andererseits auch Versicherungsleistungen zum Einkommen zihlen.
Schriftlicher Beitrag des Bundesministeriums fiir Inneres, 14. Februar 2020.

120 Aus Mangel an aktuellen Daten musste fiir die Berechnung auf Informationen
aus dem Jahr 2017 zuriickgegriffen werden; Statistik Austria (2018), Statistischer
Annex zum ,Allgemeinen Einkommensbericht 2018, verfiigbar auf
www.statistik.at/wem/idc/idcplg?ldcService=sGET_PDF_FILE&dDocNa-
me=034776 (Zugriff 6. November 2019), S. 11.

121 BGBI Nr. 329/1985, in der Fassung der Verordnung BGBI. II Nr. 87/2017.
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diesem Nachweis,'** wiesen aber darauf hin, dass das Erbringen des Nach-
weises im Falle saisonaler Beschiftigung mit zwischenzeitlicher Arbeitslosig-
keit oder bei hiufigem Wechsel von ArbeitgeberInnen mit Problemen ver-
bunden ist.'*® Ein Vertreter der NGO Helping Hands wies darauf hin, dass der
geforderte Nachweis fiir selbstindig Erwerbstitige ohne aufwendige Cashflow-
Rechnungen eines Steuerberaters so gut wie unldsbar ist, unter anderem weil die
Behorden privat gefiihrten Aufzeichnungen weniger Vertrauen entgegenbringen
als Auskiinften von befugten und beeideten Steuerberatern.'?* Der geforderte
Nachweis des verbleibenden Betrages stellt daher sowohl Behérden als auch
die staatsbiirgerschaftswerbenden Personen vor grofSe Herausforderungen.'”

Unterkunft

Die Wohnsituation der antragstellenden Person spielt im Einbiirgerungs-
verfahren keine Rolle. Hinzuweisen ist aber darauf, dass die Wohnsituation
bereits im Verfahren zur Erteilung eines Aufenthaltstitels gemif§ NAG ge-
priift wurde. Wie bereits oben dargelegt, erfordert die Staatsbiirgerschafts-
verleihung in der Regel einen vorangegangenen mehrjahrigen rechtmifSigen
Aufenthalt (bzw. Niederlassung oder Wohnsitz) in Osterreich. Dieser Auf-
enthalt erfordert wiederum einen entsprechenden Aufenthaltstitel. Gemaf3
§ 11 Abs. 2 Z 2 NAG darf einer fremden Person ein Aufenthaltstitel nur
erteilt werden, wenn sie unter anderem eine Unterkunft nachweist.

3.3 Staatshiirgerschaftsverleihungen nach allgemeinen Regeln und
Erstreckungen

Die in Kapitel 3.2 beschriebenen allgemeinen Verleihungsvorausset-
zungen sind immer dann zu erfiillen, wenn keine Sonderbestimmungen zur
Verleihung der Staatsbiirgerschaft bestehen. Insofern gelten diese Erforder-
nisse fiir die , reguldren® Staatsbiirgerschaftsverleihungen. Fiir manche Personen

122 Auch ein Vertreter der NGO Helping Hands erklirte, dass sich das bestehende System
bei stabilen Anstellungsverhiltnissen einfacher umsetzen lisst. Interview mit Peter
Marhold, Helping Hands, 24. September 2019.

123 Interview mit Dietmar Hudsky und Eva Pfleger, Bundesministerium fiir Inneres,
1. Oktober 2019.

124 Interview mit Peter Marhold, Helping Hands, 24. September 2019.

125 Interview mit Dietmar Hudsky und Eva Pfleger, Bundesministerium fiir Inneres,
1. Oktober 2019.
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bzw. Personengruppen gibt es jedoch Ausnahmen von diesen allgemeinen
Verleihungsvoraussetzungen bzw. die Méglichkeit der Erstreckung,.

Menschen mit Behinderung

Die allgemeinen Regelungen gelten grundsitzlich auch fiir Menschen
mit Behinderung. Eine Ausnahme kann gemif8 § 10 Abs. 1b StbG jedoch
hinsichtlich des Nachweises des gesicherten Lebensunterhalts bestehen.
Fihrt nimlich eine Behinderung oder eine dauerhaft schwerwiegende
Krankheit dazu, dass die antragstellende Person iiber keinen gesicherten
Lebensunterhalt verfugt, ist dieser Umstand nicht von der antragstellenden
Person zu vertreten, die dementsprechend von diesem Nachweis ausge-
nommen ist (Ecker et al., 2017b:§ 10 Rz 149). Erforderlich ist in diesen
Fillen aber der Nachweis durch ein drztliches Gutachten.

Ebenso sind Menschen, die beispielweise an Sprach- oder Horbehinderungen
leiden, von der Verpflichtung zum Nachweis ihrer Deutschkenntnisse und
Grundkenntnisse der demokratischen Ordnung und der sich daraus ableit-
baren Grundprinzipien sowie der Geschichte Osterreichs und des jeweiligen
Bundeslandes ausgenommen. Ausnahmen bestehen zudem fiir unmiindige
Minderjihrige oder Personen mit psychischer oder physischer Beeintrichtigung
(§ 10a Abs. 2 Z 3 StbG).

Schliefilich bestehen Sonderregelungen fiir die Einbiirgerung von Kindern,
die unter einer erheblichen Behinderung leiden. Unter den in § 17 Abs. 3 StbG
definierten Bedingungen entfillt das Erfordernis der Minderjihrigkeit.
Daher ist die Verleihung der Staatsbiirgerschaft an einen Elternteil auch
auf seine volljahrigen Kinder mit erheblicher Behinderung zu erstrecken,
sofern auch die restlichen Voraussetzungen erfiillt sind.

Staatenlose Personen

In Osterreich staatenlos geborenen Personen widmet das Staatsbiirger-
schaftsgesetz 1985 mit § 14 eine eigene Bestimmung. Demnach ist die dsterrei-
chische Staatsbiirgerschaft jenen Personen zu verleihen, die unter anderem auf
dem Gebiet der Republik Osterreich geboren wurden und seit ihrer Geburt
staatenlos waren und nicht von einem inldndischen Gericht rechtskriftig wegen
bestimmter Straftatbestinde verurteilt worden sind. Allerdings erfordert
§ 14 Abs. 1 Z 2 StbG einen insgesamt mindestens zehnjihrigen Hauptwohnsitz
im Gebiet der Republik Osterreich. Nach der Rechtsprechung des VwGH haben

auch diese Personen ihre Deutschkenntnis nachzuweisen und die Staatsbiirger-
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schaftspriifung zu bestehen.'”® An dieser bestehenden Regelung wurde durch
UNHCR Kiitik geiibt und die Empfehlung abgegeben, ,das Staatsbiirgerschafts-
gesetz dahingehend zu novellieren, dass Kinder, die in Osterreich staatenlos ge-
boren werden und keine andere Staatsbiirgerschaft erwerben kénnen, rasch
und unbiirokratisch die dsterreichische erhalten (UNHCR, 2019:10).
Sonderbestimmungen zur erleichterten Einbiirgerung von staatenlosen
Personen, die die Voraussetzungen des § 14 StbG nicht erfiillen — also beispiels-
weise nicht in Osterreich geborene Staatenlose —, sieht das Staatsbiirger-
schaftsgesetz 1985 nicht vor (UNHCR, 2017a:93). Fiir diese Personen gelten
daher die allgemeinen Einbiirgerungsregelungen, jedoch kann vom Erfordernis
der Vorlage relevanter Dokumente, beispielsweise Reisedokument und Geburts-
urkunde (siche dazu Kapitel 6.2 und UNHCR, 20172:93), abgesehen werden,
da diese Dokumente staatenlosen Personen oftmals nicht zur Verfigung
stehen. Anders als in anderen europiischen Staaten (UNHCR, 2018a:13)'%’
sicht die osterreichische Rechtsordnung kein festgelegtes Verfahren zur Fest-
stellung des Staatenlosenstatus einer Person vor (UNHCR, 2017b:4).'*®
Mangels eines derartigen Verfahrens scheint es daher wahrscheinlich, dass die
Befreiung beispielsweise von der Vorlage eines Reisedokuments im jeweiligen
Einzelfall sehr individuell entschieden und in der Praxis der Landesregierungen

unterschiedlich gehandhabt wird.

Ehemalige Staatsbiirgerinnen

Besonderheiten ergeben sich auch fiir Fremde, die die sterreichische Staats-
biirgerschaft mindestens zehn Jahre hindurch ununterbrochen besessen und
diese in weiterer Folge auf andere Weise als durch Entziehung verloren haben
(§ 10 Abs. 4 Z 1 StbG). Wollen diese Personen die Staatsbiirgerschaft erwerben,
entfillt unter anderem die Voraussetzung des zehnjihrigen rechtmifligen und
ununterbrochenen Aufenthalts sowie die vorgesehene Niederlassungsdauer

(§ 10 Abs. 4 Z 1 StbG).

126 VwGH, 3. Mai 2000, 99/01/0272.

127  Derartige Feststellungsmechanismen gibt es etwa in Frankreich und Griechenland,
aber auch in unmittelbarer Nachbarschaft zu Osterreich in Ungarn und Iralien. Fiir
Details siche auch UNHCR, Good Practices Paper — Action 6: Establishing State-
lessness Determination Procedures to Protect Stateless Persons, verfiigbar auf www.
refworld.org/pdfid/57836¢ff4.pdf (Zugriff 23. Oktober 2019).

128  Fiir Details zur Ausgestaltung eines derartigen Verfahrens siche OSCE and UNHCR,
2017:471F.
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Ein § 58¢ StbG (Erwerb der Staatsbiirgerschaft durch Anzeige, siche dazu
Kapitel 3.5) ahnlicher Staatsbiirgerschaftsverleihungsgrund betreffend Personen,
die sich vor dem 9. Mai 1945 wegen der (mit Grund zu befiirchtenden)
Verfolgung durch Organe der NSDAP oder der Behdrden des Dritten Reiches
oder wegen ihres Einsatzes fiir die demokratische Republik Osterreich und der
damit verbundenen Verfolgungen ins Ausland begeben haben, findet sich in
§ 10 Abs. 4 Z 2 StbG. Diese Regelung scheint aufgrund des im Herbst
2019 adaptierten § 58c StbG aber obsolet.

Erstreckung
Neben der Verleihung der Staatsbiirgerschaft an die antragstellende Person
ist auch die Erstreckung; also die Ausdehnung, der Verleihung auf EhepartnerInnen

(§ 16 StbG) und Kinder (§ 17 StbG) vorgesehen. Die Erstreckung der Staats-

biirgerschaftsverleihung verkiirzt insbesondere die Mindestaufenthaltsdauer

in Osterreich. Die iibrigen allgemeinen Verleihungsvoraussetzungen (siche dazu

Kapitel 3.2) miissen aber auch im Falle der Erstreckung erfiillt sein. Liegen alle

Voraussetzungen vor, besteht ein Rechtsanspruch auf Erstreckung (Kvasina,

2017a:§ 16 Rz 2, § 17 Rz 4), die gemifd § 18 StbG nur gleichzeitig mit der

Verleihung der Staatsbiirgerschaft und nur mit demselben Erwerbszeitpunkt

verfiigt werden darf.

Damit eine Erstreckung der Staatsbiirgerschaftsverleihung tiberhaupt in

Betracht kommt, miissen bestimmte Formalkriterien vorliegen:

*  Im Falle des Ehepartners/der Ehepartnerin darf beispielweise die eheliche
Lebensgemeinschaft der Ehepartner nicht aufgehoben sein und die Ehe muss
seit mindestens fiinf Jahren bestehen (§ 16 Abs. 1 Z 3 und 5 StbG). Dariiber
hinaus ist aufSerdem die rechtmifige Niederlassung (siche dazu Kapitel 3.2)
des Ehepartners/der Ehepartnerin erforderlich (§ 16 Abs. 1 Z 2 lit a).
Wie bereits oben angefiihrt ist die reguldr zehnjihrige Mindestaufent-
haltsdauer jedoch verkiirzt, bei Ehepartnerlnnen auf sechs Jahre
(§ 16 Abs. 1 Z 1 StbG).

¢ In Osterreich wird Kindern von Antragstellerlnnen nicht automatisch
die Staatsbiirgerschaft verlichen, da die Verleihung der Staatsbiirger-
schaft an Kinder einen Antrag ihres gesetzlichen Vertreters voraus-
setzt. Jedoch kann der Verleihungsantrag des Elternteils mit dem An-
trag auf Erstreckung der Staatsbiirgerschaftsverleihung auf Kinder
verbunden werden (Plunger, 2017b:§ 17 Rz 1). Festzuhalten ist aber,
dass diese Erstreckung auf Kinder nur in Betracht kommt, sofern es
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sich um minderjihrige,'’ ledige Kinder handelt, die nicht deswegen
Fremde sind, weil ihnen die 6sterreichische Staatsbiirgerschaft entzogen'”
wurde. Die allgemeinen Verleihungsvoraussetzungen miissen erfiille
sein, sodass etwa auch die Staatsbiirgerschaftspriifung abzulegen ist
bzw. entsprechende Nachweise tiber die geforderten Kenntnisse zu
erbringen sind. Dariiber hinaus sind die Voraussetzungen des

§ 16 Abs. 1 Z 2 StbG"' zu beachten.

3.4 Staatshiirgerschaftsverleihungen nach besonderen Regeln

Neben den allgemeinen Verleihungsvoraussetzungen erfordern bestimmte
Verleihungsgriinde das Vorliegen besonderer weiterer Umstinde. Obwohl
die Verleihung der Staatsbiirgerschaft etwa aufgrund historischer oder ethno-
kultureller Uberlegungen nicht vorgesehen ist (siche aber Kapitel 5.1 hin-
sichtlich Siidtirol), konnen bestimmte andere Umstinde zu einer etleichterten
Einbiirgerung fithren. Zu nennen sind etwa die — medial als ,,Promi-Staats-
biirgerschaft“'?* bezeichnete — Staatsbiirgerschaft gemifl § 10 Abs. 6 StbG
oder die Staatsbiirgerschaftsverleihung fiir besonders gut integrierte Personen
gemifd § 11a Abs. 6 StbG (Ecker et al., 2017b:§ 10 Rz 270). Beide Ver-
leihungsgriinde werden nachfolgend genauer dargestellt.

Verleihung gemal § 10 Abs. 6 StbG
Der erleichterte Zugang zur Staatsbiirgerschaft gemifd § 10 Abs. 6 StbG
kann fremden Person gewihrt werden, die sich ,,im besonderen Maf§ um die

129  Im Falle einer Behinderung des Kindes gibt es gemif$ § 17 Abs. 3 StbG aber Ausnahmen.

130 Diesbeziiglich verweist das Gesetz auf §§ 33 und 34 StbG.

131 Diese erfordern eine rechtmiflige Niederlassung, den Status als asylberechtigte Person
im Zeitpunket der Antragstellung oder dass die Person Trigerin von Privilegien und
Immunititen ist. Vgl. Kvasina, 2017b:§ 17 Rz 4.

132 Bekannte Personen, die auf diese Weise eingebiirgert wurden, sind etwa Opernsingerin
Anna Netrebko oder der Oscar-Preistriger Christoph Waltz. Siehe Die Presse, Staats-
biirgerschaft: Wie Promis einen Pass bekommen, 4. Februar 2014, verfiigbar auf
www.diepresse.com/1558413/staatsburgerschaft-wie-promis-einen-pass-bekommen
(Zugriff 12. September 2019) und Der Standard, Einbiirgerung von Christoph Walez
genehmigt, 24. August 2010, verfiigbar auf www.derstandard.at/story/ 1282273472457/
einbuergerung-von-christoph-waltz-genehmigt (Zugriff 4. Oktober 2019).
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Republik verdient gemacht haben und machen werden®.’® Diese beson-
deren Leistungen miissen dem wissenschaftlichen, wirtschaftlichen, sport-
lichen oder kiinstlerischen Bereich'** entspringen. Dariiber hinaus erfordert
dieser Verleihungsgrund eine Bestitigung der osterreichischen Bundesre-
gierung, wonach die Verleihung der Staatsbiirgerschaft wegen der von der
fremden Person bereits erbrachten und von ihr noch zu erwartenden aufSer-
ordentlichen Leistungen im besonderen Interesse Osterreichs liegt. Eine der-
artige Verleihung der Staatsbiirgerschaft soll aber nur ,,in ganz besonderen
Ausnahmefillen erfolgen,'® was auch die jiingsten diesbeziiglichen statis-
tischen Zahlen zeigen. In den Jahren 2014 bis 2018 wurden auf dieser
Rechtsgrundlage lediglich insgesamt 139 fremde Personen eingebiirgert.
Waren es im Jahr 2014 noch 54 Personen, so wurden im Jahr 2018 nur
mehr 10 Personen eingebiirgert.'*

Die ,,Verordnung der Bundesregierung iiber das Verfahren zur Erlangung
einer Bestitigung gemifl § 10 Abs. 6 StbG 1985“'¥ regelt die niheren
Vorgaben. Daraus geht hervor, dass eine Bestitigung der Bundesregierung
im jeweiligen Einzelfall eine begriindete Stellungnahme des/r zustindigen
Bundesministers/In erfordert, in der die wesentlichen Griinde der Beurtei-
lung dargelegt werden,'*® und aus der hervorgeht, ob die Verleihung der
Staatsbiirgerschaft befiirwortet wird oder nicht (§ 2 Abs. 4 Verordnung der
Bundesregierung iiber das Verfahren zur Erlangung einer Bestitigung gemifS
§ 10 Abs. 6 StbG). Um der Bundesregierung ,.cine bestmogliche Abwigung

1

im Einzelfall zu erméglichen“*” wurde vom Ministerrat am 25. Februar 2014

ein Kriterienkatalog beschlossen,'* der die Kriterien der vier genannten
Interessenbereiche niher umschreibt, wobei eine punktuelle Erfiillung dieser

133 Bundesministerium fiir Inneres, Staatsbiirgerschaftswesen, verflighar auf www.bmi.gv.at/406/
verleihung.aspx (Zugriff 7. Oktober 2019).

134 Ebd.

135  Staatsbiirgerschaftsgesetznovelle 1998, Regierungsvorlage, S. 8, verfiigbar auf www.parla-
ment.gv.at/PAKT/VHG/XX/I/I_01283/fname_140172.pdf (Zugriff 27. August 2019).

136 Siehe dazu Tabelle A. 9 im Anhang.

137 BGBI. II Nr. 39/2014.

138 Dabei ist insbesondere die vorgenommene Wertung der bereits von der fremden
Person erbrachten und noch zu erwartenden auflerordentlichen Leistungen und die
Griinde, weshalb eine Verleihung der Staatsbiirgerschaft im besonderen Interesse der
Republik liegt, relevant.

139  Bundesministerium fiir Inneres, Staatsbiirgerschaftswesen, verfiigbar auf www.bmi.gv.at/406/
verleihung.aspx (Zugriff 7. Oktober 2019).

140 Ebd.
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Kriterien ausreichend sein kann. SchliefSlich entscheidet die Bundesregie-
rung ,regelmiflig, jedenfalls einmal im Kalenderhalbjahr” tiber die Ertei-
lung oder die Nichterteilung einer Bestitigung (§ 4 Verordnung der
Bundesregierung iiber das Verfahren zur Erlangung einer Bestitigung gemifS
§ 10 Abs. 6 StbG). Festzuhalten ist, dass die Entscheidung der Bundesre-
gierung lediglich ein Kriterium fiir die Verleihung der Staatsbiirgerschaft
gemifS § 10 Abs. 6 StbG ist, sodass die Bestitigung der Bundesregierung
nicht zwanggsliufig bedeutet, dass die Staatsbiirgerschaft von der zustindigen
Landesregierung auch tatsichlich verlichen wird. Letzdich wifft die zu-
stindige Behorde eine Ermessensentscheidung (Eberwein und Esztegar,
2017:§ 10 Rz 45).

Wird die Bestitigung erteilt, entfallen einige der allgemeinen Verlei-
hungsvoraussetzungen, sodass die Verleihung der Staatsbiirgerschaft selbst
dann méglich ist, wenn die betroffene Person noch nie in Osterreich auf-
hiltig war, keine Deutschkenntnisse vorliegen und die Einkommensver-
haltnisse unbekannt sind. Dariiber hinaus kann die bisherige Staatsbiirger-
schaft beibehalten werden (Ecker et al., 2017b:§ 10 Rz 270).

Dieser ,.eher ungewohnlich(e) und vergleichsweise intransparent(e)
142

«141

Verleihungsgrund ist seit Jahrzehnten umstritten'** und steht immer wieder
in der Kritik, nicht zuletzt wegen der damit in Zusammenhang stehenden
politischen Skandale und Gerichtsverfahren (Stern und Valchars, 2013:36).'4
Im Mirz 2018 forderte Transparency International — Austrian Chapter
mehr Transparenz bei der Vergabe von derartigen Staatsbiirgerschaften,
konkret ,ein transparentes Verleihungsverfahren, welches nicht nur die
Namen der begiinstigen Staatsbiirger veréffentlicht, sondern auch die vor-
hergehenden Stellungnahmen und Empfehlungen von Unterstiitzern sowie
die konkreten Priifungsergebnisse der zustindigen Ministerien offenlegt

und klare Rechenschafts- und Integrititspflichten der Staatsbiirgerschafts-

141  Siche dazu Profil, Land der Pisse, 20. August 2016, verfiigbar auf www.profil.at/
shortlist/ausland/land-paesse-7529347 (Zugriff 6. August 2019).

142 OCCRD, Visa Scandals Slammed Austrias Door Shut — or did they?, 5. Mirz 2018,
verfiighar auf www.occrp.org/en/goldforvisas/visa-scandals-slammed-austrias-door-
shut-or-did-they (Zugriff 11. September 2019).

143 Siehe auch Die Presse, Staatsbiirgerschaft: Wie Promis einen Pass bekommen, 4. Februar 2014,
verfiighar auf www.diepresse.com/1558413/staatsburgerschaft-wie-promis-einen-
pass-bekommen (Zugriff 12. September 2019).
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bewerber beinhaltet.“'* Kurze Zeit spiter, im August 2018, wurde bekannt,
dass die damalige Bundesregierung aus datenschutzrechtlichen Griinden
zukiinftig eine Veroffentlichung der Namen der eingebiirgerten Personen

nicht mehr vornehmen werde.'® Dieses Vorgehen wurde von den Oppo-

sitionsparteien im Nationalrat kritisiert.'4

Festzuhalten ist, dass es sich beim Erwerbsgrund gemif$ § 10 Abs. 6 StbG —
anders als vielleicht im Internet kursierende Informationen nahelegen mogen'" —
um kein offizielles ,Staatsbiirgerschaft-durch-Investment-Programm““® handelt,
wie es etwa andere europiische Staaten'® betreiben. Vielmehr handelt es sich
um eine Gleichsetzung von wirtschaftlichen Interessen mit ,besonderem
Interesse der Republik Osterreich.'>°

Verleihung gemé&l § 11a Abs. 6 StbG
§ 11a Abs. 6 StbG regelt die Fille besonders gut integrierter Personen,
denen es ermdglicht werden soll, bereits nach einer auf sechs Jahre verkiirzten

144  Transparency International, Goldene Pisse: Transparency International — Austrian Chapter
Jfordert Transparenz bei der Verleibung von Staatsbiirgerschaften, 5. Mirz 2018, verfligbar auf
www.ti-austria.at/2018/03/05/goldene-paesse-transparency-international-austrian-chapter-
fordert-transparenz-bei-der-verleihung-von-staatsbuergerschaften/ (Zugiff 11. September 2019).

145  Addendum, Promi-Staatsbiirgerschaften: Regierung nennt keine Namen mebr, 31. Juli 2018,
verfiigbar auf www.addendum.org/news/promi-staatsbuergerschaften/ (Zugriff
11. September 2019). Der Erwerb der Staatsbiirgerschaft wird aber auch nicht an
andere Staaten berichtet: Henley & Partners, Austrian Citizenship, verfiigbar auf
www.henleyglobal.com/citizenship-austria/ (Zugriff 30. Oktober 2019).

146 Der Standard, SPO und Liste Pilz fordern Transparenz bei Promi-Staatsbiirgerschaften,
1. August 2018, verfiighar auf www.derstandard.at/story/2000084547431/spoe-und-liste-
pilz-fordern-transparenz-bei-promi-staatsbuergerschaften (Zugriff 11. September 2019)
sowie Parlamentarische Anfrage betreffend ,,Geheimniskrimerei bei der Vergabe von
Staatsbiirgerschaften® vom 11. September 2018, 1634/] (XXVI. GP), verfiigbar auf
www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV1/]/]_01634/imfname_709416.pdf (Zugriff
12. September 2019).

147  Bloomberg, Where the Super-Rich Go to Buy Their Second Passport, 20. Juli 2018, verfiigbar
auf www.bloomberg.com/graphics/2018-buying-citizenship/ (Zugriff 12. September 2019).

148  Siehe auch Salzburger Nachrichten, EU-Kommission will Vergabe ‘goldener Piisse“
streng priifen, 23. Janner 2019, verfligbar auf www.sn.at/politik/weltpolitik/eu-kom-
mission-will-vergabe-goldener-paesse-streng-pruefen-64562170 (Zugriff 6. August 2019).

149 Zu nennen sind beispielsweise Zypern oder Malta. Vgl. European Commission, Report from
the Commission to the Eurgpean Parliament, the Council, the European Economic and Social
Committee and the Committee of the Regions: Investor Citizenship and Residence Schemes in
the European Union, COM(2019) 12 final, S. 3 verfiigbar auf https://ec.europa.eu/
info/sites/info/files/com_2019_12_final_report.pdf (Zugriff 13. September 2019).

150 Ebd.
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Aufenthaltsdauer eingebiirgert zu werden."' Grundvoraussetzung ist, dass
die fremde Person die allgemeinen Einbiirgerungsvoraussetzungen erfiille
und sich rechtmifig und ununterbrochen (siche dazu Kapitel 3.2) in Os-
terreich aufgehalten hat. Dariiber hinaus werden im Gesetz bestimmte In-
dikatoren genannt, ,an denen sich ein gelungener Integrationsprozess
messen ldsst, nimlich am Vorweisen eines bestimmten Sprachniveaus ...
oder durch die Darlegung der nachhaltigen personlichen Integration®."
Eine Méglichkeit zur Staatsbiirgerschaftsverleihung gemifd § 11a Abs. 6 StbG
besteht daher darin, Deutschkenntnisse auf B2-Niveau nachzuweisen
(§ 11a Abs. 6 Z 1 StbG). Die regulire Einbiirgerung erfordert lediglich
Sprachkenntnisse auf B1-Niveau. Eine andere Moglichkeit besteht in der
nachhaltigen personlichen Integration. Diese kann insbesondere durch ein
mindestens dreijihriges freiwilliges, ehrenamtliches Engagement in einer
gemeinniitzigen Organisation, die Ausiibung eines Berufs im Bildungs-,
Sozial- oder Gesundheitsbereich oder die Bekleidung einer Funktion in
einem Interessenverband nachgewiesen werden (§ 11a Abs. 6 Z 2 StbG).
Diese Gesetzesbestimmung wurde im Jahr 2014 eingefiihrt und die
statistischen Aufzeichnungen zeigen seit damals einen kontinuierlichen sowie
signifikanten Anstieg der Einbiirgerungen aufgrund dieses Verleihungsgrunds.
Wihrend im Jahr 2014 lediglich 301 Personen aufgrund dieser Bestim-
mung eingebiirgert wurden, waren es im Jahr 2018 bereits 1.325 Personen
(ein Anstieg um mehr als das Vierfache). Im Jahr 2018 machten Einbiirge-
rungen besonders gut integrierter fremder Personen gemif$ § 11a Abs. 6 StbG
damit den grofSten Anteil aller Einbiirgerungen aus, sogar grofSer als die Zahl
an Einbiirgerungen nach den allgemeinen Einbiirgerungsvoraussetzungen

gemifd § 10 Abs. 1 StbG (siche dazu Tabelle A.9 im Anhang).

3.5 Staatshiirgerschaftserwerb durch Anzeige

Der Staatsbiirgerschaftserwerb durch Anzeige bedeutet, dass der Behorde die
wesentlichen Umstinde fiir den Staatsbiirgerschaftserwerb zur Kenntnis gebracht

151 Bundesgesetz, mit dem das Staatsbiirgerschaftsgesetz 1985 geidndert wird, Regie-
rungsvorlage — Vorblatt, S. 9, verfiigbar auf www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/
XXIV/1/1_02303/fname_302601.pdf (Zugriff 12. September 2019).

152  Ebd.
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werden. Bei Vorliegen der Voraussetzungen hat die Behérde den Erwerb der
Staatsbiirgerschaft durch Anzeige mit Bescheid festzustellen. Bei diesem Erwerbs-
grund entfallen einige der allgemeinen Verleihungsvoraussetzungen (siche dazu
Kapitel 3.2), beispielsweise der Mindestaufenthalt in Osterreich, der Nachweis
von Deutschkenntnissen, der Nachweis von Grundkenntnissen der demokra-
tischen Ordnung und der sich daraus ableitbaren Grundprinzipien sowie der
Geschichte Osterreichs und des jeweiligen Bundeslandes und die Ablegung
des Gelobnisses. Der Staatsbiirgerschaftserwerb durch Anzeige ist aber nur in
wenigen, sehr spezifischen Fillen moglich (siehe dazu im Detail Tabelle 5).

Tabelle 5: Staatsbiirgerschaftserwerb durch Anzeige nach Staatsbiirger-

schaftsgesetz 1985
Erfiillung allg. Kriterien | M
StbG ge 8 Mmdwta ufe:}thalt Zielgruppe
alle ileise in Osterreich
Filschlicherweise von sterreichi-
§ 57 X keiner schen Behorden als StaatsbiirgerIn

behandelte Fremde
NSDAP-Verfolgte bzw. Verfolgte

§58¢ X keiner wegen ihres Einsatzes fiir die demo-

kratische Republik Osterreich

Fremde, die blof§ vermeintlich Staats-
§59 keiner biirgerInnen kraft Abstammung

waren

Ubergangsbcstimmung fiir Fremde,
die vor dem 1. September 1983

L1 kei
( 64a Abs. 18) * emer geboren wurden und deren Mutter
Staatsbiirgerin ist
Ubergangsbestimmung fiir filsch-
(S 64 Abs. 19) licherweise von dsterreichischen Be-

hérden als StaatsbiirgerIn behandelte

Fremde

Quelle: Staatsbiirgerschaftsgesetz 1985.

Beispielhaft wird an dieser Stelle auf § 58¢ StbG niher eingegangen. Demnach
erwerben Fremde die Staatsbiirgerschaft, sofern sie der zustindigen Behorde

153

schriftlich anzeigen, dass sie sich als Staatsbiirgerln, Staatsangehérige' eines

153 Zur Unterscheidung zwischen Staatsbiirgerschaft und Staatsangehorigkeit siche Kapitel 1.2.
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Nachfolgestaates der ehemaligen 6sterreichisch-ungarischen Monarchie oder

Staatenlose jeweils mit Hauptwohnsitz in Osterreich aufgrund besonderer

Umstinde vor dem 15. Mai 1955 ins Ausland begeben haben. Aufgrund dieser

Bestimmung werden im Wesentlichen zwei Personengruppen umfasst, nimlich:

*  jene Menschen, die sich aufgrund ihres Eintretens fiir die demokratische
Republik Osterreich in der Zeit des ,Austrofaschismus“!** zwischen dem
5. Mirz 1933 und dem 13. Mirz 1938 Verfolgung ausgesetzt sahen oder
solche zu befiirchten hatten und Osterreich daher vor dem erwihnten
Stichtag verlieSen (Plunger, 2017c:§ 58c Rz 3), sowie

*  jene Personen, die Osterreich vor dem 15. Mai 1955 verlassen haben,
weil sie Verfolgungen durch Organe der NSDAP oder der Behérden des
Dritten Reiches mit Grund zu befiirchten hatten oder erlitten haben.

Diese Anzeige ersetzt zwar nicht alle Voraussetzungen fiir den Staats-
biirgerschaftserwerb, aber es entfallen einige der allgemeinen Verleihungs-
voraussetzungen, die bei der reguliren Staatsbiirgerschaftsverleihung erfiille
werden miissen.'” Dadurch wird der Staatsbiirgerschaftserwerb erheblich
erleichtert, zumal das erklirte Ziel des Gesetzgebers eine moglichst weitge-
hende Wiedergutmachung war."

Im Herbst 2019 wurde beschlossen,'” diesen erleichterten Staatsbiirger-
schaftserwerb durch Anzeige auch auf die Nachfahren von Personen, die
verfolgt wurden oder Verfolgung zu befiirchten hatten, auszudehnen

154 Wie faschistisch Osterreich in dieser Zeit war, ist wissenschaftlich umstritten und
daher auch die Bezeichnung ,,Austrofaschismus®. Es werden daher auch verschiedene
andere Bezeichnungen verwendet, wie etwa autoritirer Staat oder Imitations- bzw.
Konkurrenzfaschismus. Reiter, 2010:33.

155 In derartigen Fillen ist unter anderem der Nachweis des 10-jihrigen rechtmifligen
und ununterbrochenen Aufenthalts (§ 10 Abs. 1 Z 1 StbG) oder des gesicherten
Lebensunterhalts (§ 10 Abs. 1 Z 7 StbG) nicht erforderlich (Plunger, 2017¢:§ 58¢
Rz 6). Ebenso miissen Deutsch- und Landeskenntnisse (§ 10a StbG) nicht erbracht
werden und das Ausscheiden aus dem bisherigen Staatsverband (§ 10 Abs. 3 StbG)
ist nicht Voraussetzung, siche Peyrl, 2017:§ 58¢ Rz 2).

156 Bundesgesetz, mit dem das Staatsbiirgerschaftsgesetz 1985 geindert wird, Regierungs-
vorlage - Erlduterungen, S. 3, verfiigbar auf www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/
XVII/I/I_01093/imfname_262305.pdf (Zugriff 1. Oktober 2019).

157  Staatsbiirgerschaftsrechtsinderungsgesetz 2018, Beschluss des Nationalrats, verfiigbar
auf www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVI/BNR/BNR_00235/fname_767409.pdf
(Zugriff 21. Oktober 2019). Gegen diesen Beschluss wurde auch im Bundesrat kein
Einspruch erhoben. Vgl. Staatsbiirgerschaftsrechtsinderungsgesetz 2018, Beschluss
des Bundesrats, verflighar auf www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVI/BNR/
BNR_00235/fname_769113.pdf (Zugriff 21. Oktober 2019).
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(§ 58c Abs. 1a StbG). Demnach erwerben fremde Personen die Staatsbiir-
gerschaft, wenn sie durch Urkunden oder sonstige Bescheinigungsmittel
nachweisen kdnnen, dass sie in direkter absteigender Linie'® Nachfahren
einer Person sind, die ihrerseits die Staatsbiirgerschaft durch Anzeige er-
worben hat oder erwerben hitte konnen. Diesen fiir Nachfahren neuen
Erwerbsgrund schitzten die Expertlnnen des Bundesministeriums fiir Inneres
als in der zukiinftigen Praxis herausfordernd und sehr wichtig ein. Es handle
sich um mehr als Symbolpolitik und es sei davon auszugehen, dass eine
erhebliche Zahl an Personen die 6sterreichische Staatsbiirgerschaft tiber
diese neue Bestimmung erwerben werde. In der Praxis werde daher vor
allem eine Steigerung in der Zahl der staatsbiirgerschaftswerbenden Personen
zu verzeichnen sein. Derzeit sei zudem noch unklar, wie die entsprechenden
Nachweise erbracht werden konnen und welche diesbeziiglichen Maf3stibe

angelegt werden." Diese neue Anzeigemdglichkeit tritt mit 1. September 2020
in Kraft (§ 64a Abs. 30 StbG).

158 Dazu zihlen etwa Kinder, Enkelkinder usw. Verwandte der ,,Seitenlinien, wie etwa
Geschwister oder Nichten und Neffen, sind nicht umfasst.

159 Interview mit Dietmar Hudsky und Eva Pfleger, Bundesministerium fiir Inneres,
1. Oktober 2019.
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4. RECHTE UND PFLICHTEN DER NEUEN
STAATSBURGERINNEN

Wird die Staatsbiirgerschaft erworben, sind damit nicht nur neue Rechte,
sondern auch neue Pflichten verbunden. Diese neuen Rechte und Pflichten
werden nachstehend beleuchtet.

4.1 Wahirecht

Vergleicht man die Rechtspositionen zwischen dsterreichischen Staats-
biirgerInnen und in Osterreich lediglich langfristig bzw. dauerhaft aufhiltigen
fremden Personen zeigt sich das Wahlrecht als wesentlicher Unterschied. Mit
dem Erwerb der Staatsbiirgerschaft wird unter anderem die umfassende politische
Mitbestimmung in Osterreich moglich.

Das 6sterreichische Bundes-Verfassungsgesetz ordnet an, dass der Natio-
nalrat vom Bundesvolk gewihlt wird. Ebenso wird bestimmt, dass Manner
und Frauen wahlberechtigt sind, die am Wahltag das 16. Lebensjahr vollendet
haben (Art. 26 Abs. 1 B-VG). Die Notwendigkeit der Staatsbiirgerschaft wird
explizit in § 21 Abs. 1 Nationalrats-Wahlordnung'® erwihnt. Um passiv wahl-
berechtigt zu sein, muss am Stichtag die 6sterreichische Staatsbiirgerschaft besessen
werden und das 18. Lebensjahr vollendet sein (Art. 26 Abs. 4 B-VG). Das (aktive
und passive) Wahlrecht des Nationalrates ist daher ausschliefSlich den oster-
reichischen StaatsbiirgerInnen vorbehalten.

Fiir Landtagswahlen gelten die im Bundes-Verfassungsgesetz bestimmten
Bedingungen sinngemif$ (Art. 95 Abs. 2 B-VG), sodass die Teilnahme an
diesen Wahlen ebenso die 6sterreichische Staatsbiirgerschaft erfordert.

Der von der Wiener Stadtkoalition von SPO und Griinen im Jahr 2003
unternommene Vorstof3,'" die Wiener Gemeindewahlordnung dahingehend
zu dndern, dass bei Bezirksvertretungswahlen (Kommunalwahlen) neben

160 BGBI. Nr. 471/1992, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 32/2018.
161  Gesetz, mit dem die Wiener Stadtverfassung und die Wiener Gemeindewahlordnung
1996 gedndert werden, LGBI. fiir Wien Nr. 22/2003.
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162

Unionsbiirgern unter bestimmten Umstinden'®* auch Drittstaatsangehérigen

das Wahlrecht zukommen soll, wurde — iiber Antrag von Abgeordneten der
OVP und FPO'® — vom Verfassungsgerichtshof im Juni 2004 wegen Verfassungs-

widrigkeit aufgehoben.'** In seinem Erkenntnis verwies der Verfassungsge-

richtshof auf Art. 1 B-VG, wonach das Recht vom Volk ausgeht. Der Begrift
des Volkes sei an die Staatsbiirgerschaft gekniipft, sodass in Osterreich nur
osterreichische StaatsbiirgerInnen wahlberechtigt seien. Die Ausdehnung
auf andere Staatsangehorige erfordere daher eine Verfassungsinderung.

Gut ein Jahr nach dem Wiener Vorstof$ formulierten — mit Ausnahme der
FPO (Valchars, 2006:97) — alle im Grazer Gemeinderat vertretenen Parteien
eine Anregung an den Bundesgesetzgeber, den Lindern die verfassungsrechdiche
Kompetenz zur Einrdumung des kommunalen Wahlrechts an Nicht-EU-
BiirgerInnen zu geben.'® Dieser Anregung wurde bislang nicht entsprochen.

Von den nach der Nationalratswahl 2019 im Nationalrat vertretenen
Parteien nahmen die FPO und OVP auch weiterhin eine ablehnende Haltung
zum AuslinderInnenwahlrecht ein.'® Auch die SPO will die derzeitigen
Regelungen beibehalten.'” NEOS und Griine vertreten die Ansicht, dass
Menschen, die ihren Lebensmittelpunkt in Osterreich haben, auch auf
politischer Ebene mitbestimmen kénnen sollen.'¢®

162  Eines der angedachten Kriterien war der fiinfjihrige ununterbrochene Hauptwohnsitz
im Gemeindegebiet von Wien.

163 Der Standard, Festgefahrene Positionen bei Auslinderwahlrecht, 19. Mirz 2013, verfiigbar
auf www.derstandard.at/story/1363705410636/festgefahrene-positionen-um-ausla-
enderwahlrecht (Zugriff 9. September 2019).

164 VIGH, 30. Juni 2004, G218/03.

165  Stadt Graz, Dringlichkeitsantrige - Sitzung des Gemeinderates vom 17. November 2011,
verfiigbar auf www.graz.at/cms/dokumente/10182378_7768145/975¢9558/111117_
dringliche_antraege2.pdf (Zugriff 2. Oktober 2019).

166  Freiheitliche Partei Osterreichs (FPO), Heimat und Identitit — eine dsterreichische
Leitleultur, verfigbar auf www.fpoe.at/wahlprogramm-nrw-2019/heimat-und-identitaet/
(Zugriff 5. September 2019); Heute, Auch Ovp gegen Auslinderwahlrecht, 30. August 2019,
verfiigbar auf www.heute.at/s/auch-ovp-gegen-auslanderwahlrecht-56946360 (Zugriff
9. September 2019).

167  Der Standard, Nach Ansage von Max Lercher: Rendi-Wagner nicht fiir Auslinderwablrecht,
22. September 2019, verfiigbar auf www.derstandard.at/story/2000108923804/nach-
vorstoss-von-max-lercher-oevp-und-fpoe-lehnen-wahlrecht (Zugriff 3. Oktober 2019).

168 Heute, Auch OVP gegen Ausliinderwablrecht, 30. August 2019, verfligbar auf www.heute.
at/s/auch-ovp-gegen-auslanderwahlrecht-56946360 (Zugriff 9. September 2019);
Wahlkabine.at, Nationalratswahl 2019 - Fragen und Standpunkte der Parteien, verfiigbar
auf https://wahlkabine.at/nationalratswahl-2019/stellungnahmen (Zugriff 9. Oktober 2019);
Orf.at, NEOS will Wablrecht fiir alle EU-Biirger in Osterreich, 4. September 2019,
verflighar auf https://orf.at/stories/3136007/ (Zugtiff 5. September 2019).

72


http://www.derstandard.at/story/1363705410636/festgefahrene-positionen-um-auslaenderwahlrecht
http://www.derstandard.at/story/1363705410636/festgefahrene-positionen-um-auslaenderwahlrecht
http://www.graz.at/cms/dokumente/10182378_7768145/975c9558/111117_dringliche_antraege2.pdf
http://www.graz.at/cms/dokumente/10182378_7768145/975c9558/111117_dringliche_antraege2.pdf
http://www.fpoe.at/wahlprogramm-nrw-2019/heimat-und-identitaet/
http://www.heute.at/s/auch-ovp-gegen-auslanderwahlrecht-56946360
http://www.derstandard.at/story/2000108923804/nach-vorstoss-von-max-lercher-oevp-und-fpoe-lehnen-wahlrecht
http://www.derstandard.at/story/2000108923804/nach-vorstoss-von-max-lercher-oevp-und-fpoe-lehnen-wahlrecht
http://www.heute.at/s/auch-ovp-gegen-auslanderwahlrecht-56946360
http://www.heute.at/s/auch-ovp-gegen-auslanderwahlrecht-56946360
http://Wahlkabine.at
https://wahlkabine.at/nationalratswahl-2019/stellungnahmen
http://Orf.at
https://orf.at/stories/3136007/

4.2 Recht auf Wiedereinreise und diplomatischer bzw. konsulari-
scher Schutz

Ein weiterer wesentlicher Unterschied zwischen fremden Personen und
osterreichischen StaatsbiirgerInnen besteht darin, dass dsterreichischen
StaatsbiirgerInnen das Recht auf Wiedereinreise nach Osterreich nicht
entzogen werden darf (Art. 3 Abs. 2 4. Zusatzprotokoll EMRK;'® Hauer,
2014:§ 11, Rz 44)."° Hingegen kann Fremden, die lediglich {iber einen
Aufenthaltstitel verfiigen, dieser Titel — und damit das Recht zur Wieder-
einreise — unter Umstinden entzogen werden.'”!

Hinzuweisen ist auch auf den konsularischen und diplomatischen
Schutz (siche dazu Kapitel 1.2 sowie Stiller, 2011:31-35), den Osterreich
gegeniiber seinen StaatsbiirgerInnen ausiiben kann. Hinsichtlich des kon-
sularischen Schutzes regelt das Konsulargesetz'”? aber Fille, in denen die
staatliche Hilfe eingeschrinkt werden kann.

4.3 Wehrpflicht und Mitwirkung an der Gerichtsbarkeit

Gemif§ § 10 Abs. 1 Wehrgesetz 2001 (WehrG)'”? sind ,alle 6sterrei-
chischen Staatsbiirger miannlichen Geschlechts, die das 17. Lebensjahr
vollendet und das 50. Lebensjahr noch nicht vollendet haben®, wehr- und
stellungspflichtig (§ 18 Abs. 1 WehrG)."”* Dementsprechend werden auch

169 BGBI. Nr. 434/1969.

170 Dieses Privileg der “absoluten Aufenthaltssicherheit® kommt in der Europiischen
Union nur den Staatsangehérigen zu. Vgl. Perchinig und Baubéck, 2016:12.

171  Vgl.§ 28 Abs. 2 NAG. Auch kann der Aufenthaltstitel ungiiltig werden (§ 10 Abs. 1 NAG).

172 BGBI. I Nr. 40/2019.

173  BGBIL I Nr. 146/2001, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 100/2018.

174 Uber Erklirung der Wehrpflichtigen, ,die Wehrpflicht nicht erfiillen zu kénnen,
weil sie es — von Fillen der persénlichen Notwehr oder Nothilfe abgesehen — aus
Gewissensgriinden ablehnen, Waffengewalt gegen Menschen anzuwenden, und daher
bei Leistung des Wehrdienstes in Gewissensnot geraten wiirden®, kann anstelle des
Wehrdienstes Zivildienst geleistet werden (§ 1 Zivildienstgesetz, BGBL. 679/1986,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 107/2018).
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Fremde, denen die dsterreichische Staatsbiirgerschaft verliechen wurde, in

den erwihnten Altersschranken zunichst zur Stellung und gegebenenfalls

zum Grundwehr- oder Zivildienst verpflichtet.!”

Ebenso ist mit der Staatsbiirgerschaft die Mitwirkung an der Gerichts-

barkeit verbunden. Gemifd Art. 91 Abs. 1 B-VG hat das Volk an der
Rechtsprechung mitzuwirken. Diese Verpflichtung wird — abhingig vom

konkreten Verfahren — in unterschiedlichen Verfahrensvorschriften niher

ausgestaltet. Konkret ist etwa die Mitwirkung im Schoffen- bzw. Ge-

schworenenverfahren in der Strafprozessordnung (StPO)'¢ vorgesehen
(§ 11 Abs. 1 StPO, § 1 Geschworenen- und Schéffengesetz 1990).177178

175

176
177
178

Interview mit Dietmar Hudsky und Eva Pfleger, Bundesministerium fiir Inneres,
1. Oktober 2019.

BGBL. Nr. 631/1975, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL. I Nr. 70/2018.
BGBI. Nr. 256/1990, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL. I Nr. 121/2016.
Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang darauf, dass die Laienbeteiligung — unabhingig
von der Staatsbiirgerschaft — bisweilen kritisch gesehen wird. Vgl. etwa Reindl-
Krauskopf, 2010.
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5. DOPPELSTAATSBURGERSCHAFT

Dieses Kapitel gibt einen Uberblick iiber den 6sterreichischen Umgang
mit dem Thema Doppelstaatsbiirgerschaft. Zunichst werden der aktuelle
Diskussionsstand und anschlieflend die gesetzlichen Reglungen dargestellt.

5.1 Aktueller Diskussionsstand

Das osterreichische Staatsbiirgerschaftsrecht ist unter anderem von dem
Grundgedanken geprigt, Doppel- bzw. Mehrfachstaatsbiirgerschaft zu ver-
meiden (Ecker et al., 2017b:§ 10 Rz 258 und Kind, 2017d:§ 20 Rz 3). Das
Staatsbiirgerschaftsgesetz 1985 erlaubt diese daher im Allgemeinen nicht.

Jedoch scheinen die politischen EntscheidungstrigerInnen in bestimmten
Fillen geneigt, eine Ausweitung der bestehenden Regelungen in Betracht zu
ziehen bzw. diese sogar aktiv zu propagieren. Offenbar entscheidend ist dabei
die weitere Staatsangehorigkeit, die neben der 6sterreichischen Staatsbiirger-
schaft bestehen soll. Diese politische Position wird vor allem an den nach-
folgenden Beispielen aus der jiingeren Vergangenheit sichtbar:

o Osterreichisch-tiirkische Doppelstaatsbiirgerschaft: Im Zusammenhang
mit ,illegalen Doppelstaatsbiirgerschaften gab es 2017 Medienberichte,
wonach sich mehrere Parteien fiir strengere Kontrollen zur Vermeidung
derartiger Situationen aussprachen.'” Ausgelost wurde die Debatte
durch den von der tiirkischen Regierungspartei AKP in Europa
gefiihrten Wahlkampf, da die Annahme bestand, dass tiirkische
Staatsangehérige, denen zuvor die dsterreichische Staatsbiirgerschaft
verlichen worden war, nachtriglich auch wieder die tiirkische Staats-
angehorigkeit — und damit verbunden politische Rechte in der Tiirkei —

179  Die Presse, Doppelstaatsbiirgerschaft: Liickenlose Kontrolle nicht méglich, 14. Mirz 2017,
verfiigbar auf https://diepresse.com/home/innenpolitik/5183260/Doppelstaatsbuerger-
schaft_Lueckenlose-Kontrolle-nicht-moeglich (Zugriff 13. September 2019).

75


https://diepresse.com/home/innenpolitik/5183260/Doppelstaatsbuergerschaft_Lueckenlose-Kontrolle-nicht-moeglich
https://diepresse.com/home/innenpolitik/5183260/Doppelstaatsbuergerschaft_Lueckenlose-Kontrolle-nicht-moeglich

180

181
182

183
184

185

erworben hatten."® Der tiirkische Wahlkampf riickte daher das Thema
derunerlaubten Doppelstaatsbiirgerschaftindeninnenpolitischen Fokus.'®"-'2
In weiterer Folge begannen die zustindigen Behorden die dsterreichische
Staatsbiirgerschaft abzuerkennen. Dieses Vorgehen wurde aber im
Dezember 2018 vom Verfassungsgerichtshof mit der Begriindung gestoppt,
dass das Bestehen der tiirkischen Staatangehérigkeit neben der 6ster-
reichischen Staatsbiirgerschaft nicht ausreichend nachgewiesen wurde
(vgl. dazu im Detail Heilemann, 2019:41)."® Ungeachtet dieser Entscheidung
gab es keinen politischen Willen, , illegale Doppelstaatsbiirgerschaften®
dadurch zu vermeiden, dass eine gesetzliche Ausnahmeregelung geschaffen
wird. Bereits ein paar Wochen nach der Entscheidung des Verfassungs-
gerichtshofs stellt die damalige Auflenministerin im Janner 2019 klar,
dass es fiir OsterreicherInnen tiirkischer Herkunft keine Moglichkeit
der Doppelstaatsbiirgerschaft geben werde.'®

Osterreichisch-britische Doppelstaatsbiirgerschaft: Ginzlich anders
hingegen reagierte die damalige Auflenministerin im Zusammenhang mit
dem moglichen Austritt Grof8britanniens aus der Europiischen Union (EU).
Sie kiindigte an, im Falle eines ungeregelten Austritts den rund 25.000 in
Grof8britannien lebenden Osterreicherlnnen die Moglichkeit einer
Doppelstaatsbiirgerschaft erdffnen zu wollen.'®® Fine diesbeziigliche Anderung
des Staatsbiirgerschaftsgesetzes 1985 wurde — wohl auch mangels erfolgten
Austritts Grof$britanniens aus der EU — bis zum Zeitpunkt der Erstellung
der vorliegenden Studie nicht vorgenommen.

Osterreichisch-italienische Doppelstaatsbiirgerschaft: Das aktive
Eintreten fiir eine Doppelstaatsbiirgerschaft in bestimmten Fillen war von der
im Dezember 2017 zwischen der OVP und FPO gebildeten Bundesregierung

Die Presse, Breite Allianz verlangt Konsequenzen fiir Doppelstaarsbiirger, 12. Mirz 2017,
verfligbar auf https://diepresse.com/home/innenpolitik/5182296/Breite-Allianz-verlangt-
Konsequenzen-fuer-Doppelstaatsbuerger?direct=5182923&_vl_backlink=/home/
innenpolitik/5182923/index.do&selChannel= (Zugriff 13. September 2019).

Ebd.

Parlamentarische Anfrage betreffend ,,Doppelstaatsbiirgerschaften in Osterreich® vom
29. Mirz 2017, 12593/] (XXV. GP), verfiigbar auf www.parlament.gv.at/PAKT/
VHG/XXV/]/J_12593/imfname_625093.pdf (Zugriff 23. September 2019).

Vgl. dazu VIGH, 11. Dezember 2018, E 3717/2018.

Siehe dazu Salzburger Nachrichten, Doppelstaatsbiirgerschaft fiir Osterreicher nach
Brexit, 8. Jinner 2019, verfiigbar auf www.sn.at/politik/innenpolitik/doppelstaats-
buergerschaft-fuer-oesterreicher-nach-brexit-63739507 (Zugriff 6. August 2019).
Ebd.
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187

188

189

zu erkennen. Diese Haltung fiihrte zu medialer Berichterstattung und
innerpolitischen Diskussionen.'® Das Regierungsprogramm ,,Zusammen.
Fiir unser Osterreich® (Osterreichische Bundesregierung, 2017:33) sah vor,
»den Angehorigen der Volksgruppen deutscher und ladinischer Muttersprache
in Stdtirol“ die Moglichkeit einzurdumen, zusitzlich zur italienischen
Staatsbiirgerschaft die osterreichische Staatsbiirgerschaft zu erwerben.
Begriindet wurde dieses Vorhaben mit dem ,,Geiste der europdischen
Integration® und dem Bemiihen, ,eine(r) immer engere(n) Union der
Biirgerinnen und Biirger der Mitgliedstaaten® zu férdern. Dariiber hinaus
wurde auf die Schutzfunktion Osterreichs fiir die genannten Volksgruppen, die

187

Osterreich ,auf der Grundlage des Pariser Vertrages'” und der nachfolgenden

spiteren Praxis“ ausiibe, hingewiesen. Dieses im Regierungsprogramm in
Aussicht genommene Vorhaben wurde bis zum Ende der Legislaturperiode
nicht umgesetzt und stief§ sowohl innerhalb der OVP als auch in Siidtirol
bzw. Italien auf wenig Zustimmung.'®® So erklirte der Tiroler Landes-
hauptmann und OVP-Parteikollege des damaligen Bundeskanzlers, dass dieser
Vorschlag nur dann umzusetzen sei, wenn es dazu einen entsprechenden
Konsens zwischen Wien und Rom, sowie Innsbruck und Bozen gibe.
Diesbeziiglich sihe er aber ,bei weitem keine Einigung®.'® Wenngleich
weniger eindrucksvoll als italienische Minister, die in diesem Zusammenhang

Parlamentarische Anfrage betreffend ,Auswahl der Mitglieder der Expertengruppe
zur Doppelstaatsbiirgerschaft fiir Siidtiroler vom 13. Dezember 2018, 2445/]
(XXVI. GP), verfiigbar auf www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV1/]/]J_02445/
imfname_726874.pdf (Zugriff 12. September 2019) sowie Parlamentarische Anfrage
betreffend , Expertengruppe zur Doppelstaatsbiirgerschaft fiir Siidtiroler” vom
26. September 2018, 1750/] (XXVI. GP), verfiigbar auf www.parlament.gv.at/
PAKT/VHG/XXVI/]/]_01750/imfname_711047.pdf (Zugriff 12. September 2019).
Damit ist wohl der Friedensvertrag von Saint Germain-en-Laye (einem Pariser Vor-
ort) gemeint, mit dem der Erste Weltkrieg im Jahr 1919 im Verhiltnis zu Osterreich
offiziell beendet wurde (Olechowski und Gamauf, 2010:349).

Salzburger Nachrichten, Doppelstaatsbiirgerschaft fiir Osterreicher nach Brexit,
8. Janner 2019, verftigbar auf www.sn.at/politik/innenpolitik/doppelstaatsbuerger-
schaft-fuer-oesterreicher-nach-brexit-63739507 (Zugriff 11. September 2019).
Kurier, Platter: ,, Habe kein Verstindnis fiir Grenzkontrollen®, 6. Mai 2019, verfiigbar auf
hetps://kurier.at/chronik/oesterreich/platter-habe-kein-verstaendnis-fuer-grenzkon-

trollen/400485256 (Zugriff 10. Mai 2019).
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1

von einer ,feindlichen Initiative“!*® sprachen und ein Treffen mit der

osterreichischen Auflenministerin platzen lieflen,™"

zeigte auch der
Stdtiroler Landeshauptmann wenig Interesse an diesen Plinen,
sprach sich aber fiir eine EU-Staatsbiirgerschaft als Lésung aus.'”* In
dieser Angelegenheit nahm der Nationalrat am 19. September 2019 mit
den Stimmen von OVP und FPO einen Entschliefungsantrag an,'*>
mit dem die zustindigen Bundesminister aufgefordert wurden, mit
ihren italienischen Pendants und Vertreterlnnen der Bevélkerung in
Stidtirol in bilaterale Gespriche zu treten, um dieses Thema zu erdrtern.
Der Bundesminister fiir Inneres wurde zudem aufgefordert, dem
Nationalrat nach diesen Gesprichen einen Gesetzesvorschlag fiir eine

Doppelstaatsbiirgerschaft fiir SiidtirolerInnen vorzulegen.'*

5.2 Gesetzliche Vorgaben

Sofern das Staatsbiirgerschaftsgesetz 1985 keine Ausnahme (siche

Kapitel 5.3) vorsieht,'” darf die dsterreichische Staatsbiirgerschaft bei Vor-
liegen einer oder mehrerer weiterer Staatsangehérigkeiten nicht verliehen

werden. Eine Unterscheidung danach, um welche andere Staatsangehorigkeit

190

191

192

193

194

195

Siehe dazu Der Standard, Sidtirols Landeschef bremst bei Doppelstaatsbiirgerschaft,
14. Janner 2018, verfiigbar auf www.derstandard.at/story/2000072264756/suedti-
roler-landeshauptmann-bremst-bei-doppelstaatsbuergerschaft (Zugriff 6. August 2019)
sowie Die Presse, Fiinf-Sterne-Minister: Doppelpass fiir Siidtiroler ,,feindliche Initiative®,
8. September 2018, verftigbar auf https://diepresse.com/home/ausland/aussenpoli-
tik/5493251/FuenfSterneMinister_Doppelpass-fuer-Suedtiroler-feindliche-Initiati-
vefrom=rss (Zugriff 6. August 2019).

Neue Ziircher Zeitung, lraliener verirgert iiber Angebor des dsterveichischen Passes an
Siidtiroler, 18. September 2018, verfiigbar auf www.nzz.ch/international/italiener-
veraergert-ueber-oesterreichisches-pass-angebot-an-suedtiroler-1d.1420911 (Zugriff
12. September 2019).

Siehe dazu Stol.it, Weg vom Doppelpass, hin zur EU-Staatsbiirgerschaft, 13. Mai 2019,
verfiighar auf www.stol.it/Artikel/Politik-im-Ueberblick/Lokal/Weg-vom-Doppel-
pass-hin-zur-EU-Staatsbuergerschaft (Zugriff 6. August 2019).

Vgl. Enge bilaterale Gespriche zur Doppelstaatsbiirgerschaft fiir Stidtiroler
(287/UEA), verfiigbar auf www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVI/UEA/UEA_00287/
index.shtml (Zugriff 17. Oktober 2019).

EntschliefSung des Nationalrates vom 19. September 2019, 121/E (XXVI. GP), verfligbar
auf www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVI/E/E_00121/fname_767938.pdf (Zugriff
17. Oktober 2019).

Diese bestehen beispielsweise fiir § 10 Abs. 4 und Abs. 6 StbG.
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es sich handel, ist dabei nicht vorgesehen. Darin wird der Grundgedanke des
Staatsbiirgerschaftsgesetzes 1985 sichtbar, dass Doppel- oder Mehrfachstaats-
biirgerschaft grundsitzlich vermieden werden soll (Ecker etal., 2017b:§ 10 Rz 258).
Daher bestimmt § 10 Abs. 3 StbG, dass die dsterreichische Staatsbiirger-
schaft unter anderem nicht verlichen werden darf, wenn die betroffene Person
ihre bisherige Staatsangehorigkeit nicht aufgegeben hat, obwohl dies méglich und
zumutbar wire. Ebenso ist die Verleihung ausgeschlossen, wenn die staatsbiirger-
schaftswerbende Person aufgrund eines Antrages oder auf andere Weise absichdich
die Beibehaltung der bisherigen Staatsangehérigkeit erwirke. Osterreich zihle
damit zu einem der wenigen europiischen Staaten, in denen die Aufgabe
der bisherigen Staatsangehorigkeit notwendige Voraussetzung fiir den Erwerb
der 6sterreichischen Staatsbiirgerschaft ist (Baubock und Cinar 2001:263).
Um den staatsbiirgerschaftswerbenden Personen das Ausscheiden aus ihrem
bisherigen Staatsverband zu erméglichen bzw. zu erleichtern und ihnen die relative
Sicherheit zu geben, dass ihnen nach diesem Ausscheiden die dsterreichische
Staatsbiirgerschaft auch tatsichlich verlichen wird, sicht § 20 Abs. 1 StbG die
Zusicherung der Verleihung vor. Nach der Rechtsprechung' handelt es sich
dabei um den Rechtsanspruch der fremden Person auf Verleihung der Staats-
biirgerschaft, die nur mehr vom Nachweis ihres Ausscheidens abhingig ist (Kind,
2017d:§ 20 Rz 20). Das Ausscheiden ist binnen zwei Jahren nachzuweisen. Die
osterreichische Staatsbiirgerschaft ist dann in weiterer Folge zu verlichen. Aller-
dings bietet diese Zusicherung der Staatsbiirgerschaftsverleihung lediglich relative
Sicherheit, da die Zusicherung widerrufen werden muss, wenn auch nur eine'”’
der fiir die Verleihung der Staatsbiirgerschaft erforderlichen Voraussetzungen
nicht mehr erftillt st (§ 20 Abs. 2 StbG). Diese Widerrufsméglichkeit steht nicht nur
im Spannungsverhaltmnis zur oben zitierten Rechtsprechung (Garzon 2017b:§ 20 Rz 5),
sondern kann auch dazu fithren, dass staatsbiirgerschaftswerbende Personen
staatenlos werden. Das ist etwa der Fall, wenn die staatsbiirgerschaftswerbende
Person zwar bereits aus dem bisherigen Staatsverband entlassen, sie aber vor Ver-
lethung der 8sterreichischen Staatsbiirgerschaft beispielsweise straffillig wurde
und daher die 6sterreichische Staatsbiirgerschaft nicht verlichen wird.'”®

Eine Ausnahme von den beschriebenen gesetzlichen Vorgaben sicht
§20 Abs. 3 Z 2 StbG vor. Demnach ist die Staatsbiirgerschaft nach Zusicherung

196 VIGH, 29. September 2011, G154/10.
197  Davon ausgenommen ist der gesicherte Lebensunterhalt gemif§ § 10 Abs. 1 Z 7 StbG.
198 Interview mit Peter Marhold, Helping Hands, 24. September 2019.
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auch dann zu verleihen, wenn eine Person nachweist, dass ihr jene Hand-
lungen, die fiir das Ausscheiden aus dem bisherigen Staatsverband erforderlich
sind, nicht méglich oder nicht zumutbar sind. Davon umfasst sind beispiels-
weise jene Fille, in denen die Rechtsordnung des fremden Staates das Aus-

scheiden einer Person aus diesem Staatsverband nicht vorsieht.'””

5.3 Ausnahmen vom Verbot der Doppelstaatshiirgerschaft

Wie bereits oben dargestellt, erlaubt das Staatsbiirgerschaftsgesetz 1985
im Allgemeinen keine Doppel- bzw. Mehrfachstaatsbiirgerschaft. Ausnahmen
bestehen jedoch unter anderem in jenen Fillen, in denen eine Person durch
Geburt mehrere Staatsangehérigkeiten erwirbt (Kind, 2017d:§ 20 Rz 18)
oder in denen die Staatsbiirgerschaft durch Anzeige erworben wird.** Dariiber
hinaus ist bei der Verleihung der Staatsbiirgerschaft im besonderen Interesse
der Republik Osterreich (§ 10 Abs. 6 StbG) die Aufgabe der bisherigen
Staatsangehérigkeit nicht erforderlich.

Der Umstand, dass einer Person die dsterreichische Staatsbiirgerschaft ver-
liehen wird und sie dariiber hinaus noch eine oder mehrere andere Staatsange-
horigkeiten besitzt, schmalert ihre Rechtsstellung als dsterreichische Staatsbiirgerin
nicht. Eine Ungleichbehandlung dieser Person gegentiber jenen Personen, die
ausschliefllich die osterreichische Staatsbiirgerschaft besitzen, ist gesetzlich nicht
vorgesehen. Auch MehrfachstaatsbiirgerInnen gelten daher als ,,vollwertige®
osterreichische StaatsbiirgerInnen und kénnen sich gegeniiber 6sterreichischen
Behorden und Gerichten auf alle verfassungsrechtlich gewihrleisteten Grund-
rechte berufen und zwar auch auf jene, die 6sterreichischen StaatsbiirgernInnen
vorbehalten sind (Ennockl, 2014:§ 5 Rz 4).

Da Doppel- bzw. Mehrfachstaatsbiirgerschaften nach 6sterreichischer Rechts-
lage so weit wie méglich verhindert werden sollen, sind in Osterreich mangels
hinreichender Erfahrung keine besonderen Vorteile oder Herausforderungen

von Doppel- bzw. Mehrfachstaatsbiirgerschaften bekannt.*”!

199  Das trifft beispielsweise auf das Ausscheiden aus dem Staatsverband der Islamischen
Republik Iran zu. Interview mit Dietmar Hudsky und Eva Pfleger, Bundesministerium
fiir Inneres, 1. Oktober 2019.

200 Vgl dazu §§ 57fF StbG.

201  Interview mit Dietmar Hudsky und Eva Pfleger, Bundesministerium fiir Inneres, 1. Oktwober 2019.
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6. VERFAHREN ZUR VERLEIHUNG DER
STAATSBURGERSCHAFT

In diesem Kapitel wird das behordliche Verfahren zur Erlangung der

Staatsbiirgerschaft naher beschrieben. Die einzelnen Elemente des Verfahrens

werden im Detail beschrieben. Zunichst soll aber eine Ubersicht iiber das

Verfahren in Osterreich gegeben werden.

In Osterreich lisst sich das Verfahren zur Verleihung der Staatsbiirger-

schaft in folgende Abschnitte einteilen:**

202

203

Antragstellung: Gemif$ § 19 Abs. 1 StbG ist der Antrag auf Verleihung
der Staatsbiirgerschaft bei der 6rtlich zustindigen Landesregierung
personlich®” zu stellen, insbesondere unter Verwendung der aufgelegten
Antragsformulare (§ 3 Staatsbiirgerschaftsverordnung). In weiterer Folge hat
die antragstellende Person am Verfahren mitzuwirken und der Behorde
insbesondere alle notwendigen Unterlagen und Beweismittel vorzu-
legen (siche dazu Kapitel 6.2).

Ablegen der Priifung: Wie in Kapitel 3.2 ausgefiihrt, ist Voraussetzung
fur die Verleihung der Staatsbiirgerschaft der Nachweis von Grund-
kenntnissen der demokratischen Ordnung und der sich daraus ableit-
baren Grundprinzipien sowie der Geschichte Osterreichs und des je-
weiligen Bundeslandes, in dem die antragstellende Person ihren
Wohnsitz hat.

Zusicherung und Verleihung;: Sofern mit der abgelegten Priifung alle Voraus-
serzungen erfiille sind, wird die Verleihung der 6sterreichischen Staatsbiirger-
schaft oftmals zunichst mittels Bescheids zugesichert (§ 20 Abs. 1 StbG;
siche dazu Kapitel 5.2). Dieser Zusicherungsbescheid soll das Ausschei-
den aus dem bisherigen Staatsverband erleichtern. Mit diesem Vorgehen
wird dem Umstand Rechnung getragen, dass gemif$ § 10 Abs. 3 StbG die

Staatsbiirgerschaft nicht verlichen werden darf, wenn die betroffene

Mein Osterreich — Vorbereitung zur Swatsbiirgerschaft, verfligbar auf wwwistaatsbuergerschaftgviat/
index.php?id=5 (Zugriff 6. September 2019).

Soweit die antragstellende Person nicht selbst handlungsfihig ist, hat der gesetzliche
Vertreter den Antrag einzubringen (§ 19 Abs. 1 StbG).
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Person ihre bisherige Staatsangehérigkeit nicht aufgibt.?* Fiir das
Ausscheiden hat die staatsbiirgerschaftswerbende Person zwei Jahre Zeit
(S 20 Abs. 1 StbG). Sobald die betroffene Person ihre bisherige Staats-
angehorigkeit aufgegeben hat und das Geldbnis gemifd § 21 Abs. 2 StbG
(siche dazu Kapitel 3.2) abgelegt wurde, ist die Staatsbiirgerschaft im feier-
lichen Rahmen zu verleihen (§ 21 Abs. 1 StbG)*® und der schriftliche Be-

scheid tiber die Verleihung der Staatsbiirgerschaft auszuhindigen.

6.1 Zustindige Behorde und Unterstiitzung wahrend des Verfahrens

Gemif3 § 39 Abs. 1 StbG ist zur Erlassung von Bescheiden in Angele-
genheiten der Staatsbiirgerschaft die Landesregierung zustindig, bei der
daher auch der Antrag zu stellen ist. Ankniipfungspunkt der 6rtlichen
Zustindigkeit (§ 39 Abs. 2 StbG) ist der Hauptwohnsitz der antragstellenden
Person. Mangels Hauptwohnsitzes in Osterreich ist jene Landesregierung
zustindig, in deren Bereich die Evidenzstelle?® liegt. Ist nach den gesetz-
lichen Regelungen keine andere Gemeinde zustindig — beispielsweise bei
Verleihungen an im Ausland geborene Personen — ist die Wiener Landes-
regierung zustindig (§ 49 Abs. 2 lit ¢ StbG, Kind, 2017g:§ 39 Rz 5).2”

Die statistischen Aufzeichnungen fiir das Jahr 2018 zeigen, dass in Osterreich
insgesamt 9.450 Personen eingebiirgert wurden. Mitinsgesamt4.216 Personen®”®
wurden in Wien die mit Abstand meisten Personen eingebiirgert und fast
45 Prozent der 6sterreichweiten Einbiirgerungen vorgenommen. Das Burgen-
land biirgerte im Jahr 2018 mit 184 Personen am wenigsten Personen ein

(Abbildung 9).

204 Das umfasst Fille, in denen erforderliche Handlungen zum Ausscheiden aus dem
bisherigen Staatsverband unterlassen werden, obwohl diese Handlungen méglich
und zumutbar sind. Ebenso umfasst sind Fille, in denen die Beibehaltung der bis-
herigen Staatsangehorigkeit absichtlich erwirke wird (§ 10 Abs. 3 Z 1 und 2 StbG).

205 Mein Osterreich — Vorbereitung zur Staatsbiirgerschaft, verfiigbar auf www.staatsbuer-
gerschaft.gv.at/index.php?id=5 (Zugriff 6. September 2019).

206 Die Staatsbiirgerschaftsevidenz wird von den Gemeinden als stindiges Verzeichnis
der StaatsbiirgerInnen gefiihrt (§ 49 Abs. 1 StbG).

207 Interview mit Dietmar Hudsky und Eva Pfleger, Bundesministerium fiir Inneres,
1. Oktober 2019.

208 Gemifd§ 39 Abs. 2 iVm § 49 Abs. 2 lit ¢ StbG sind auch die Verfahren jener Personen,
die keinen inlindischen Hauptwohnsitz hatten, in Wien zu fithren.
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Abbildung 9: Eingebiirgerte Personen nach Bundesland bzw. Ausland
im Jahr 2018
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Quelle: Statistik Austria, 2019c, Zugriff 13. November 2019, eigene Darstellung.

Das Verfahren zur Verleihung der Staatsbiirgerschaft ist nicht digitalisiert.
Verleihungsantrige miissen persénlich®” bei der zustindigen Behérde schrift-
lich oder niederschriftlich, insbesondere mittels von den Behorden aufgelegten
Antragsformularen gestellt werden (§ 19 Abs. 1 StbG, § 3 Stb V).

Behordliche Unterstiitzung von staatsbiirgerschaftswerbenden Personen
findet in Osterreich unter anderem durch Vorgespriche statt, in denen abge-
klirt wird, ob eine Antragstellung tiberhaupt Sinn macht und ob die Grund-
voraussetzungen und die Grunddokumente vorliegen, die dann im behérd-
lichen Verfahren gepriift werden.”® Diese (Erst )Informationsgespriche gibt
es etwa in Burgenland, Niederdsterreich, Steiermark, Tirol, Vorarlberg und

209 Die personliche Antragstellung dient in erster Linie dazu, die Identitit der staats-
biirgerschaftswerbenden Person iiberpriifen zu kénnen. Schriftlicher Beitrag des
Bundesministeriums fiir Inneres, 19. Dezember 2019.

210 Interview mit Dietmar Hudsky und Eva Pfleger, Bundesministerium fiir Inneres,

1. Oktober 2019.
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Wien.?!" Nach Auskunft der Vorarlberger Landesregierung hat sich ihr
Modell in der Praxis bewihrt. Demnach werden InteressentInnen vor einer
allfilligen Antragstellung zu einem Beratungsgesprich eingeladen. Dieses
dauert in der Regel ca. 30 Minuten. Die InteressentInnen werden tiber das
Verfahren und die Voraussetzungen fiir die Verleihung der Staatsbiirger-
schaft umfassend informiert. Insbesondere wird auch berechnet, ob der
Lebensunterhalt hinreichend gesichert ist. Schlieflich werden ein Antrags-
formular sowie eine Liste mit den fiir das Verfahren beizubringenden
Unterlagen ausgefolgt.” Ein Gesprich dhnlich dem Vorarlberger Modell
gibt es auch in Tirol, das in jedem Fall gefithrt wird, um das Vorliegen der
fur das Verfahren notwendigen Unterlagen individuell abzukliren. Jedoch
erfolgt die Priifung, ob der Lebensunterhalt gesichert ist, erst im Staats-
biirgerschaftsverfahren.?”> Neben diesen (Erst )Informationsgesprichen
werden staatsbiirgerschaftswerbende Personen in den einzelnen Bundes-
lindern teilweise durch behérdliche Anlaufstellen®' in staatsbiirgerschafts-
rechtlichen Angelegenheiten sowie durch individuelle Betreuung vor und
bei der Antragstellung?”® unterstiitzt. Dariiber hinaus gibt es Online-Infor-

mationen, die ganz allgemein vermitteln, wie die Staatsbiirgerschaft

erlangt werden kann.?'¢

211 Beantworteter Fragebogen der Landesregierungen von Niederosterreich (Abteilung
Staatsbiirgerschaft und Wahlen, 11. September 2019), Vorarlberg (Fachbereich
Staatsbiirgerschafts-, Fremden- und Personenstandsrecht, 16. September 2019),
Steiermark (Referat Staatsbiirgerschaft, 24. September 2019), Wien (Magistratsabteilung 35,
24. September 2019) und Burgenland (Landesplanung, Sicherheit, Gemeinden und
Wirtschaft, 30. September 2019) sowie schriftlicher Beitrag der Tiroler Landesregierung
(Abteilung Staatsbiirgerschaft, 15. Oktober 2019).

212  Beantworteter Fragebogen der Vorarlberger Landesregierung (Fachbereich Staats-
biirgerschafts-, Fremden- und Personenstandsrecht, 16. September 2019).

213 Schriftlicher Beitrag der Tiroler Landesregierung (Abteilung Staatsbiirgerschaft,
15. Oktober 2019).

214 Beantworteter Fragebogen der Landesregierungen von Steiermark (Referat Staats-
biirgerschaft, 24. September 2019) und Oberésterreich (Gruppe Staatsbiirgerschaft,
Migration, Wahlen, 26. September 2019).

215 Beantworteter Fragebogen der Landesregierungen von Tirol (Abteilung Staatsbiirgerschaft,
11. September 2019), Salzburg (Referat Wahlen und Staatsbiirgerschaft, 18. September 2019),
Steiermark (Referat Staatsbiirgerschaft, 24. September 2019), Oberésterreich
(Gruppe Staatsbiirgerschaft, Migration, Wahlen, 26. September 2019), Burgenland
(Landesplanung, Sicherheit, Gemeinden und Wirtschaft, 30. September 2019) und
Kirnten (Wahlrecht, Staatsbiirgerschaft und Aufenthaltswesen, 7. Oktober 2019).

216  Interview mit der Vertretung des Osterreichischen Integrationsfonds, 11. September 2019.
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6.2 Notwendige Dokumente und Identitdtsfeststellung

Die konkret vorzulegenden Urkunden und Nachweise sind in § 2 Staats-
biirgerschaftsverordnung aufgezihlt und umfassen unter anderem ein giiltiges
Reisedokument, die Geburtsurkunde, ein aktuelles Lichtbild, erforderlichen-
falls weitere im Einzelfall relevante Urkunden (beispielsweise die Heirats-
urkunde bzw. Partnerschaftsurkunde, die Urkunde {iber die Ehescheidung bzw.
Auflésung der Partnerschaft, den Nachweis iiber den gesicherten Lebens-
unterhalt oder den Nachweis iiber ausreichende Deutschkenntnisse).

Die antragstellende Person hat der Behorde alle notwendigen Unterlagen
und Beweismittel jeweils im Original und in Kopie vorzulegen (§ 19 Abs. 2 StbG,
§ 1 Staatsbiirgerschaftsverordnung). Urkunden und Nachweise, die nicht in
deutscher Sprache verfasst sind, sind auf Verlangen der Behorde zusitzlich in
einer Ubersetzung ins Deutsche vorzulegen. Dariiber hinaus kann die Behrde
die Vorlage der Urkunden und Nachweise in beglaubigter Form verlangen
(§ 1 Abs. 3 und 4 Staatsbiirgerschaftsverordnung).

Die Frage, ob die Identititsfeststellung der staatsbiirgerschaftswerbenden
Personen mit Schwierigkeiten verbunden ist, wurde von den Landesregierungen
unterschiedlich beurteilt. Wihrend die burgenlindische,”” Kirntner,”'® steier-

219

mirkische’”” und Wiener”® Landesregierungen dies nicht als Problem identi-

fizierten,”' wiesen die anderen Landesregierungen®? unter anderem darauf
hin, dass oftmals (insbesondere bei Personen mit Fluchthintergrund) keine,
blof} unzureichende oder widerspriichliche Identititsdokumente vorliegen,

217 Beantworteter Fragebogen der burgenlindischen Landesregierung (Landesplanung,
Sicherheit, Gemeinden und Wirtschaft, 30. September 2019).

218 Beantworteter Fragebogen der Kirntner Landesregierung (Wahlrecht, Staatsbiirger-
schaft und Aufenthaltswesen, 7. Oktober 2019).

219 Beantworteter Fragebogen der steiermirkischen Landesregierung (Referat Staatsbiir-
gerschaft, 24. September 2019).

220 Beantworteter Fragebogen der Wiener Landesregierung (Magistratsabteilung 35,
24. September 2019).

221  Die steiermirkische Landesregierung erklirte dies damit, dass grundsitzlich die Identitit durch
andere Behdrden in Osterreich bereits festgestellt und gepriift wurde. Beantworteter Frage-
bogen der steiermirkischen Landesregierung (Referat Staatsbiirgerschaft, 24. September 2019).

222  Beantworteter Fragebogen der Landesregierungen von Tirol (Abteilung Staatsbiirgerschaft,
11. September 2019), Niederdsterreich (Abteilung Staatsbiirgerschaft und Wahlen,
11. September 2019), Vorarlberg (Fachbereich Staatsbiirgerschafts-, Fremden- und
Personenstandsrecht, 16. September 2019), Salzburg (Referat Wahlen und Staatsbiirger-
schaft, 18. September 2019) und Oberssterreich (Gruppe Staatsbiirgerschaft, Migration, Wahlen,
26. September 2019).
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sodass die Identititspriifung daher schwierig ist bzw. die Identitit nicht
zweifelsfrei geklirt werden kann. In diesen Fillen ist die Abstimmung mit den
osterreichischen Asyl- bzw. Personenstandsbehorden nétig.??

6.3 Kosten im Zusammenhang mit der Staatshiirgerschaftsverleihung

Im Zusammenhang mit der Beantragung und Verleihung der osterrei-
chischen Staatsbiirgerschaft fallen sowohl Bundesgebiihren als auch Landes-
verwaltungsabgaben an.

Die anfallenden Bundesgebiihren sind 6sterreichweit einheitlich. Die mit
dem Antrag verbundene Gebiihr betrigt EUR 125,60.%* Zusitzlich fille fiir die
Verleihung der Staatsbiirgerschaft — abhéngig vom konkreten Verleihungsgrund
— eine Bundesgebiihr in Hohe von EUR 247,90 bis EUR 1.115,30 an.*” Die
hochste Gebiihr ist mit der Verleihung der Staatsbiirgerschaft aufgrund Ermessen
gemif$ § 10 StbG verbunden.”® Die niedrigste Gebiihr fillt bei der Einbiirgerung
aufgrund bestimmter, im Gebiihrengesetz 1957 (GebG)*” aufgezihlter Verlei-
hungsgriinde an. Dazu zihlt unter anderem die Staatsbiirgerschaftsverleihung
gemif$ § 11a Abs. 2 StbG an EhegattInnen 6sterreichischer StaatsbiirgerInnen
ohne Aufenthalt im Bundesgebiet. Sofern das Gebiihrengesetz 1957 keine Sonder-
bestimmung enthilt, fillt eine Gebiihr in Hohe von EUR 867,40 an. Diese
Gebiihr wurde auch fiir die zahlenmiflig meisten Staatsbiirgerschaftsverleihungen
im Jahr 2018 (§ 11a Abs. 4 StbG) fillig. Diese Bundesgebiihren zihlen im Ver-
gleich zu den sonstigen im Gebiihrengesetz 1957 geregelten (festen) Gebiihren
zu den hochsten in Osterreich fillig werdenden Gebiihren.

Weiters ist mit der Verleihung der Staatsbiirgerschaft eine Landesverwal-
tungsabgabe verbunden, die je nach Bundesland unterschiedlich hoch ist.

223  Beantworteter Fragebogen der Salzburger Landesregierung (Referat Wahlen und
Staatsbiirgerschaft, 18. September 2019).

224 Vgl. § 14 TP 6 Abs. 3 lit b Gebiihrengesetz 1957 (GebG), BGBL. Nr. 267/1957, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBL. I Nr. 62/2018.

225 Vgl. § 14 TP 2 Abs. 1 Z 3 GebG.

226 Eine Ausnahme besteht lediglich fiir die Einbiirgerung gemif§ § 10 Abs. 4 StbG,
somit also fiir Fille ehemaliger StaatsbiirgerInnen oder Fremde, die als Staatsangehérige
eines der Nachfolgestaaten der ehemaligen 6sterreichisch-ungarischen Monarchie
Osterreich wegen NSDAP-Verfolgung bzw. wegen ihres Einsatzes fiir die demokratische
Republik Osterreich verlassen haben.

227 BGBI. Nr. 267/1957, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 62/2018.
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Abbildung 10 zeigt die im Zeitpunke der Studienerstellung giiltigen Betrige.

Abbildung 10: Im Zusammenhang mit der Einbiirgerung erwachsener

Fremder fillig werdende Landesverwaltungsabgabe

Burgenland E—— € 618
Kirnten I € 722
Niederdsterreich I €1.079
Oberdsterreich  pEEETEEEE I € 864
Salzburg 1 €1.000
Steiermark e ——— € 1.357
Tirol I € 500
Vorarbberg I € 1,090

Wien — mmmmmmm € 300
€0 €200 €400 €600 €800 €1.000 €1.200 € 1.400

BUNDESLAND

Quelle: Verordnungen der Bundeslinder zu Landesverwaltungsabgaben, Landes-Verwaltungsabgabentarifen und

Kommissionsgebiihren.?®

Wie Abbildung 10 zeigt, variieren die Spannen der Landesverwal-
tungsabgaben, die mit der Staatsbiirgerschaftsverleihung verbunden sind,
je nach Bundesland. In Wien, jenem Bundesland mit den meisten Ein-
biirgerungen im Jahr 2018 (siche Abbildung 9), ist diese Spanne am geringsten
und die maximal zu entrichtende Abgabe liegt mit EUR 300 deutlich
unter den restlichen Bundeslindern. Im Burgenland, in dem im Jahr 2018

228 Vgl dazu Verordnung der Wiener Landesregierung {iber Verwaltungsabgaben und Kommis-
sionsgebiihren, LGBL. Nr. 104/2001, in der Fassung der Verordnung LGBL. Nr. 32/2014,
NO Landes-Verwaltungsabgabentarif 2019, LGB Nr. 83/2018, O6. Landesverwal-
tungsabgabenverordnung 2011, LGBI. 118/2011, in der Fassung der Verordnung
LGBl Nr. 136/2015, Steiermirkische Landes-Verwaltungsabgabenverordnung 2016,
LGBL Nr. 73/2016, in der Fassung der Verordnung LGBL. Nr. 76/2018, Burgenlindische
Landes-Verwaltungsabgabenverordnung 2012, LGBL. Nr. 47/2012, in der Fassung der
Verordnung LGBI. Nr. 8/2019, Tiroler Landes-Verwaltungsabgabenverordnung 2007,
LGBI. Nr. 30/2007, in der Fassung der Verordnung LGBI. 82/2014, Kirntner Landes-
verwaltungsabgabenverordnung, LGBI. Nr. 9/2019, Salzburger Verwaltungsabgaben- und
Kommissionsgebiihrenverordnung 2018, LGBI Nr. 23/2018, in der Fassung der Verordnung
LGBI Nr. 37/2019, Vorarlberger Verwaltungsabgabenverordnung, LGBL Nr. 78/2014,
in der Fassung der Verordnung LGBL. Nr. 19/2019.
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die wenigsten Staatsbiirgerschaften verlichen wurden, bewegen sich sowohl
die Spanne als auch die maximal zu entrichtende Abgabe mit EUR 618 im
Mittelfeld. Steiermark, das im Jahr 2018 an vierter Stelle der Staatsbiirger-
schaftsverleihungen lag, ist das Bundesland mit der grofSten Spanne und
mit EUR 1.357 auch der hochsten méglichen Abgabe.

SchliefSlich ist auch mit der Zusicherung der Verleihung der Staatsbiirgerschaft
(siche dazu in Kapitel 5.2) eine Landesverwaltungsabgabe verbunden. Abhingig
vom konkreten Staatsbiirgerschaftsverleihungsgrund kénnen in der Steiermark
mit EUR 13,72 bzw. EUR 135,72 sowohl die geringste als auch die hochste Landes-
verwaltungsabgaben anfallen.” In den ibrigen Bundeslindern bewegen sich
die Landesverwaltungsabgaben zwischen EUR 28,70%*° und EUR 88,50.%"

Im internationalen Vergleich sind die mit dem Staatsbiirgerschaftserwerb
in Osterreich verbundenen Gebiihren und Abgaben ausgesprochen hoch und
zihlen zu den hochsten in Europa (Stadlmair, 2017:73). Eine Studie aus dem
Jahr 2010 sah Osterreich hinter der Schweiz auf Platz zwei der hochsten
Gebiihren (Goodman, 2010:24). Weitere Kosten, beispielweise fiir die
Ubersetzung von Dokumenten oder die Beglaubigung, kénnen zusitzlich
zu den Gebiihren und Abgaben entstehen (Stern und Valchars, 2013:9).

6.4 Verfahrensdauer

In Osterreich ist die fiir Staatsbiirgerschaftsangelegenheiten zustindige

Behorde an bestimmte Fristen zur Entscheidung gebunden:

e Gemif § 11b StbG sind Staatsbiirgerschaftsverleihungen an unmiindige
minderjihrige Kinder, die von einer/m Osterreicherln adoptiert werden,
binnen sechs Wochen ab Antragstellung vorzunehmen.

* In den reguliren Staatsbiirgerschaftsverleihungsverfahren sind die Staats-
biirgerschaftsbehorden gemifd § 73 AVG verpflichtet, ohne unnétigen
Aufschub, spitestens aber sechs Monate nach Einlangen des Antrags
eine Entscheidung zu treffen und den Bescheid zu erlassen.

229  Steiermirkische Landes-Verwaltungsabgabenverordnung 2016, Anlage, Besonderer
Teil, I. Staatsbiirgerschaftswesen Z 9.

230 Vorarlberger Verwaltungsabgabenverordnung, LGBI. Nr. 78/2014, in der Fassung
der Verordnung LGBI. Nr. 19/2019, Anlage, TP 94.

231 Burgenlindische Landes-Verwaltungsabgabenverordnung 2012, LGBL. Nr. 47/2012,
in der Fassung der Verordnung LGBI. Nr. 8/2019, Tarifpost 129.
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Wird diese Frist nicht eingehalten, kann eine sogenannte Sium-
nisbeschwerde an das Landesverwaltungsgericht erhoben werden
(Art 130 Abs. 1 Z 3 B-VG iVm § 8 Abs. 1 VwGVG).?? In diesem Fall ist
dann das Verwaltungsgericht zur Entscheidung binnen sechs Monaten
(§ 24 Abs. 1 VwGVG) berufen (Kind, 2017g:§ 39 Rz 12).

Die durchschnittliche Verfahrensdauer vor den dsterreichischen Landes-
regierungen kann den nachstehenden Ubersichten (Abbildungen 11 und 12)
entnommen werden. In diesen Abbildungen sind die Riickmeldungen der
Landesregierungen von Oberdsterreich, Salzburg, und Wien mangels verfiigbarer
Daten nicht enthalten. Zur tatsichlichen Dauer der Verfahren erklirte die
oberdsterreichische Landesregierung, die Behérde ,ist bemiiht, die ... Frist
einzuhalten®.” Die Salzburger Landesregierung teilte mit, dass die Dauer der
Staatsbiirgerschaftsverfahren ,,sehr unterschiedlich ist und von ,verschiedenen
Faktoren® abhingt.”** In Wien ist die durchschnittliche Verfahrensdauer
zur Verleihung der Staatsbiirgerschaft ,aus EDV-technischen Griinden
nicht auswertbar“.*> Nach dem Bericht des Wiener Stadtrechnungshofes aus
dem Jahr 2015 kam es in Wien in der Vergangenheit aber zu Uberschreitungen
der gesetzlich vorgesechenen Hochstfrist. Lediglich rund die Halfte der reguliren
Staatsbiirgerschaftsverfahren wurde innerhalb der gesetzlichen Frist erledigt
(Stadtrechnungshof Wien, 2013:69). Ursachen dafiir waren mangelnde

236

Personalressourcen®® sowie ,,die zunehmende Komplexitit der Verfahrens-

abwicklung“. Hingewiesen wurde aber auch auf die mangelnde Mitwirkung
von antragstellenden Personen (Stadtrechnungshof Wien, 2013:101).

232 BGBL I Nr. 33/2013, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 57/2018.

233  Beantworteter Fragebogen der oberdsterreichischen Landesregierung (Gruppe
Staatsbiirgerschaft, Migration, Wahlen, 26. September 2019).

234 Beantworteter Fragebogen der Salzburger Landesregierung (Referat Wahlen und
Staatsbiirgerschaft, 18. September 2019).

235 Beantworteter Fragebogen der Wiener Landesregierung (Magistratsabteilung 35,
24. September 2019).

236  Ein Vertreter der NGO Helping Hands sprach in diesem Zusammenhang von Personal-
fluktuation. Interview mit Peter Marhold, Helping Hands, 24. September 2019.
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Abbildung 11: Durchschnittliche Verfahrensdauer bei Staatsbiirger-
schaftsverleihungen an unmiindige minderjihrige

Kinder (§ 11b StbG)

0 2 4 6 8 10 12 14 16
Burgenland
Karnten

Niederdsterreich I

ICHEF

Steiermark

BUNDESLAND

GESE

Tirol

Vorarlberg I

VERFAHRENSDAUER IN WOCHEN

Quelle: Beantworteter Fragebogen der Landesregierungen von Tirol (Abteilung Staatsbiirgerschaft, 11. September 2019),
Niederdsterreich (Abteilung Staatsbiirgerschaft und Wahlen, 11. September 2019), Vorarlberg (Fachbereich
Staatsbiirgerschafts-, Fremden- und Personenstandsrecht, 16. September 2019), Steiermark (Referat Staatsbiirgerschaft,
24. September 2019), Burgenland (Landesplanung, Sicherheit, Gemeinden und Wirtschaft, 30. September 2019)
und Kirnten (Wahlrecht, Staatsbiirgerschaft und Aufenthaltswesen, 7. Oktober 2019).

Abbildung 12: Durchschnittliche Verfahrensdauer bei reguliren
Staatsbiirgerschaftsverleihungen
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Quelle: Beantworteter Fragebogen der Landesregierungen von Tirol (Abteilung Staatsbiirgerschaft, 11. September 2019),
Niederdsterreich (Abteilung Staatsbiirgerschaft und Wahlen, 11. September 2019), Vorarlberg (Fachbereich
Staatsbiirgerschafts-, Fremden- und Personenstandsrecht, 16. September 2019), Steiermark (Referat Staatsbiirgerschaft,
24. September 2019), Burgenland (Landesplanung, Sicherheit, Gemeinden und Wirtschaft, 30. September 2019)
und Kirnten (Wahlrecht, Staatsbiirgerschaft und Aufenthaltswesen, 7. Oktober 2019).
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Die in den Abbildungen 11 und 12 gemachten Angaben gelten fiir jene Falle,
in denen die antragstellende Person die notigen Unterlagen im Zeitpunkt der
Antragstellung vollstindig vorlegt und alle Verleihungsvoraussetzungen erfiillt.””

Von den in den Abbildungen 11 und 12 erwihnten Landesregierungen
gaben lediglich die Landesregierungen von Steiermark und Kirnten betreffend
der § 11b-Verfahren an, die gesetzlichen Fristen nicht einzuhalten. Die restlichen
erwihnten Landesregierungen bestitigten das Finhalten dieser Fristen. Demgegen-
tiber wurde in Medienberichten®*® und auch von den Expertlnnen des Bundes-
ministeriums fiir Inneres erwihnt, dass die Verfahren oft erheblich linger dauern,
manchmal auch deswegen, weil Dokumente der staatsbiirgerschaftswerbenden
Person fehlen. Nicht nur ist in diesen Fillen eine sofortige Entscheidung der
Behérde nicht méglich, sondern kann sich die Verfahrensdauer auch erheblich
verldngern, beispielsweise wenn die extrem aufwindige Beschaffung von Doku-
menten aus dem Ausland notwendig ist.** Ein Vertreter der NGO Helping Hands
nannte einen anderen Grund fiir die teilweise langen Verfahrensdauern. Basierend
auf seinen Erfahrungen in der Rechtsberatung meinte er, dass die zustindigen
Behorden mit einem Problem in ihrer Struktur und in den Abldufen zu kimpfen
haben, insbesondere hinsichtlich der Sicherheitsabfragen bei der Verwaltungs-
strafevidenz, beim Bundesamt fiir Fremdenwesen und Asyl sowie bei der Landes-
polizeidirektion. Oftmals langen die Ergebnisse dieser Abfragen zu sehr unter-
schiedlichen Zeitpunkten ein, was dazu fiihrt, dass frither eingelangte
Informationen zu jenem Zeitpunkt, zu dem auch die restlichen Informationen
vorliegen, bereits veraltet sind. Daher werden neuetliche Anfragen notwendig und
dadurch das Verfahren verzogert.*** Auch kénnten die Verfahren ziigiger gefiihrt
werden, wenn im Staatsbiirgerschaftsverfahren auf Unterlagen und Dokumente
zurtickgegriffen wiirde, die bereits im Verfahren fiir den Aufenthaltstitel vorgelegt
und gepriift wurden. Eine nochmalige Vorlage und Priifung kénnten dann
unterbleiben.?!

237  Beantworteter Fragebogen der Landesregierungen von Tirol (Abteilung Staatsbiirgerschaft,
11. September 2019) und Niederdsterreich (Abteilung Staatsbiirgerschaft und Wahlen,
11. September 2019).

238  Siche beispielsweise Wiener Zeitung, jahrelanges Warten auf die Staatsbiirgerschaf, 3. Mai 2018,
verfligbar auf www.wienerzeitung.at/nachrichten/politik/oesterreich/962770-Jahre-
langes-Warten-auf-die-Staatsbuergerschaft.html (Zugriff 9. August 2019).

239  Interview mit Dietmar Hudsky und Eva Pfleger, Bundesministerium fiir Inneres, 1. Oktober 2019.

240  Siche dazu auch Der Standard, Swmatsbiirgerschaft: Austritt unmaiglich, Eintritt auch,
7. August 2019, verfligbar auf www.derstandard.at/story/2000084863430/staatsbuerger-
schaft-austritt-unmoeglich-eintritt-auch (Zugriff 12. September 2019).

241 Interview mit Peter Marhold, Helping Hands, 24. September 2019.
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In fiinf* von neun Bundeslindern werden manche Verfahren zur Ein-
biirgerung von staatsbiirgerschaftswerbenden Personen beschleunigt behandelr.
So werden beispielsweise in Kirnten und Wien Verfahren bei drohendem
Rechtsverlust*® beschleunigt abgewickelt.

6.5 Verleihungszeremonie

Das Staatsbiirgerschaftsgesetz 1985 bestimmt, dass die Verleihung der
osterreichischen Staatsbiirgerschaft ,in einem diesem Anlass angemessenen,
feierlichen Rahmen zu erfolgen (hat), dem durch das gemeinsame Absingen
der Bundeshymne und das sichtbare Vorhandensein der Fahnen der Republik
Osterreich, des jeweiligen Bundeslandes, und der Europiischen Union
Ausdruck verliehen wird“ (§ 21 Abs. 1 StbG).

Die Teilnahme an dieser Feier ist in den Bundeslindern tiberwiegend
verpflichtend, sofern keine Ausnahmegriinde vorliegen. Derartige Ausnahme-
griinde bestehen etwa fiir handlungsunfihige Personen,* die auch laut Gesetz
nicht zur Ableistung des Gelobnisses gemifd § 21 Abs. 2 StbG verpflichtet
sind, oder fiir bettligrige Personen, die nicht zum zustindigen Amt kommen

kénnen.*® Dariiber hinaus kénnen unter bestimmten Umstinden in einigen

246

Bundeslindern® auch auflerhalb der allgemeinen Zeremonie die Staats-

242  Beantworteter Fragebogen der Landesregierungen von Salzburg (Referac Wahlen und Staats-
biirgerschaft, 18. September 2019), Wien (Magistratsabteilung 35, 24. September 2019),
Oberésterreich (Gruppe Staatsbiirgerschaft, Migration, Wahlen, 26. September 2019)
und Kirnten (Wahlrecht, Staatsbiirgerschaft und Aufenthaltswesen, 7. Oktober 2019) sowie
schriftlicher Beitrag der niederdsterreichischen Landesregierung (Abteilung Staatsbiir-
gerschaft und Wahlen, 17. Oktober 2019).

243 Das sind etwa Fille, in denen mindetjahrige Kinder volljahrig wiirden, sie als Volljihrige
aber die Voraussetzungen zur Einbiirgerung niche erfiillen wiirden. Beantworteter Frage-
bogen der Wiener Landesregierung (Magistratsabteilung 35, 24. September 2019).

244 Beantworteter Fragebogen der niederdsterreichischen Landesregierung (Abteilung
Staatsbiirgerschaft und Wahlen, 11. September 2019).

245 Beantworteter Fragebogen der Wiener Landesregierung (Magistratsabteilung 35,
24. September 2019).

246 Beantworteter Fragebogen der Landesregierungen von Tirol (Abteilung Staatsbiirger-
schaft, 11. September 2019), Niederdsterreich (Abteilung Staatsbiirgerschaft und Wahlen,
11. September 2019), Vorarlberg (Fachbereich Staatsbiirgerschafts , Fremden- und Perso-
nenstandsrecht, 16. September 2019), Salzburg (Referat Wahlen und Staatsbiirgerschaft,
18. September 2019), Steiermark (Referat Staatsbiirgerschaft, 24. September 2019), Burgenland
(Landesplanung, Sicherheit, Gemeinden und Wirtschaft, 30. September 2019) und Kirnten
(Wahlrecht, Staatsbiirgerschaft und Aufenthaltswesen, 7. Oktober 2019).
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biirgerschaftsbescheide im Rahmen einer , Einzelverleihung® ausgefolgt werden,
wobei diese ,Einzelverleihung" ebenso in einem feierlichen Rahmen stattfindet.*”
In Oberésterreich wird die Staatsbiirgerschaft nicht bei Grofiveranstaltungen,

sondern in , Einzelverleihungen® im feierlichen Rahmen verliechen.?*

6.6 Ablehnungsgriinde und Berufungsmoglichkeit

Liegen die Verleihungsvoraussetzungen nicht vor, darf die Staatsbiirgerschaft
nicht verlichen werden. Die nachstehende Ubersicht (Tabelle 6) soll einen Uber-
blick iiber die von den 6sterreichischen Landesregierungen am hiufigsten genannten
Ablehnungsgriinde von staatsbiirgerschaftswerbenden Personen geben.

Tabelle 6: Von den Landesregierungen genannte Ablehnungsgriinde
von staatsbiirgerschaftswerbenden Personen, Top-5

Gerichtliche zu geringes Mangelnde zu kurzer bzw. | Gefahr fiir
Strafen bzw. Einkommen, | Deutschkennt- | nicht Sffentliche
mehrfach nicht gesicherter | nisse bzw. rechtmifliger | Ruhe,
erhebliche Lebensunterhalt, | fehlender Aufenthalt Ordnung und
Verwaltungs- | Bezug von Nachweis Sicherheit
iibertretungen | Sozialhilfe

Burgenland v

Kirnten keine Angabe

Niederdsterreich v v v v

Oberosterreich v v v v

Salzburg keine Angabe

Steiermark v v v v v

Tirol v v v v

Vorarlberg v v v

Wien v v v v v

Quelle: Beantworteter Fragebogen der Landesregierungen von Tirol (Abteilung Staatsbiirgerschaft, 11. September 2019),
Niederdsterreich (Abteilung Staatsbiirgerschaft und Wahlen, 11. September 2019), Vorarlberg (Fachbereich
Staatsbiirgerschafts-, Fremden- und Personenstandsrecht, 16. September 2019), Salzburg (Referat Wahlen
und Staatsbiirgerschaft, 18. September 2019), Steiermark (Referat Staatsbiirgerschaft, 24. September 2019), Wien
(Magistratsabteilung 35, 24. September 2019), Oberésterreich (Gruppe Staatsbiirgerschaft, Migration, Wahlen,
26. September 2019), Burgenland (Landesplanung, Sicherheit, Gemeinden und Wirtschaft, 30. September 2019)
und Kirnten (Wahlrecht, Staatsbiirgerschaft und Aufenthaltswesen, 7. Oktober 2019) sowie schriftlicher
Beitrag der Tiroler Landesregierung (Abteilung Staatsbiirgerschaft, 15. Oktober 2019).

247  Beantworteter Fragebogen der Landesregierungen von Tirol (Abteilung Staatsbiirgerschaft,
11. September 2019) und Salzburg (Referat Wahlen und Staatsbiirgerschaft, 18. September 2019).
248  Schriftlicher Beitrag der oberdsterreichischen Landesregierung (Gruppe Staatsbiirgerschaft,

Migration, Wahlen, 15. Oktober 2019).
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Nach osterreichischer Rechtslage ist jeder Bescheid zu begriinden,
wenn ,,dem Standpunkt der Partei nicht vollinhaltlich Rechnung getragen
oder tiber Einwendungen oder Antrige von Beteiligten abgesprochen wird“
(S 58 Abs. 2 AVG). Daher sind abweisende Bescheide, mit denen dem An-
trag von staatsbiirgerschaftswerbenden Personen nicht entsprochen wird,
zu begriinden. Jedenfalls hat ein Bescheid immer die angewandte Geset-
zesbestimmung anzufiihren, sodass nachvollziehbar ist, auf welcher Grund-
lage die Abweisung erfolgt (§ 59 Abs. 1 AVG). Bescheide iiber die Verleihung
der Staatsbiirgerschaft haben gemif§ § 23 StbG schriftlich zu ergehen.?”

Ein Bescheid kann vor dem zustindigen Landesverwaltungsgericht mittels
Beschwerde (Art. 130, Art. 131 Abs. 1 B-VG; Kind, 2017g:§ 39 Rz 10) von der
betroffenen Person sowie dem Bundesminister fiir Inneres (Art 132 Abs. 1 Z 1
und Z 2 B-VG) binnen vier Wochen (§ 7 Abs. 4 VWwGVG) bekiampft werden.
In weiterer Folge kann unter Umstinden Revision an den Verwaltungsge-
richtshof oder Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof (Art. 133 und
Art. 144 Abs. 1 B-VG), jeweils binnen sechs Wochen (§ 26 Abs. 1 Ver-
waltungsgerichtshofgesetz, § 82 Abs. 1 Verfassungsgerichtshofgesetz), ethoben
werden (Pichler und Senft, 2017:§ 39 Rz 2).

249  Fiir abweisende Bescheide gilt die Schriftform allerdings nicht und sie sind nach den
allgemeinen Bestimmungen des AVG zu erlassen (Kind, 2017£:§ 23 Rz 14).
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7. STAATSBURGERSCHAFT UND INTEGRATION

Im folgenden Kapitel wird der Zusammenhang zwischen Integration und
dem Staatsbiirgerschaftserwerb untersucht. Dabei wird insbesondere die
Integration am Arbeitsmarke beleuchtet. Zunichst wird aber das osterreichische
Modell ,Integration vor Staatsbiirgerschaftsverleihung® thematisiert.

7.1 Osterreichisches Modell — Integration vor Staatshiirgerschaftsverleihung

Nach osterreichischer Rechtslage und Intention des Gesetzgebers stellt
der Erhalt der Staatsbiirgerschaft den ,,Endpunke eines umfassenden Integra-
tionsprozesses” dar (§ 2 Abs. 2 IntG). Diese Uberlegung spiegelt sich seit gut

250

20 Jahren im Staatsbiirgerschaftsgesetz 1985 wider®” und soll integrations-
motivierend wirken.”" Integration soll daher bereits wihrend des fiir den Staats-
biirgerschaftserwerb nétigen — und je nach Erwerbsgrund unterschiedlich
langen — Mindestaufenthalts in Osterreich erfolgen. Dazu gibt es auch ent-
sprechende Angebote, wie etwa Deutsch- und Wertekurse.?>* Weiters sind
Drittstaatsangehérige aufgrund einschligiger Bestimmungen des Nieder-
lassungs- und Aufenthaltsgesetzes sowie des Integrationsgesetzes bereits mit
erstmaliger Erteilung (§ 9 Abs. 1 IntG) bzw. Verlingerung (§ 11 Abs. 2 Z 6 NAG)
bestimmter Aufenthaltstitel verpflichtet, das Modul 1 der Integrationsverein-
barung zu erfiillen. In diesem Modul sollen Kenntnisse der deutschen Sprach
auf A2-Niveau erlangt und grundlegende Werte der Rechts- und Gesellschafts-
ordnung vermittelt werden (§ 7 Abs. 2 Z 1 IntG). Staatsbiirgerschaftswerbende
Personen miissen sich daher um die Integration und Einbiirgerung entspre-
chend bemiihen. Thnen soll damit vermittelt werden, dass sie ohne entspre-
chende Integrationsleistungen zur Erreichung dieser Einbiirgerungskriterien

250  Staatsbiirgerschaftsgesetznovelle 1998, Regierungsvorlage, S. 8, verfiigbar auf www.parla-
ment.gv.at/PAKT/VHG/XX/1/I_01283/fname_140172.pdf (Zugriff 27. August 2019).

251 Interview mit Dietmar Hudsky und Eva Pfleger, Bundesministerium fiir Inneres,
1. Oktober 2019.

252 Interview mit der Vertretung des Osterreichischen Integrationsfonds, 11. September 2019.
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nicht die 6sterreichische Staatsbiirgerschaft bekommen kénnen.?”* Das Inte-
grationsangebot fiir Fremde in Osterreich ist aber immer auch auf einen
spiteren Staatsbiirgerschaftserwerb ausgerichtet,” sodass das vermittelte Wissen
auch gleich als Grundlage fiir die Ablegung der Staatsbiirgerschaftspriifung
angeschen werden kann. Spezifische Integrationsmafinahmen zur Erleich-
terung des Staatsbiirgerschaftserwerbs sind jedoch nicht vorgesehen.””
Nach dieser ,Integration vor Einbiirgerung“-Politik sollen einbiirgerungs-
willige Personen also zuerst ihre Integrationsleistung erbringen. Erst danach
wird die Staatsbiirgerschaft verlichen, gewissermafien ,als eine Art Belohnung

(Reichel, 2011:94). Ein Vertreter der NGO Helping Hands kritisierte an dieser

Politik, dass die Integration von Seiten der Mehrheitsgesellschaft und wohl

auch von der Selbstwahrnehmung der neuen StaatsbiirgerInnen durch den

Staatsbiirgerschaftserwerb aber keineswegs abgeschlossen ist.”*® In diesem

Zusammenhang ist auch darauf hinzuweisen, dass fremde Personen, auch

wenn sie die Voraussetzungen fiir die Einbiirgerung erfiillen, in Osterreich nicht

wahlberechtigt sind, solange sie nicht die dsterreichische Staatsbiirgerschaft
besitzen (siche dazu Kapitel 4.1). Das scheint insbesondere aus zwei Griinden
problematisch:

*  Einerseits gehoren ,gleiche Rechte fiir die Teilhabe an der Gesellschaft ...
zu den zentralen normativen, funktionalen und symbolischen Voraus-
setzungen flir eine gelungene (politische) Integration von Zuwanderern®
(Dimitrov, 2012:16). Dieses fiir die umfassende Integration nétige
Wahlrecht besteht nach der dsterreichischen Rechtslage aber erst mit
dem Staatsbiirgerschaftserwerb. Zu diesem Zeitpunkt sollte die um-
fassende Integration aber bereits abgeschlossen sein.

e Zum anderen stellt das Auseinanderklaffen zwischen (allenfalls einbiir-
gerungsfihiger) Wohnbevélkerung und wahlberechtigter Bevilkerung
letztlich ein demokratiepolitisches Problem dar (Berger, 2011:32),”
da dadurch einem Bevolkerungsteil die Moglichkeit der politischen

253 Interview mit Dietmar Hudsky und Eva Pfleger, Bundesministerium fiir Inneres,
1. Oktober 2019.

254 Ebd.

255 Interview mit der Vertretung des Osterreichischen Integrationsfonds, 11. September 2019.

256 Interview mit Peter Marhold, Helping Hands, 24. September 2019.

257  Siehe auch Falter.at, Kohlenberger, J., Uns fehlen 1,2 Millionen Wihler, 2. September 2019,
verfiighar auf https://cms.falter.at/blogs/thinktank/2019/09/02/uns-fehlen-12-mil-
lionen-wachler/ (Zugriff 3. Oktober 2019).
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Mitbestimmung genommen wird, obwohl dieser Bevélkerungsteil
ebenso den geltenden Gesetzen unterworfen ist (Nasstrom, 2011:119). In
Osterreich betrifft dieses ,Reprisentationsdefizit“ (Baubsck, 2002:6)
im Jahr 2019 13 Prozent (rund 1,2 Millionen Menschen) der in Osterreich
lebenden Menschen, die mangels Osterreichischer Staatsbiirgerschaft
nicht wahlberechtigt sind.**® Dieses Problem beschrinkt sich nicht auf
Osterreich, sondern besteht weltweit und betriffc Millionen Menschen,
denen das Wahlrecht vorenthalten wird. Dieser Ausschluss von der
politischen Mitbestimmung scheint den demokratischen Prinzipien zu
widersprechen (Beckman, 2006:153).

Das osterreichische Modell zum Erwerb der Staatsbiirgerschaft sieht im
Regelfall einen mehrjihrigen Aufenchalt in Osterreich, die umfassende Integration
vor dem Staatsbiirgerschaftserwerb sowie die Ablegung einer Staatsbiirgerschafts-
pritfung vor. Aufgrund der Integration vor der Staatsbiirgerschaftsverleihung

sollten die neu eingebiirgerten Personen bereits gute Grundkenntnisse tiber ihre
Rolle als (EU-)BiirgerIn haben.”’ Spezifische Informationsmaf$nahmen tiber diese

neue Rolle sind dem Bundesministerium fiir Inneres daher nicht bekannt.?%

Obwohl die osterreichische Staatsbiirgerschaft aufgrund der damit ver-
bundenen EU-Biirgerschaft unter anderem die Mobilitit in andere EU-
Mitgliedstaaten erleichtert, wird die Weiterwanderung von in Osterreich ein-
gebiirgerten Personen in andere (Dritt-)Staaten von Expertlnnen des
Bundesministeriums fiir Inneres als nicht sehr wahrscheinlich angesehen.
Insbesondere aufgrund der strengen Kriterien zum Staatsbiirgerschaftserwerb
gehen sie davon aus, dass in Osterreich eingebiirgerte Personen eine bewusste,
langfristige Entscheidung getroffen haben und daher auch langfristig oder
dauerhaft in Osterreich bleiben. !

258  Statistik Austria, STAT cube — Bevélkerung zu Jahresbeginn ab 1982, verfiigbar auf
https://statcube.at/statistik.at/ext/statcube/jsf/dataCatalogueExplorer.xhtml (exportiert am
12. November 2019). In diesem Zusammenhang ist auf die von SOS Mitmensch veranstaltete
»Pass-egal-Wahl“ hinzuweisen, bei der ,.alle, unabhiingig von ihrem Pass” als Zeichen gegen
den Demokraticausschluss ihre Stimme abgeben kénnen. (SOS Mitmensch, Pass Egal Wahl,
24. September 2019, verfiigbar auf www.sosmitmensch.at/save-the-date-pass-egal-wahl-2019
(Zugriff 12. September 2019).) Das Ergebnis dieser Wahl, an der mehr als 2.900 Personen
teilnahmen, entspricht lediglich ansatzweise den Ergebnissen bei der Nationalratswahl 2019.

259  Interview mit der Vertretung des Osterreichischen Integrationsfonds, 11. September 2019.

260 Interview mit Dietmar Hudsky und Eva Pfleger, Bundesministerium fiir Inneres,
1. Oktober 2019.

261 Ebd.
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Die im Rahmen der Erarbeitung dieser Studie verwendeten Ressourcen
ergaben, dass in Osterreich nach der erfolgten Einbiirgerung keine staatliche
Unterstiitzung der eingebiirgerten Person in ihrer neuen Rolle als Staats-
biirgerin angeboten wird.**?

7.2 MotivationsmaBnahmen zum Staatshiirgerschaftserwerb

Im Allgemeinen ist die Wahrscheinlichkeit der Einbiirgerung in jenen
Staaten niedriger, in denen restriktive gesetzliche Vorgaben bestehen (Huddleston
und Falcke, 2019). Auch Osterreich erweist sich daher als ein Land mit
niedriger Einbiirgerungsquote (Huber et al., 2017). So wurden im Jahr 2017
von den in Osterreich lebenden 1,34 Millionen fremden Personen insgesamt
lediglich 0,7 Prozent eingebiirgert. Damit lag Osterreich im EU-28-Vergleich
lediglich auf Platz 26.2%* Die Zahl der Einbiirgerungen zu férdern war in der
Vergangenheit kein Ziel der osterreichischen Bundesregierung (Migration
Policy Group, 0.J.:15) und dieses Thema steht auch nach wie vor in keinem
besonderen Fokus.?** Nach Auffassung der ExpertInnen des Bundesminis-
teriums fir Inneres hingt eine allenfalls als zu niedrig angesehene Einbiir-
gerungsquote in Osterreich nicht zwangsliufig mit den Einbiirgerungskriterien
zusammen. Vielmehr erfiillten viele Menschen zwar die Kriterien, hitten sich
aber bislang nicht um die Staatsbiirgerschaft gekiimmert.”® Zu diesem Ergebnis
kam auch der Expertenrat fiir Integration in seinem Integrationsbericht 2015.
Der Expertenrat hinterfragte daher kritisch, ob die Informationsweitergabe
tiber den Erwerb der Staatsbiirgerschaft und ihrer Vorteile in ausreichendem
Mafle erfolgte. Mit Verweis auf Deutschland®® folgerte der Expertenrat, dass

262  Schriftlicher Beitrag von Franziska Wallner, IOM Landesbiiro fiir Osterreich,
18. Oktober 2019.

263 Eurostat, Die Einwobner die die Staarsangehorigkeit erworben haben als Anteil der ansissigen
Nicht-Staatsbiirger nach ehemaligen Staatsangehorigkeit und Geschlecht, verfigbar auf
https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/products-datasets/-/MIGR_ACQS (exportiert
21. Oktober 2019).

264 Interview mit Dietmar Hudsky und Eva Pfleger, Bundesministerium fiir Inneres,
1. Oktober 2019.

265 Ebd.

266 Demnach zeigten Beispiele aus einigen deutschen Bundeslindern, dass eine direkte
Ansprache der einbiirgerungsberechtigen Wohnbevélkerung durch ein entsprechen-
des Schreiben mit einer Einladung, den Einbiirgerungsprozess einzuleiten, von Erfolg
begleitet war. Siche Expertenrat fiir Integration, 2015:69.
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eine Kampagne, die darauf abzielt, die Einbiirgerungsrate zu heben, auch in
Osterreich realisiert werden sollte (Expertenrat fiir Integration, 2015:69). In
den darauffolgenden Integrationsberichten wurde eine derartige Kampagne
aber nicht mehr erwihnt.

Allerdings wurde die Website www.staatsbuergerschaft.gv.at geschaffen,
mit der versucht wird, jene Personen, die die Kriterien zur Einbiirgerung bereits
erfiillen, zum Erwerb der Staatsbiirgerschaft zu motivieren.”” Die erwihnte
Website enthilt alle fiir die Verleihung der Staatsbiirgerschaft relevanten
Informationen sowie die Lernunterlage fiir die Staatsbiirgerschaftspriifung
(siche dazu Kapitel 3.2) und einen Ubungstest. Zusitzliche Hilfestellung wird
unter anderem von staatlich unterstiitzen Plattformen®® sowie kirchlichen

Einrichtungen angeboten.?®

Das Unterstiitzungsangebot ist aber weniger
spezifisch auf die Staatsbiirgerschaft, als mehr auf eine generelle Beratung
von fremden Personen ausgerichtet.

Auch ein Vertreter der NGO Helping Hands geht davon aus, dass im
Einzelfall auf individueller Basis auf die Moglichkeit zum Staatsbiirgerschafts-
erwerb wegen bereits erfiillter Verleihungsvoraussetzungen hingewiesen wird.
Dass seitens der Behorde aber systematisch auf diese Moglichkeit hingewiesen

wird, ist ihm nicht bekannt.?”®

7.3 Integration am Arbeitsmarkt

Nach dem 6sterreichischen Staatsbiirgerschaftskonzept muss die um-
fassende Integration bereits vor der Staatsbiirgerschaftsverleihung erfolgt sein,
da andernfalls eine Verleihung nicht in Betracht kommt. Diese Integration um-
fasst grundsitzlich auch die Eingliederung auf dem 6sterreichischen Arbeitsmarke.

Jedoch zeigen die statistischen Aufzeichnungen, dass das Arbeitslosig-
keitsrisiko von Personen mit auslindischer Staatsangehérigkeit allgemein betrachtet

267 Interview mit Dietmar Hudsky und Eva Pfleger, Bundesministerium fiir Inneres,
1. Oktober 2019.

268 Beratungszentrum fiir Migrantinnen und Migranten, verfiigbar auf www.migrant.at/
(Zugriff 12. September 2019); migrare, Zentrum fiir Migrantlnnen OO, verfiigbar
auf hteps://migrare.at/ (Zugriff 12. September 2019).

269  Beispielhaft zu nennen ist die Caritas oder die Diakonie, vgl. Caritas, Fremdenrechts-
beratung, verfiigbar auf www.caritas-wien.at/hilfe-angebote/asyl-integration/beratung-fuer-
migrantinnen/fremdenrechtsberatung/ (Zugriff 17. Mai 2019).

270 Interview mit Peter Marhold, Helping Hands, 24. September 2019.
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hoher ist als jenes dsterreichischer StaatsbiirgerInnen (2018: 11,3% vs. 6,7%;
Expertenrat fiir Integration, 2019:43). Gleichzeitig bestehen Lohnunterschiede
zu Ungunsten von auslindischen Beschiftigten. So wiesen vollzeitbeschiftigte
AuslinderInnen im privaten Sektor im Jahr 2010 einen um 15 Prozent
niedrigeren Bruttostundenlohn als Osterreicherlnnen auf (Hofer etal., 2013:99).
Ebenso ergibt sich basierend auf Daten aus dem Jahr 2008 ein viermal so
hohes Risiko einer Beschiftigung unter dem Qualifikationsniveau bei Personen
mit Migrationshintergrund (Stadler und Wiedenhofer-Galik, 2011:397).
Verschiedene Studien wiesen nach, dass diese Unterschiede sowohl auf die
Staatsangehérigkeit und das Herkunftsland der Eltern, als auch auf die Herkunft
der Bildung, d.h. den Bildungsstaat zuriickzufiihren sind. Sie kommen zu
dem Schluss, dass das im Vergleich zur inlindischen Bevolkerung erhchte
Arbeitslosigkeitsrisiko, die Lohnunterschiede und das Dequalifizierungsrisiko
auch auf Diskriminierung zuriickzufiihren sind (Géchter, 2014:15-17,46-47;
Stadt Wien, 2017:120f; Hofer et al., 2013:98). Hinzuweisen ist aber auch
darauf, dass die Staatsbiirgerschaft keine Garantie daftir ist, am Arbeitsmarke
nicht diskriminiert zu werden, da Diskriminierung oft weniger aufgrund von
Sprache oder Staatsbiirgerschaft, sondern beispielsweise aufgrund religioser
Kleidung (ZARA, 2018:59) oder ,auslindisch klingender Namen
(Bundeskanzleramt, 2019:37) stattfindet.

Die 6sterreichische Staatsbiirgerschaft kann unter anderem ein Kriterium
sein, um ein Beschiftigungsverhiltnis mit der Republik Osterreich eingehen
zu kénnen. Die einschligigen gesetzlichen Bestimmungen regeln dazu, dass
die Stellenbesetzung jener Positionen, die ,ein Verhiltnis besonderer Verbun-
denheit zu Osterreich voraussetzen, die nur von Personen mit 6sterreichischer
Staatsbiirgerschaft erwartet werden kann® ausschlief8lich mit Personen zu
erfolgen hat, die die dsterreichische Staatsbiirgerschaft besitzen (§ 42a Beamten-
Dienstrechtsgesetz 1979 — BDG,”" § 6¢ Vertragsbedienstetengesetz 1948
— VBG).?? Diese Positionen umfassen die Besorgung hoheitlicher (staat-
licher) Aufgaben und die Wahrnehmung allgemeiner Belange des Staates
(§42aZ 1 und 2 BDG, § 6¢ Z 1 und 2 VBG), wie etwa die Tétigkeit als
RichterIn oder PolizistIn.?”?

271 BGBI. Nr. 333/1979, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 58/2019.

272  BGBL Nr. 86/1948, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 58/2019.

273  Interview mit Dietmar Hudsky und Eva Pfleger, Bundesministerium fiir Inneres,
1. Oktober 2019.
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8. SCHLUSSFOLGERUNGEN

Im Vergleich der 28 EU-Mitgliedstaaten lag Osterreich mit seiner Einbiirge-
rungsquote von fremden Personen im Jahr 2017 lediglich auf Platz 26. Die
Herbeifiihrung einer Steigerung dieser Einbiirgerungsquote scheint in Oster-
reich kein politischer Schwerpunkt zu sein. Das ergibt sich einerseits daraus,
dass die jiingeren Verinderungen des Staatsbiirgerschaftsgesetzes 1985 tendenziell
Verschirfungen der Verleihungsvoraussetzungen und iiberwiegend keine
Erleichterungen brachten. Andererseits gibt es derzeit keine systematische
Anregung jener Personen, die bereits die Voraussetzungen zur Einbiirgerung
erfiillen, sich um die Gsterreichische Staatsbiirgerschaft zu bemiihen. Das bedeutet,
dass unter Umstidnden auch Personen, die die strikten Vorgaben des Staats-
biirgerschaftsgesetzes 1985 bereits erftillen, weiterhin in Osterreich leben, ohne aber
die mit der Staatsbiirgerschaft verbundenen Rechte zu geniefSen. Gerade hinsichdlich
der politischen Rechte weisen manche Autoren daher darauf hin, dass es zu einem
Auseinanderklaffen der dsterreichischen Wohnbevolkerung und der wahlberech-
tigten Personen kommt. Im Hinblick auf die relativ hohe Zahl an 6sterreichischen
Einwohnerlnnen, die mangels Staatsbiirgerschaft nicht wahlberechtigt sind, scheint
langfristig nicht ausgeschlossen, dass ein Teil der Wohnbevélkerung in die politi-
schen Entwicklungen nicht eingebunden und daher nicht représentiert ist. Dariiber
hinaus fehlt diesen Personen ein wichtiger Schritt zur vollumfinglichen Integration.

Die anfingliche Kritik an der Staatsbiirgerschaftspriifung war offenbar aus-
schlaggebend fiir die Uberarbeitung der Lernunterlage und der Priifungsfragen.
Seither ist es um dieses Thema ruhiger geworden. Auch die geringe Misserfolgs-
rate bei den Staatsbiirgerschaftspriifungen scheint darauf hinzudeuten, dass das
Erlernen des abgefragten Wissens fiir die staatsbiirgerschaftswerbenden Personen
kein grof8eres Hindernis ist. So wie die mit der Staatsbiirgerschaftspriifung abge-
priiften Grundkenntnisse nachzuweisen sind, ist auch der gesicherte Lebensunter-
halt als Voraussetzung fiir den Staatsbiirgerschaftserwerb nachzuweisen. Die gefor-
derte finanzielle Leistungsfahigkeit scheint jedoch tiberh6ht, insbesondere vor dem
Hintergrund, dass gemif3 statistischen Auswertungen mehr als 30 Prozent der Gsterrei-
chischen unselbstindigen Erwerbstitigen den Anforderungen an den gesicherten
Lebensunterhalt ausschliefllich aufgrund ihrer Erwerbstitigkeit nicht entsprechen
wiirden. Die gesetzlich vorgesehenen Betrige zur Bestreitung des Lebensunterhalts
kann daher wohl als Hiirde fiir Einbiirgerungswillige angesehen werden. Zwar
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ist die Orientierung am finanziell leistungsstarken Idealtypus verstindlich, doch
scheint es zweckmifSiger, jene Leistungsgrenze heranzuziehen, die auch von der
osterreichischen Bevolkerung eingehalten werden kann. Nicht nur die geforderte
Hohe, sondern auch das grundsitzliche Generieren von festen und regelmifiigen
eigenen Einkiinften aus Erwerb, wie es unter anderem zum Nachweis des gesi-
cherten Lebensunterhalts gefordert wird, kann staatsbiirgerschaftswerbende Perso-
nen vor Probleme stellen. Nicht nur ist das Arbeitslosigkeitsrisiko von Personen
mit ausldndischer Staatsangehorigkeit allgemein betrachtet héher als jenes
osterreichischer StaatsbiirgerInnen, auch kamen Studien zu dem Schluss, dass
die Beschiftigungschancen in bedeutendem Maf$ von der Staatsangehérigkei,
vom Geburtsland der Eltern und dem Bildungsstaat abhingen. Schliefilich ist
im Zusammenhang mit der finanziellen Leistungsfihigkeit auch auf die mit
dem Staatsbiirgerschaftserwerb verbundenen Gebiihren hinzuweisen. Unver-
standlich scheint in diesem Zusammenhang insbesondere, dass derselbe Bearbei-
tungsvorgang in den Bundeslindern unterschiedlich hohe Bearbeitungsgebiihren
auslost. Auch die dsterreichweit einheitlichen Gebiihren sind als hoch zu quali-
fizieren. Nicht nur, weil sie zu den hichsten Gebiihren im Vergleich zu den sonstigen
im Gebiihrengesetz 1957 geregelten (festen) Gebiihren zihlen, sondern auch, weil
sie im europiischen Vergleich deutlich hoher als in anderen Staaten sind.

Hinsichdich der Verfahrensdauer zum Erwerb der Staatsbiirgerschaft liegen
unterschiedliche und teilweise widerspriichliche Informationen vor. Zum einen
weisen Medienberichte darauf hin, dass die Verfahren deutlich linger als
gesetzlich vorgesehen dauern. Das wurde auch von Expertlnnen des Bundes-
ministeriums fir Inneres bestitigt. Zum anderen erklirten einige Landes-
regierungen, die vorgeschenen Fristen einzuhalten bzw. diese zu unterschreiten.
Einige Landesregierungen gaben an, keine Aufzeichnungen zu fiihren, darunter
auch die Wiener Landesregierung. Nach dem Bericht des Wiener Stadtrechnungs-
hofes aus dem Jahr 2015 kam es in Wien in der Vergangenheit aber zu Uber-
schreitungen der gesetzlich vorgesechenen Hochstfrist. Mangels zentral geftihrter
und zuginglicher Aufzeichnungen zur Dauer der Staatsbiirgerschaftsverfahren
ist eine abschlieflende Beurteilung daher nicht méglich. Mit der Verfahrens-
dauer im Zusammenhang steht aber méglicherweise auch die derzeit geiibte
Praxis der Behorden, im Staatsbiirgerschaftsverfahren Unterlagen bzw. Nach-
weise anzufordern, die bereits im Verfahren fiir die Ausstellung eines Auf-
enthaltstitels vorgelegt werden mussten und gepriift wurden. Durch Riickgriff
auf bereits vorgelegte und von der Behorde gepriifte Unterlagen und Dokumente
scheint es moglich, die Verfahrensdauern jedenfalls zu reduzieren.
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ANHANGE

A.1 Statistische Daten

Die in den nachfolgenden Tabellen dargestellten statistischen Daten
bilden die Grundlage der im Kapitel 2.2 prisentierten Statistiken.

Tabelle A.1: Einbiirgerungen in Osterreich von 2014 bis 2018, auf-
geschliisselt nach Staatsangehérigkeitsgruppen (absolut und
relativ zur Zahl der in Osterreich lebenden Staatsangehérigen
derselben Gruppe)

2014 2015 2016 2017 2018
absolut 1227 1119 1 341 1614 2010
relativ 0,24% 0,20% 0,22% 0,25% 0,29%
absolut 6 466 7 146 7285 7 657 7 440
relativ 1,18% 1,24% 1,12% 1,12% 1,06%
absolut 7 693 8 265 8 626 9271 9 450
relativ 0,72% 0,72% 0,68% 0,69% 0,68%

EU-Staatsangehérige

Drittstaatsangehérige

Einbiirgerungen insgesamt

Quelle: Statistik Austria, 2019b, eigene Darstellung; Statistik Austria, 2019a, eigene Darstellung.
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Tabelle A.4:

Einbiirgerungen von Drittstaatsangehérigen in Osterreich
von 2014 bis 2018, aufgeschliisselt nach relevanten

Altersgruppen
0-19 Jahre | 20-64 Jahre (2 _]ﬁhre I Insgesamt
ilter

absolut 2 746 3691 29 6 466
2014

relativ 42% 57% 0% 100%

absolut 2853 4232 61 7 146
2015

relativ 40% 59% 1% 100%

absolut 2872 4373 40 7 285
2016

relativ 39% 60% 1% 100%

absolut 3051 4574 32 7 657
2017

relativ 40% 60% 0% 100%

absolut 2764 4616 60 7 440
2018

relativ 37% 62% 1% 100%

Quelle: Statistik Austria, 2019a, eigene Darstellung.

Tabelle A.5: Einbiirgerungen von EU-Staatsangehéorigen in Osterreich
von 2014 bis 2018, aufgeschliisselt nach relevanten

Altersgruppen
0-19 Jahre | 20-64 Jahre ® Jﬁhre und Insgesamt
ilter

absolut 481 725 21 1227
2014

relativ 39% 59% 2% 100%

absolut 495 608 16 1119
2015

relativ 44% 54% 1% 100%

absolut 561 756 24 1341
2016

relativ 42% 56% 2% 100%

absolut 627 962 25 1614
2017

relativ 39% 60% 2% 100%

absolut 747 1235 28 2010
2018

relativ 37% 61% 1% 100%

Quelle: Statistik Austria, 2019a, eigene Darstellung.
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Tabelle A.8: Staatsbiirgerschaftsverleihungen in Osterreich von 2014

bis 2018, aufgeschliisselt nach Art der Verleihung

Art der Verleihung 2014 2015 2016 2017 2018
absolut 1230 1 345 1306 1225 1182
Ermessen
relativ 16% 16% 15% 13% 13%
absolut 6376 6912 7 316 8 041 8 264
Anspruch
relativ 84% 84% 85% 87% 87%
absolut 7 606 8257 8622 9 266 9 446
Insgesamt
relativ 100% 100% 100% 100% 100%

Quelle: Statistik Austria, 2019a, eigene Darstellung.

Tabelle A.9: Einbiirgerungen in Osterreich von 2014 bis 2018, auf-
geschliisselt nach Rechtsgrund (StbG)

Rechtsgrund nach StbG 2014 | 2015 | 2016 | 2017 | 2018
Verleihung 7606 | 8257 | 8622 | 9266 | 9 446
darunter: Ermessen zusammen 1230 | 1345|1306 | 1225|1182
§ 10 Ab. 1 (IOjihriger Wohnsitz) 1153 [ 1292 | 1244 [ 1179 | 1138
§10 Abs. 4 Z 1 (Wiedererlangung) 23 26 34 24 34
§ 10 Abs. 4 i.V.m. Abs. 5 (mind.4j. Wohnsitz u. geboren
L . 0 0 0 1 0
in Osterreich)
§ 10 Abs. 4 Z 2 (vor 1945 verfolgte Altdsterreicher u.

0 1 0 0 0

Staatenlose)
§ 10 Abs. 6 (auf$erordentliche Leistungen im Staatsinteresse) 54 26 28 21 10
darunter: Anspruch zusammen 6376 | 6912 | 7316 | 8041 | 8264
§ 11a (Ehe mit OsterreicherIn) 829 860 781 800 735
§ 11a Abs. 4 Z 1 (6j.Wohnsitz u. asylberechtigt) 599 | 559 | 676 | 734 | 661
§ 11a Abs. 4 Z 2 (6j. Wohnsitz u. EWR-Staatsangehérigkeit) | 598 543 688 888 | 1101
§ 11a Abs. 4 Z 3 (6j. Wohnsitz u. geboren in Osterreich) | 715 729 756 787 949
§ 11a Abs. 4 Z 4 (6j. Wohnsitz u. auflerord. Leistungen
. . 6 5 5 2 1
im Staatsinteresse)
§ 11a Abs. 6 (6j. Wohnsitz u. Deutschk. u. nachh. Integration) | 301 725 882 | 1084 | 1325
§ 11a Abs. 7 (10j. Wohnsitz u. asylberechtigt) n/a n/a n/a n/a 1
§ 11b (Wahlkinder bis 14 Jahre) 85 74 68 83 57
§ 12 Abs. 1 Z 1 lit.a (30j. Wohnsitz) 29 35 35 27 31
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Rechtsgrund nach StbG 2014 | 2015 | 2016 | 2017 | 2018
§12 Abs. 1 Z 1 litb (15j. Wohnsitz u. nachh. Integration) | 347 351 353 320 331

§ 12 Abs. 1 Z 2 (Wiedererlangung bei 1j. Wohnsitz) 2 n/a n/a n/a n/a
§ 12 Abs. 1 Z 2 (Wiedererlangung anl. Volljihrigkeit) 0 0 0 0 0
§ 12 Abs. 1 Z 3 (Unméglichkeit der Erstreckung) 306 | 302 | 241 301 217
§ 12 Abs. 2 (auflereheliche Kinder bis 14 Jahre) 364 359 293 281 250
§ 13 (Wiedererlangung nach Eheldsung) 0 1 0 0 0
§ 14 (Geburt eines Staatenlosen in Osterreich) 0 0 0 0 0
§ 16 (Erstreckung der Verleihung auf Ehegatten) 248 | 261 278 | 341 321

§ 17 Abs. 1 Z 1 (Erstreckung eheliche minderj. Kinder) | 262 | 238 122 134 87
§17 Abs. 1 Z 1 (Erstreckung minderj. Kinder d. Mutter) | 805 | 829 | 1040 | 942 | 1099
§ 17 abs. 1 Z 2 (Erstreckung minderj. Kinder d. Vaters) | 878 | 1031 | 1091 | 1314 | 1076
§ 17 abs. 1a (Ertreckung minderj. Wahlkinder) 0
§ 17 Abs. 1 Z 4 (Erstreckung auf Adoptivkinder) 0 1 n/a n/a n/a
0
0

§ 17 Abs. 2 (Erstreckung unehel. Enkelkinder miitt. Lin.)
§ 17 Abs. 3 (Erstreckg auf vollj. behinderte Kinder)
§ 25 Z 1 (15j. Wohnsitz u.wenn nicht nach §17 Abs. 1

verliehen wurde) 2 2 > ! 13
§ 25 Z 2 (15j. Wohnsitz u.wenn nicht nach §12 Z 3
. 0 1 0 0 7

verliehen wurde)
Anzeige 87 8 4 5 4
§ 57 (Staatsbiirgerschaft riickw. Erworben, Putativéster-

: 3 4 3 4 3
reicherIn)
§ 58¢ (Wiedererlangung nach Verlust aus pol. Griinden) 3 4 1 1 1
§ G64a Abs. 18 (Ubergangsbestimmung f. vor
01.09.1983 mindj. Kinder) 79 nfa n/a n/a n/a
N §4a Abs. 19 (Ubergangesbestimmung f. Putativéster- ) /a n/a n/a n/a
reicherInnen)
Insgesamt 7693 | 8265 | 8626 | 9271 | 9450

Anmerkung: § 59 StbG, der ebenfalls unter ,Anzeige” fillt, scheint in der STATcube-Datenbank von Statistik
Austria nicht auf.
Quelle: Statistik Austria, 2019a, eigene Darstellung.
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A.2 Liste der Ubersetzungen und Abkiirzungen

German term German abbreviation | English term English abbreviation
Allgemeines Verwaltungs- AVG General Adminstrative -
verfahrensgesetz 1991 Procedures Act 1991

Bundesamt fiir Fremden- BFA Federal Office for Immi- -
wesen und Asyl gration and Asylum

Bundesgesetzblatt BGBL Federal Law Gazette FLG
Bundesministerium fiir BMI Federal Ministry of the Mol
Inneres Interior

Bundes-Verfassungsgesetz B-VG Federal Constitutional Act
Drittstaatsangehérige - third-country nationals -
Europiisches Migrations- EMN European Migration EMN
netzwerk Network

Fremdenrecht - Aliens law -
Gebiihrengesetz 1957 GebG Fees Act 1957 -
Internationale Organi- IOM International Organization IOM
sation fiir Migration for Migration

Landesgesetzblatt LGBI. Provincial Law Gazette PLG
Niederlassungs- und Auf- NAG Settlement and Resi- -
enthaltsgesetz dence Act

Osterreichischer Integra- OIF Austrian Integration Fund -
tionsfonds

Staatsbiirgerschaftsge- StbG Citizenship Act 1985 -
setz 1985

Verwaltungsgerichtshof VwGH Supreme Administrative -

Court
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in der Fassung der Verordnung BGBL. II Nr. 260/2013.
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Ubereinkommen zur Verminderung der Staatenlosigkeit, BGBI. Nr. 538/1974.

Verordnung der Bundesregierung tiber das Verfahren zur Erlangung einer
Bestitigung gemifl § 10 Abs. 6 des Staatsbiirgerschaftsgesetzes
1985, BGBI. II Nr. 39/2014.

Verordnung des Bundesministers fiir Inneres vom 31. Juli 1985 zur Durch-
fuhrung des Staatsbiirgerschaftsgesetzes 1985 (Staatsbiirgerschafts-
verordnung 1985), BGBI. Nr. 329/1985, in der Fassung der Ver-
ordnung BGBI. II Nr. 87/2017.

Verordnung der Burgenlindischen Landesregierung vom 19. Juni 2012
tiber das Ausmaf$ der Verwaltungsabgaben in den Angelegenheiten
des selbstindigen Wirkungsbereiches des Landes und die Art der
Entrichtung der Landes- und Bundesverwaltungsabgaben bei den
Behérden des Landes (Landes Verwaltungsabgabenverordnung
2012 - LVAV 2012), LGBI. Nr. 47/2012, in der Fassung der Ver-
ordnung LGBI. Nr. 8/2019.

Verordnung der Landesregierung [Kérnten] vom 29. Jinner 2019,
Z1. 02-FINF-1032/1-2019, mit der das Ausmafd der Verwaltungs-
abgaben in den Angelegenheiten der Landesverwaltung festgesetzt
wird und Bestimmungen {iber die Art der Einhebung der Verwal-
tungsabgaben durch Landesverwaltungsbehérden getroffen werden,
LGBL Nr. 9/2019.

Verordnung der Landesregierung [Tirol] vom 8. Mai 2007 tiber das Ausmaf3
der Verwaltungsabgaben in den Angelegenheiten der Landesver-
waltung und iiber die Art ihrer Einhebung bei den Landesbe-
hérden (Landes-Verwaltungsabgabenverordnung 2007 — LVAV),
LGBI. Nr. 30/2007, in der Fassung der Verordnung LGBI. 82/2014.

Verordnung der Landesregierung [Vorarlberg] tiber das Ausmaf$ der
Verwaltungsabgaben in den Angelegenheiten der Landes- und
Gemeindeverwaltung und tiber die Art der Einhebung der Ver-
waltungsabgaben in den Angelegenheiten der Bundes-, Landes-,
und Gemeindeverwaltung bei den Behorden des Landes, der
Gemeinden und Gemeindeverbinde (Verwaltungsabgabenver-
ordnung), LGBL. Nr. 78/2014, in der Fassung der Verordnung
LGBI. Nr. 19/2019.
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Verordnung der O6. Landesregierung iiber das Ausmaf$ der Verwaltungs-
abgaben in Angelegenheiten der Landesverwaltung sowie iiber
die Art der Einhebung von Verwaltungsabgaben (O6. Landes-
verwaltungsabgabenverordnung 2011 — Os. LVV 2011),
LGBI. Nr. 118/2011, in der Fassung der Verordnung
LGBL. Nr. 136/2015.

Verordnung der Salzburger Landesregierung vom 1. Februar 2018 iiber
das Ausmaf3 und die Art der Einhebung der Verwaltungsabgaben
in den Angelegenheiten der Landes- und Gemeindeverwaltung
sowie der Kommissionsgebiihren (Salzburger Verwaltungsabgaben-
und Kommissionsgebiihrenverordnung 2018 — S.VuK-VO 2018),
LGBINTr. 23/2018, in der Fassung der Verordnung LGBINr. 37/2019.

Verordnung der Steiermirkischen Landesregierung vom 23. Juni 2016, tiber
die Durchfithrung des Landes- und Gemeinde-Verwaltungsab-
gabengesetzes 1968 in den Angelegenheiten der Landesverwaltung
(Landes Verwaltungsabgabenverordnung 2016), LGBL. Nr. 73/2016,
in der Fassung der Verordnung LGBI. Nr. 76/2018.

Verordnung der Wiener Landesregierung iiber Verwaltungsabgaben und
Kommissionsgebiihren, LGBI. Nr. 104/2001, in der Fassung der
Verordnung LGBI. Nr. 32/2014.

Wehrgesetz 2001 — WG 2001, BGBL. I Nr. 146/2001, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 100/2018.

Erlduterungen, Materialien, efc.

Bundesgesetz, mit dem das Staatsbiirgerschaftsgesetz 1985 gedndert wird,
Regierungsvorlage — Vorblatt, Erlduterungen und WFA, verfugbar
auf www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXIV/1/1_02303/fna-
me_302601.pdf (Zugriff 12. September 2019).

Bundesgesetz, mit dem das Staatsbiirgerschaftsgesetz 1985 gedndert wird
(StbG-Novelle 1993), Regierungsvorlage — Erlduterungen, ver-
fugbar auf www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XVIII/I/I_01093/
imfname_262305.pdf (Zugriff 1. Oktober 2019).

Europiisches Ubereinkommen {iber Staatsangehorigkeit samt Vorbehalten
und Erklirungen, Regierungsvorlage, verfiigbar auf www.parla-
ment.gv.at/PAKT/VHG/XX/1/1_01089/fname_139982.pdf
(Zugriff 7. Oktober 2019).
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Fremdenrechtsinderungsgesetz 2018, Regierungsvorlage — Erlduterungen,
verfligbar auf www.parlament.gv.at/ PAKT/VHG/XXV1/1/1_00189/
imfname_698465.pdf (Zugrift 7. Oktober 2019).

Staatsbiirgerschaftsgesetznovelle 1998, Regierungsvorlage — 1283 der Bei-
lagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XX. GB,
verfiigbaraufwww.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XX/1/1_01283/
fname_140172.pdf (Zugriff 27. August 2019).

Staatsbiirgerschaftsgesetz 1964, Regierungsvorlage, verfiigbar auf
www.parlament.gv.at/ PAKT/VHG/X/1/1_00497/imfname_328450.pdf
(Zugriff 7. Oktober 2019).

Staatsbiirgerschaftsrechtsinderungsgesetz 2018, Beschluss des Bundesrats,
verfiigbar auf www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVI/BNR/
BNR_00235/fname_769113.pdf (Zugriff 21. Oktober 2019).

Staatsbiirgerschaftsrechtsinderungsgesetz 2018, Beschluss des Nationalrats,
verfugbar auf www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVI/BNR/
BNR_00235/fname_767409.pdf (Zugriff 21. Oktober 2019).

Staatsbiirgerschaftsrechts-Novelle 2005, Regierungsvorlage — Materialien,
verfiigbar auf www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXII/I/I_01189/
fname_051960.pdf (Zugriff 4. Oktober 2019).

Ubereinkommen zur Verminderung der Staatenlosigkeit, Regierungsvorlage,
verfiigbar auf www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XIII/I/I_00118/
imfname_317883.pdf (Zugriff 7. Oktober 2019).

Stenographisches Protokoll, Sitzung des Nationalrats am 5. Juli 2018 (2018),
Abgeordnete Yilmaz, S. 1, verftigbar auf www.parlament.gv.at/PAKT/
VHG/XXVI/NRSITZ/NRSITZ_00036/A_-_16_15_46_Abgeord-
nete_Nurten_Yilmaz SPO_.pdf (Zugriff 20. Oktober 2019).

Osterreichische Rechtsfélle
Verfassungsgerichtshof, 30. Juni 2004, G 218/03
Verfassungsgerichtshof, 29. September 2011, G 154/10.
Verfassungsgerichtshof, 11. Dezember 2018, E 3717/2018.
Verwaltungsgerichtshof, 7. Mai 1989, 85/01/0337.
Verwaltungsgerichtshof, 3. Mai 2000, 99/01/0272.
Verwaltungsgerichtshof, 12. Mirz 2002, 2001/01/0228.
Verwaltungsgerichtshof, 11. Oktober 2010, 200/01/0277.
Verwaltungsgerichtshof, 18. Juni 2014, 2013/01/0128.
Verwaltungsgerichtshof, 18. Dezember 2014, Ro 2014/01/0016.
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Statistische Datenbanken

Eurostat

2019

Die Einwohner die die Staatsangehirigkeit erworben haben als Anteil der
ansdissigen Nicht-Staatsbiirger nach ehemaligen Staatsangebirigkeit und
Geschlecht [migr_acqs], verfigbar auf https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/
products-datasets/-/MIGR_ACQS (exportiert am 17. Oktober 2019).

Statistik Austria

2018

2019a

2019b

2019c

2019d

Statistischer Annex zum ,Allgemeinen Einkommensbericht 2018,
verfiigbar auf www.statistik.at/wem/idc/ideplg?ldcService=GET _
PDF_FILE&dDocName=034776 (Zugriff 6. November 2019).
STATeube — Einbiirgerungen, verfugbar auf https://statcube.at/sta-
tistik.at/ext/statcube/jsf/dataCatalogueExplorer.xhtml (exportiert
am 2. Oktober 2019).

STATcube — Bevilkerung zu Jahresbeginn ab 1982, verfugbar auf
https://statcube.at/statistik.at/ext/statcube/jsf/dataCatalogueEx-
plorer.xhtml (exportiert am 12. November 2019).
Einbiirgerungen, verfiigbar auf www.statistik.at/web_de/statisti-
ken/menschen_und_gesellschaft/bevoelkerung/einbuergerun-
gen/index.html (Zugriff 13. November 2019).

Durchschnittliche Miete (inkl. Betriebskosten) von Hauptmietwohnungen
nach Bundesland (Zeitreibe), verfigbar auf www.statistik.at/web_
de/statistiken/menschen_und_gesellschaft/wohnen/wohnkos-
ten/079261.html (Zugriff 6. November 2019).

Zeitungsartikel und Presseaussendungen
Addendum

2018

Promi-Staatsbiirgerschaften: Regierung nennt keine Namen mebr,
31. Juli 2018, verfigbar auf www.addendum.org/news/promi-
staatsbuergerschaften/ (Zugriff 11. September 2019).

Bloomberg

2018

Where the Super-Rich Go to Buy Their Second Passport, 20. Juli 2018,
verfiigbar auf www.bloomberg.com/graphics/2018-buying-citi-
zenship/ (Zugriff 12. September 2019).
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Die Presse

2014

2017a

2017b

2018a

2018b

Staatsbiirgerschaft: Wie Promis einen Pass bekommen, 4. Februar 2014,
verfiigbar auf www.diepresse.com/1558413/staatsburgerschaft-
wie-promis-einen-pass-bekommen (Zugriff 12. September 2019).
Doppelstaatsbiirgerschaft: Liickenlose Kontrolle nicht maglich,
14. Mirz 2017, verfiigbar auf https://diepresse.com/home/in-
nenpolitik/5183260/Doppelstaatsbuergerschaft_Lueckenlose-
Kontrolle-nicht-moeglich (Zugriff 13. September 2019).

Breite Allianz verlangt Konsequenzen fiir Doppelstaatsbiirger,
12. Mirz 2017, verfiigbar auf https://diepresse.com/home/innenpo-
litik/5182296/Breite-Allianz-verlangt-Konsequenzen-fuer-Doppel-
staatsbuerger?direct=51829238&_vl_backlink=/home/innenpoli-
tik/5182923/index.do&selChannel= (Zugriff 13. September 2019).
Fiinf-Sterne-Minister: Doppelpass fiir Siidtiroler .feindliche Initiative®,
8. September 2018, verfligbar auf https://diepresse.com/home/aus-
land/aussenpolitik/5493251/FuenfSterneMinister_Doppelpass-fuer-
Suedtiroler-feindliche-Initiative?from=rss (Zugriff 6. August 2019).
Kann man die dsterreichische Staatsbiirgerschaft kaufen?, 31. Juli 2018,
verfiigbar auf www.diepresse.com/5472886/kann-man-die-oster-
reichische-staatsburgerschaft-kaufen (Zugriff 4. November 2019).

Der Standard

2010

2013

2017

2018a

Einbiirgerung von Christoph Waltz genehmigr, 24. August 2010,
verfiigbar auf www.derstandard.at/story/1282273472457/einbuer-
gerung-von-christoph-waltz-genehmigt (Zugriff 4. Oktober 2019).
A. Heigl Festgefahrene Positionen bei Auslinderwablrechs, 19. Mirz 2013,
verfligbar auf www.derstandard.at/story/1363705410636/festgefahre-
ne-positionen-um-auslaenderwahlrecht (Zugriff 9. September 2019).
Doppelstaarsbiirgerschaft: Mehr Vor- als Nachteile oder andersrum?,
6.Mirz2017, verfiigbarauf www.derstandard.at/story/2000053028595/
doppelstaatsbuergerschaft-mehr-vor-als-nachteile-oder-andersrum
(Zugriff 16. Oktober 2019).

SPO und Liste Pilz fordern Transparenz bei Promi-Staatsbiirgerschaften,
1. August 2018, verfiigbar auf www.derstandard.at/sto-
ry/2000084547431/spoe-und-liste-pilz-fordern-transparenz-bei-
promi-staatsbuergerschaften (Zugrift 11. September 2019).
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2018b  Siidtirols Landeschef bremst bei Doppelstaatsbiirgerschaft, 14. Janner 2018,
verfligbar auf www.derstandard.at/story/2000072264756/suedtiro-
ler-landeshauptmann-bremst-bei-doppelstaatsbuergerschaft (Zugriff
6. August 2019).

2019a  Doppelpass fiir Nachfahren von NS-Opfern kommt doch,
4. September 2019, verfiigbar auf www.derstandard.at/sto-
ry/2000108198775/doppelpass-fuer-nachfahren-von-ns-opfern-
kommt-doch (Zugriff 4. Oktober 2019).

2019b  Nach Ansage von Max Lercher: Rendi-Wagner nicht fiir Auslinder-
wahlrecht, 22. September 2019, verfiigbar auf www.derstandard.
at/story/2000108923804/nach-vorstoss-von-max-lercher-oevp-
und-fpoe-lehnen-wahlrecht (Zugriff 3. Oktober 2019).

2019¢  Orflat, NEOS will Wahlrecht fiir alle EU-Biirger in Osterreich,
4. September 2019, verfiigbar auf https://orf.at/stories/3136007/
(Zugriff 5. September 2019).

2019d  Staatsbiirgerschaft: Austritt unmaglich, Eintritt auch, 7. August 2019,
verfiigbar auf www.derstandard.at/story/2000084863430/
staatsbuergerschaft-austritt-unmoeglich-eintritt-auch (Zugriff
12. September 2019).

Falter.at

2019 Koblenberger, J., Uns feblen 1,2 Millionen Wiibler, 2. September 2019,
verfiigbar auf https://cms.falter.at/blogs/thinktank/2019/09/02/
uns-fehlen-12-millionen-wachler/ (Zugriff 3. Oktober 2019).

Foreign Policy

2019 S. Paduano, The Great British Race to Get a Second Passport,
29.Janner2019, verfiigbarauthttps://foreignpolicy.com/2019/01/29/
britains-great-race-to-get-a-second-passport/ (Zugiff 13. November 2019).

Heute

2019 Auch OVP gegen Auslinderwablrecht, 30. August 2019, verfiighar auf
www.heute.at/s/auch-ovp-gegen-auslanderwahlrecht-56946360
(Zugriff 9. September 2019).

130


http://www.derstandard.at/story/2000072264756/suedtiroler-landeshauptmann-bremst-bei-doppelstaatsbuergerschaft
http://www.derstandard.at/story/2000072264756/suedtiroler-landeshauptmann-bremst-bei-doppelstaatsbuergerschaft
http://www.derstandard.at/story/2000108198775/doppelpass-fuer-nachfahren-von-ns-opfern-kommt-doch
http://www.derstandard.at/story/2000108198775/doppelpass-fuer-nachfahren-von-ns-opfern-kommt-doch
http://www.derstandard.at/story/2000108198775/doppelpass-fuer-nachfahren-von-ns-opfern-kommt-doch
http://www.derstandard.at/story/2000108923804/nach-vorstoss-von-max-lercher-oevp-und-fpoe-lehnen-wahlrecht
http://www.derstandard.at/story/2000108923804/nach-vorstoss-von-max-lercher-oevp-und-fpoe-lehnen-wahlrecht
http://www.derstandard.at/story/2000108923804/nach-vorstoss-von-max-lercher-oevp-und-fpoe-lehnen-wahlrecht
http://Orf.at
https://orf.at/stories/3136007/
http://www.derstandard.at/story/2000084863430/staatsbuergerschaft-austritt-unmoeglich-eintritt-auch
http://www.derstandard.at/story/2000084863430/staatsbuergerschaft-austritt-unmoeglich-eintritt-auch
http://Falter.at
https://cms.falter.at/blogs/thinktank/2019/09/02/uns-fehlen-12-millionen-waehler/
https://cms.falter.at/blogs/thinktank/2019/09/02/uns-fehlen-12-millionen-waehler/
https://foreignpolicy.com/2019/01/29/britains-great-race-to-get-a-second-passport/
https://foreignpolicy.com/2019/01/29/britains-great-race-to-get-a-second-passport/
http://www.heute.at/s/auch-ovp-gegen-auslanderwahlrecht-56946360

Kurier

2019 Platter: ,,Habe kein Verstindnis fiir Grenzkontrollen®, 6. Mai 2019,
verfiigbar auf https://kurier.at/chronik/oesterreich/platter-habe-kein-ver-
staendnis-fuer-grenzkontrollen/400485256 (Zugriff 10. Mai 2019).

Neue Ziircher Zeitung

2018  Italiener verirgert iiber Angebot des dsterreichischen Passes an Siidtiroler,
18. September 2018, verfigbar auf www.nzz.ch/international/ita-
liener-veraergert-ueber-oesterreichisches-pass-angebot-an-suedtiro-

ler-1d.1420911 (Zugriff 12. September 2019).

Orf.at

2010  Einwanderung: Griine Kritik an Staatsbiirgerschafistest, 5. Februar 2010,
verfiigbar auf https://stmvl.orf.at/stories/421081 (Zugriff
15. Oktober 2019).

2012 Ministerium gesteht Fehler ein, 26.04.2012, verfiigbar auf
https://orf.at/v2/stories/2117294/2117285/ (Zugriff 15. Oktober 2019).

OCCRP

2018  Visa Scandals Slammed Austrias Door Shut — or did they?, 5. Mirz 2018,
verfiigbar auf www.occrp.org/en/goldforvisas/visa-scandals-slam-
med-austrias-door-shut-or-did-they (Zugriff 11. September 2019).

Profil
2016  Land der Pisse, 20. August 2016, verfiigbar auf www.profil.at/
shortlist/ausland/land-paesse-7529347 (Zugriff 6. August 2019).

Salzburger Nachrichten

2019a  Doppelstaatsbiirgerschaft fiir Osterreicher nach Brexit, 8. Janner 2019,
verfiigbar auf www.sn.at/politik/innenpolitik/doppelstaatsbuergerschaft-
fuer-oesterreicher-nach-brexit-63739507 (Zugrift 6. August 2019).

2019b  EU-Kommission will Vergabe “goldener Plisse” streng priifen, 23. Janner 2019,
verftigbar auf www.sn.at/politik/weltpolitik/eu-kommission-will-verga-

be-goldener-paesse-streng-pruefen-64562170 (Zugrift 6. August 2019).

131


https://kurier.at/chronik/oesterreich/platter-habe-kein-verstaendnis-fuer-grenzkontrollen/400485256
https://kurier.at/chronik/oesterreich/platter-habe-kein-verstaendnis-fuer-grenzkontrollen/400485256
http://www.nzz.ch/international/italiener-veraergert-ueber-oesterreichisches-pass-angebot-an-suedtiroler-ld.1420911
http://www.nzz.ch/international/italiener-veraergert-ueber-oesterreichisches-pass-angebot-an-suedtiroler-ld.1420911
http://www.nzz.ch/international/italiener-veraergert-ueber-oesterreichisches-pass-angebot-an-suedtiroler-ld.1420911
http://Orf.at
https://stmv1.orf.at/stories/421081
https://orf.at/v2/stories/2117294/2117285/
http://www.occrp.org/en/goldforvisas/visa-scandals-slammed-austrias-door-shut-or-did-they
http://www.occrp.org/en/goldforvisas/visa-scandals-slammed-austrias-door-shut-or-did-they
http://www.profil.at/shortlist/ausland/land-paesse-7529347
http://www.profil.at/shortlist/ausland/land-paesse-7529347
http://www.sn.at/politik/innenpolitik/doppelstaatsbuergerschaft-fuer-oesterreicher-nach-brexit-63739507
http://www.sn.at/politik/innenpolitik/doppelstaatsbuergerschaft-fuer-oesterreicher-nach-brexit-63739507
http://www.sn.at/politik/weltpolitik/eu-kommission-will-vergabe-goldener-paesse-streng-pruefen-64562170
http://www.sn.at/politik/weltpolitik/eu-kommission-will-vergabe-goldener-paesse-streng-pruefen-64562170

Stol.it

2019 Wegvom Doppelpass, hin zur EU-Staatsbiirgerschaft, 13. Mai 2019,
verfiigbar auf www.stol.it/Artikel/Politik-im-Ueberblick/Lokal/
Weg-vom-Doppelpass-hin-zur-EU-Staatsbuergerschaft  (Zugriff
6. August 2019).

Transparency International

2018  Goldene Fisse: Transparency International — Austrian Chapter fordert
Transparenz bei der Verleibung von Staatsbiirgerschaften, 5. Mirz 2018,
verfligbar auf www.ti-austria.at/2018/03/05/goldene-paesse-transparen-
cy-international-austrian-chapter-fordert-transparenz-bei-der-verlei-
hung-von-staatsbuergerschaften/ (Zugriff 11. September 2019).

Wiener Zeitung

2018  Jahrelanges Warten auf die Staatsbiirgerschaft, 3. Mai 2018, verfugbar
auf www.wienerzeitung.at/nachrichten/politik/oesterreich/962770-
Jahrelanges-Warten-auf-die-Staatsbuergerschaft.html (Zugriff
9. August 2019).

Internetquellen
Beratungszentrum fiir Migrantinnen und Migranten
Beratungszentrum fiir Migrantinnen und Migranten, verfiigbar auf
www.migrant.at/ (Zugriff 12. September 2019).

Bundesministerium fiir Inneres
Bundesministerium fiir Inneres, Staatsbiirgerschaftswesen, verfiigbar
auf www.bmi.gv.at/406/verleihung.aspx (Zugriff 7. Oktober 2019).

Caritas
Caritas, Fremdenrechtsberatung, verfiigbar auf www.caritas-wien.at/
hilfe-angebote/asyl-integration/beratung-fuer-migrantinnen/
fremdenrechtsberatung/ (Zugriff 17. Mai 2019).

Henley & Partners
Henley & Partners Austrian Citizenship, verfiigbar auf
www.henleyglobal.com/citizenship-austria/ (Zugriff 30. Oktober 2019).

132


http://Stol.it
http://www.stol.it/Artikel/Politik-im-Ueberblick/Lokal/Weg-vom-Doppelpass-hin-zur-EU-Staatsbuergerschaft
http://www.stol.it/Artikel/Politik-im-Ueberblick/Lokal/Weg-vom-Doppelpass-hin-zur-EU-Staatsbuergerschaft
http://www.ti-austria.at/2018/03/05/goldene-paesse-transparency-international-austrian-chapter-fordert-transparenz-bei-der-verleihung-von-staatsbuergerschaften/
http://www.ti-austria.at/2018/03/05/goldene-paesse-transparency-international-austrian-chapter-fordert-transparenz-bei-der-verleihung-von-staatsbuergerschaften/
http://www.ti-austria.at/2018/03/05/goldene-paesse-transparency-international-austrian-chapter-fordert-transparenz-bei-der-verleihung-von-staatsbuergerschaften/
http://www.wienerzeitung.at/nachrichten/politik/oesterreich/962770-Jahrelanges-Warten-auf-die-Staatsbuergerschaft.html
http://www.wienerzeitung.at/nachrichten/politik/oesterreich/962770-Jahrelanges-Warten-auf-die-Staatsbuergerschaft.html
http://www.migrant.at/
http://www.bmi.gv.at/406/verleihung.aspx
http://www.caritas-wien.at/hilfe-angebote/asyl-integration/beratung-fuer-migrantinnen/fremdenrechtsberatung/
http://www.caritas-wien.at/hilfe-angebote/asyl-integration/beratung-fuer-migrantinnen/fremdenrechtsberatung/
http://www.caritas-wien.at/hilfe-angebote/asyl-integration/beratung-fuer-migrantinnen/fremdenrechtsberatung/
http://www.henleyglobal.com/citizenship-austria/

Mein Osterreich — Vorbereitung zur Staatsbiirgerschaft
Mein Osterreich — Vorbereitung zur Staatsbiirgerschaft, verfiigbar
auf www.staatsbuergerschaft.gv.at/index.php?id=5 (Zugriff
6. September 2019).

migrare
migrare, Zentrum fiir MigrantInnen OO, verfiigbar auf
https://migrare.at/ (Zugriff 12. September 2019).

Oesterreich.gv.at
Oesterreich.gv.at, Begriffslexikon: Abstammungsprinzip,
verfligbar auf www.help.gv.at/Portal. Node/hlpd/public/content/99/
Seite.991520.html (Zugriff 10. September 2019).

SOS Mitmensch
SOS Mitmensch, Pass Egal Wahl, 24. September 2019, verfiigbar
auf www.sosmitmensch.at/save-the-date-pass-egal-wahl-2019

(Zugriff 12. September 2019).

UNHCR Osterreich
UNHCR Osterreich, Staatenlosigkeit, verfiigbar auf www.unhcr.org/
dach/at/was-wir-tun/staatenlosigkeit (Zugriff 29. Oktober 2019).

Wahlkabine.at
Wahlkabine.at, Nationalratswahl 2019 - Fragen und Standpunkte
der Parteien, verfiigbar auf https://wahlkabine.at/nationalrats-
wahl-2019/stellungnahmen (Zugriff 9. Oktober 2019).

Broschiiren und Informationsmaterial
Huber, P, T. Horvath und J. Bock-Schappelwein
2017  Osterreich als Zuwanderungsland. WIFO Osterreichisches Institut
Sfiir Wirtschaftsforschung, Wien. Verfiigbar auf www.forschungs-
netzwerk.at/downloadpub/170328_1153_s_2017_zuwande-
rung_59404.pdf (Zugriff 5. November 2019).

133


http://www.staatsbuergerschaft.gv.at/index.php?id=5
https://migrare.at/
http://Oesterreich.gv.at
http://Oesterreich.gv.at
http://www.help.gv.at/Portal.Node/hlpd/public/content/99/Seite.991520.html
http://www.help.gv.at/Portal.Node/hlpd/public/content/99/Seite.991520.html
http://www.sosmitmensch.at/save-the-date-pass-egal-wahl-2019
http://www.unhcr.org/dach/at/was-wir-tun/staatenlosigkeit
http://www.unhcr.org/dach/at/was-wir-tun/staatenlosigkeit
http://Wahlkabine.at
http://Wahlkabine.at
https://wahlkabine.at/nationalratswahl-2019/stellungnahmen
https://wahlkabine.at/nationalratswahl-2019/stellungnahmen
http://www.forschungsnetzwerk.at/downloadpub/170328_1153_s_2017_zuwanderung_59404.pdf
http://www.forschungsnetzwerk.at/downloadpub/170328_1153_s_2017_zuwanderung_59404.pdf
http://www.forschungsnetzwerk.at/downloadpub/170328_1153_s_2017_zuwanderung_59404.pdf

Ludwig Boltzmann Institut fir Menschenrechte

2018

Stellungnahme zum Entwurf betreffend das Fremdenrechtsinderungs-
gesetz 2018, S. 4, verfiigbar auf www.parlament.gv.at/PAKT/
VHG/XXVI/SNME/SNME_00905/imfname_693777.pdf (Zugriff
30. September 2019).

Office of the United Nations High Commissioner for Refugees (UNHCR)
and Organization for Security and Co-Operation in Europe (OSCE)

2017

Handbook in Statelessness in the OSCE Area: International Standards
and Good Practices, verfiighar auf www.osce.org/handbook/stateless-
ness-in-the-OSCE-area?download=true (Zugriff 23. Oktober 2019).

Office of the United Nations High Commissioner for Refugees (UNHCR)

2017a

2017b

2018a

2018b

2019

Mapping Statelessness in Austria. UNHCR Osterreich, Wien. Verfligbar
auf www.unhcr.org/dach/wp-content/uploads/sites/27/2017/04/AUT_
Mapping_Statelessness_EN.pdf (Zugriff 23. Oktober 2019).
Staatenlosigkeit in Osterreich. UNHCR Osterreich, Wien. Verfligbar
auf www.unhcr.org/dach/wp-content/uploads/sites/27/2017/04/
AUT _Staatenlosigkeit_in_Oesterreich_dt_Kurzfassung.pdf (Zugrift
23. Oktober 2019).

Stateless in Europe: Ordinary People in Extraordinary Circumstances,
UNHCR Bureau for Europe, Briissel.

UNHCR-Analyse des Entwurfs flir das Fremdenrechtsinderungsgesetz 2018,
S. 4, verfiigbar auf www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVI/SNME/
SNME_00872/imfname_693196.pdf (Zugriff 2. Oktober 2019).
UNHCR-Empfehlungen zu den Themen Flucht und Asyl in Osterreich.
Verfiigbar auf www.unhcr.org/dach/wp-content/uploads/
sites/27/2019/08/AT_UNHCR_Empfehlungen_Regie-
rung_2019.pdf (Zugriff 6. September 2019).

Good Practices Paper — Action 6: Establishing Statelessness Determination
Procedures to Protect Stateless Persons, verfiigbar auf www.refworld.org/

pdfid/57836cft4.pdf (Zugriff 23. Oktober 2019).

134


http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVI/SNME/SNME_00905/imfname_693777.pdf
http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVI/SNME/SNME_00905/imfname_693777.pdf
http://www.osce.org/handbook/statelessness-in-the-OSCE-area?download=true
http://www.osce.org/handbook/statelessness-in-the-OSCE-area?download=true
http://www.unhcr.org/dach/wp-content/uploads/sites/27/2017/04/AUT_Mapping_Statelessness_EN.pdf
http://www.unhcr.org/dach/wp-content/uploads/sites/27/2017/04/AUT_Mapping_Statelessness_EN.pdf
http://www.unhcr.org/dach/wp-content/uploads/sites/27/2017/04/AUT_Staatenlosigkeit_in_Oesterreich_dt_Kurzfassung.pdf
http://www.unhcr.org/dach/wp-content/uploads/sites/27/2017/04/AUT_Staatenlosigkeit_in_Oesterreich_dt_Kurzfassung.pdf
http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVI/SNME/SNME_00872/imfname_693196.pdf
http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVI/SNME/SNME_00872/imfname_693196.pdf
http://www.unhcr.org/dach/wp-content/uploads/sites/27/2019/08/AT_UNHCR_Empfehlungen_Regierung_2019.pdf
http://www.unhcr.org/dach/wp-content/uploads/sites/27/2019/08/AT_UNHCR_Empfehlungen_Regierung_2019.pdf
http://www.unhcr.org/dach/wp-content/uploads/sites/27/2019/08/AT_UNHCR_Empfehlungen_Regierung_2019.pdf
http://www.refworld.org/pdfid/57836cff4.pdf
http://www.refworld.org/pdfid/57836cff4.pdf

Reindl-Krauskopf, S.

2010  Argumente gegen die Geschworenengerichtsbarkeit, Verfigbar auf
https://rdb.manz.at/document/rdb.tso.LIanwbl20100505 (Zugriff
3. September 2019).

Stadt Wien

2017 4. Wiener Integrations- & Diversitiitsmonitor 20132016 (Magistrats-
abteilung 17 — Integration und Diversitit, Wien). Verfiigbar auf
www.wien.gv.at/menschen/integration/pdf/monitor-2016.pdf
(Zugriff 4. November 2019).

SOS Mitmensch,

2019 Integrationspolitik auf dem Riickzug? Expertinnen und Experten
analysieren integrative und desintegrative MafSnahmen der Bundes-
regierung (SOS Mitmensch, Wien). Verfiigbar auf www2.sosmit-
mensch.at/dl/LInL]JKJKnoo]qx4KJK/SOS_Mitmensch_Exper-
tInnen_Bericht_Integrationspolitik_Maerz2019.pdf (Zugriff
13. September 2019).

Interviews und Fragebdgen

Interview mit der Vertretung des Osterreichischen Integrationsfonds,
11. September 2019.

Interview mit Dietmar Hudsky und Eva Pfleger, Bundesministeriums fiir
Inneres, 1. Oktober 2019.

Interview mit Peter Marhold, Helping Hands, 24. September 2019.

Fragebogen beantwortet von der Landesregierung vom Burgenland, Landesplanung,
Sicherheit, Gemeinden und Wirtschaft, 30. September 2019.

Fragebogen beantwortet von der Landesregierung von Kirnten, Wahlrecht,
Staatsbiirgerschaft und Aufenthaltswesen, 7. Oktober 2019.

Fragebogen beantwortet von der Landesregierung von Niederosterreich,
Abteilung Staatsbiirgerschaft und Wahlen, 11. September 2019.

Fragebogen beantwortet von der Landesregierung von Oberdsterreich, Gruppe
Staatsbiirgerschaft, Migration, Wahlen, 26. September 2019.

Fragebogen beantwortet von der Landesregierung von Salzburg, Referat
Wahlen und Staatsbiirgerschaft, 18. September 2019.

Fragebogen beantwortet von der Landesregierung von Steiermark, Referat
Staatsbiirgerschaft, 24. September 2019.

135


https://rdb.manz.at/document/rdb.tso.LIanwbl20100505
http://www.wien.gv.at/menschen/integration/pdf/monitor-2016.pdf
http://www2.sosmitmensch.at/dl/LlnLJKJKnooJqx4KJK/SOS_Mitmensch_ExpertInnen_Bericht_Integrationspolitik_Maerz2019.pdf
http://www2.sosmitmensch.at/dl/LlnLJKJKnooJqx4KJK/SOS_Mitmensch_ExpertInnen_Bericht_Integrationspolitik_Maerz2019.pdf
http://www2.sosmitmensch.at/dl/LlnLJKJKnooJqx4KJK/SOS_Mitmensch_ExpertInnen_Bericht_Integrationspolitik_Maerz2019.pdf

Fragebogen beantwortet von der Landesregierung von Tirol, Abteilung
Staatsbiirgerschaft, 11. September 2019.

Fragebogen beantwortet von der Landesregierung von Vorarlberg, Fach-
bereich Staatsbiirgerschafts-, Fremden- und Personenstandsrecht,
16. September 2019.

Fragebogen beantwortet von der Landesregierung von Wien, Magistrats-
abteilung 35, 24. September 2019.

Schriftlicher Beitrag der Landesregierung von Oberdsterreich, Gruppe
Staatsbiirgerschaft, Migration, Wahlen, 15. Oktober 2019.

Schriftlicher Beitrag der Landesregierung von Tirol, Abteilung Staatsbiirgerschaft,
15. Oktober 2019.

Schriftlicher Beitrag der Landesregierung von Vorarlberg, Fachbereich Staats-
biirgerschafts-, Fremden- und Personenstandsrecht, 17. Oktober 2019.

Schriftlicher Beitrag des Bundesministeriums fiir Inneres, 19. Dezember 2019.

Schriftlicher Beitrag des Bundesministeriums fiir Inneres, 14. Februar 2020.

Schriftlicher Beitrag von Franziska Wallner, IOM Landesbiiro fiir Osterreich,
18. Oktober 2019.

136



	Zusammenfassung
	1. Einleitung
	1.1 Ziele der Studie
	1.2 Die Staatsbürgerschaft im historischen und rechtlichen Kontext 
	1.3 Definitionen
	1.4 Methodologie

	2. Die Staatsbürgerschaft im österreichischen Kontext
	2.1 Nationale Rechtsgrundlagen
	2.2 Statistiken zu Einbürgerungen in Österreich 
	2.3 Jüngste nationale Entwicklungen 

	3. Erwerb der Staatsbürgerschaft 
	Exkurs: Staatsbürgerschaftserwerb durch Abstammung
	3.1 Verleihung der Staatsbürgerschaft 
	3.2 Allgemeine Verleihungsvoraussetzungen
	3.3 Staatsbürgerschaftsverleihungen nach allgemeinen Regeln und Erstreckungen
	3.4 Staatsbürgerschaftsverleihungen nach besonderen Regeln 
	3.5 Staatsbürgerschaftserwerb durch Anzeige

	4. Rechte und Pflichten der neuen StaatsbürgerInnen 
	4.1 Wahlrecht
	4.2 Recht auf Wiedereinreise und diplomatischer bzw. konsularischer Schutz
	4.3 Wehrpflicht und Mitwirkung an der Gerichtsbarkeit

	5. Doppelstaatsbürgerschaft
	5.1 Aktueller Diskussionsstand
	5.2 Gesetzliche Vorgaben
	5.3 Ausnahmen vom Verbot der Doppelstaatsbürgerschaft

	6. Verfahren zur Verleihung der Staats­bürgerschaft
	6.1 Zuständige Behörde und Unterstützung während des Verfahrens
	6.2 Notwendige Dokumente und Identitätsfeststellung
	6.3 Kosten im Zusammenhang mit der Staatsbürgerschaftsverleihung
	6.4 Verfahrensdauer
	6.5 Verleihungszeremonie
	6.6 Ablehnungsgründe und Berufungsmöglichkeit

	7. Staatsbürgerschaft und Integration
	7.1 Österreichisches Modell – Integration vor Staatsbürgerschaftsverleihung
	7.2 Motivationsmaßnahmen zum Staatsbürgerschaftserwerb
	7.3 Integration am Arbeitsmarkt

	8. Schlussfolgerungen
	Anhänge
	A.1 Statistische Daten
	Tabelle A.1: Einbürgerungen in Österreich von 2014 bis 2018, aufgeschlüsselt nach Staatsangehörigkeitsgruppen (absolut und relativ zur Zahl der in Österreich lebenden Staatsangehörigen derselben Gruppe)
	Tabelle A.2: Einbürgerungen von Drittstaatsangehörigen in Österreich von 2014 bis 2018, aufgeschlüsselt nach Geschlecht
	Tabelle A.3: Einbürgerungen von EU-Staatsangehörigen in Österreich von 2014 bis 2018, aufgeschlüsselt nach Geschlecht
	Tabelle A.4: Einbürgerungen von Drittstaatsangehörigen in Österreich von 2014 bis 2018, aufgeschlüsselt nach relevanten Altersgruppen
	Tabelle A.5: Einbürgerungen von EU-Staatsangehörigen in Österreich von 2014 bis 2018, aufgeschlüsselt nach relevanten Altersgruppen
	Tabelle A.6: Einbürgerungen von Drittstaatsangehörigen in Österreich von 2014 bis 2018, aufgeschlüsselt nach Alter in 5-Jahresgruppen
	Tabelle A.7: Einbürgerungen von EU-Staatsangehörigen in Österreich von 2014 bis 2018, aufgeschlüsselt nach Alter in 5-Jahresgruppen
	Tabelle A.8: Staatsbürgerschaftsverleihungen in Österreich von 2014 bis 2018, aufgeschlüsselt nach Art der Verleihung
	Tabelle A.9: Einbürgerungen in Österreich von 2014 bis 2018, aufgeschlüsselt nach Rechtsgrund (StbG)

	A.2 Liste der Übersetzungen und Abkürzungen
	A3. Quellenverzeichnis


